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Dirk Gerdes

Frankreich — „Vielvölkerstaat" vor dem Zerfall?

ie Überschrift dieses Beitrags ist zugegebe- 
iermaßen etwas reißerisch — auch Anfüh- 
ungs- und Fragezeichen können hier nur be- 
renzt Distanz andeuten! Was also motiviert 
len Verfasser zu dieser, emotionale Reaktio- 
ien einkalkulierenden, Titelwahl?
‘wei vorweg zu betonende Befunde können 
cinen solchen „Einstieg" vielleicht plausibel 
nachen:
.. In nur wenigen westeuropäischen Ländern 
am ehesten noch in Spanien) stehen sich 
Regionalismus und Zentralismus in einer 
solch abgrundtiefen Unvereinbarkeit gegen- 
Iber, wie sie sich in der Distanz zwischen dem 
offiziellen Selbstverständnis Frankreichs als 
RÄpublique une et indivisible" einerseits und 
len Forderungen nach kultureller, politischer 
ind wirtschaftlicher .Autonomie" andererseits 
zeigt.

• Selbst dort, wo die ideologischen und politi-
schen Fronten in vergleichbarer Heftigkeit 
aufeinanderstoßen, sind Verfassungskompro- 
nisse wie in Spanien (oder Belgien) oder insti- 
utionelle Zugeständnisse wie in Großbritan- 
ien (aber auch in Italien) als Konfliktrege- 
ungsversuche anerkannt. Orientiert man sich 
lagegen in Frankreich an den Äußerungen 
ler verfeindeten Wortführer des zentralisti- 
chen Nationalstaats (z. B. des Gaullisten 
• Chirac) und des „ethnonationalistischen" 
Regionalismus (z. B. Francois Fontans), dann 
cheinen Brückenschläge hier undenkbar.

’olitjournalistische Kassandrarufe wie der 
ean-Pierre Richardots beschwören denn auch 
ereits das Resultat einer scheinbar unver- 
leidlichen Konflikteskalation: den staatli- 
hen Zerfall der „unteilbaren Nation", ein in 
echs bis acht Teilstaaten „zerstückeltes 
'rankreich"1). Bis zum Ende dieses Jahrhun- 
erts wird, so Richardot, Frankreich in seiner 
eutigen Gestalt von der Landkarte ver-

2) Giscard d'Estaing, Democratie francaise, Paris 
1976.
3) Giscard: „Contrairement ä ce que ion dit et crit 
souvent..., il n'y a pas de problßme de la Corse, il y a 
des problemes en Corse“, in: Le Monde, 11./12. Juni 
1978; Barre: „Il n’y a pas de problme corse. Il y a des 
problemes du dveloppement 6conomique et social 
de la Corse“, in: Le Monde, 14. 12. 1978.

Einleitung
schwunden sein — es sei denn, die verant-
wortlichen Politiker „wachen unverzüglich 
auf"!
Giscard d'Estaing, sicherlich für absehbare 
Zeit einer der wichtigsten Adressaten solcher 
Weckrufe, scheinen „Schreckensvisionen“ die-
ser Art gleichwohl nicht zu beunruhigen. In 
seinem Buch „Dömocratie francaise"2) läßt sich 
aus keiner Zeile herauslesen, daß regionalisti- 
sehe Themen zur Ursache politischer Schlaf-
störungen der Repräsentanten dieses Sy-
stems reifen könnten. Diese Sprachlosigkeit 
stimmt dennoch mißtrauisch: werden die 
(Bomben-)Anschläge bretonischer und korsi-
scher Separatisten auf die „Integrität der fran-
zösischen Nation" nicht vor demselben Hoch-
verrats-Sondergerichtshof (Cour de sret de 
l'Etat) verhandelt, vor dem zu Beginn der 
V. Republik auch die OAS-Verschwörer abge-
urteilt wurden? — Die politische Dimension 
der staatsgefährdenden Bedeutung wird den 
„Separatisten" also quasi unauffällig durch Zu-
ständigkeitserklärung einer Instanz beschei-
nigt, die weit oberhalb (und außerhalb) der All-
tagsjustiz angesiedelt ist. Der Vorwurf der 
Verschlafenheit an die Adresse der verant-
wortlichen Politiker könnte demnach insofern 
an dem Problem vorbeizielen, als er in Wirk-
lichkeit auf eine fehlinterpretierte „taktische 
Verschwiegenheit" hinweist, hinter der sich 
vielleicht ein durchaus sensibilisiertes Pro-
blembewußtsein verbirgt. Die beschwörenden, 
fast identischen Erklärungen Giscards und 
seines Ministerpräsidenten Barre z. B. anläß-
lich ihrer kurz aufeinanderfolgenden (!) good- 
will-Reisen nach Korsika, es gebe kein natio-
nales „korsisches Problem", sondern nur „Pro-
bleme in Korsika"3), wirkten dort eher wie eine



didaktische Repetition des „offiziellen" franzö-
sischen Staatsverständnisses, als daß sie politi-
sche Selbstverständlichkeiten reflektierten.
Das für alle Vertreter, Liebhaber oder Bewun-
derer des französischen Zentralismus („La 
France — c'est Paris") schockierend einpräg-
same Richardot'sche Tableau eines separati-
stisch zerstückelten Frankreichs ist zweifellos 
ein hochgradig spekulatives Gedankenexperi-
ment: Der technokratischen Kälte eines über-
zentralisierten Staatsgebildes wird die ver-
meintliche Intimität und Individualität einer 
nach „ethnisch'-kulturellen Kriterien konstru-
ierten französischen Kleinstaaterei gegen-
übergestellt — eine gegenwärtig beständig an 
Attraktivität gewinnende Vorstellung also, die 
eher geschichtsphilosophische Konzepte und 
Schlüsselbegriffe des 19. und frühen 20. Jahr-
hunderts reaktiviert, als daß sie die im heuti-
gen französischen Regionalismus angelegten 
Realitätsbilder und Konfliktursachen überzeu-
gend erklärt. Immerhin: die Ängste oder Hoff-
nungen des überwiegenden Teils französi-
scher Zentralisten bzw. Regionalisten kreisen 
um „utopische" Projektionen dieses Zuschnitts. 
Und wenn man sich dann noch deutschspra-
chige Publikationen zu diesem Problemkreis 
ansieht, gewinnt man vollends den Eindruck, 
daß es sich in Frankreich eher um zielbewußte 
„Freiheitskämpfe“4) kulturell unterdrückter 
(und wirtschaftlich ausgebeuteter) „nationaler 
Minderheiten " Volksgruppen "/„Ethnien " als 
um bis heute höchst vielfältige Interpretatio-
nen von und Reaktionen auf strukturelle(n) 
Problemen) handelt, die keineswegs nur die 
„ethnischen“ Randregionen betreffen. Die ide-
ologische Reduktion der regionalistischen Be-
wegungen auf eine „Minoritätenbewegung“, 
die im oft unreflektierten Gebrauch der eben 
erwähnten Begriffstrias trotz vielerlei antiko- 
lonialistischen und ökologischen Beiwerks im-
mer wieder durchbricht, stellt gerade auch die 
bundesrepublikanische Rezeption des franzö-
sischen Regionalismus5) in eine problemati-
sche, deutsch-osteuropäische Tradition der 
„Volksromantik", die mit naiven Unbefangen-

4) „Jean" (= Thomas Lehner), Vom Freiheitskampf 
der Korsen, Mit einem Vorwort über Breizh-Bretag- 
ne, München 1978.
5) Dazu: Dirk Gerdes, La rdception du rdgionalisme 
francais en Allemagne, Vortrag an der Univ. Straß-
burg v. 1.3. 1979 (Manuskript).

6) Vgl. Jean“ (= Thomas Lehner), Elsaß: Kolonie in 
Europa, Mit einem Vorwort über Occitanien, Korsi-
ka, Wales und Jura, Berlin 1976, S. 8.
7) Vgl. hierzu den Beitrag in: Dirk Gerdes/Dieter 
Nohlen/Rainer-Olaf Schultze, Die regionalistische
Herausforderung. Großbritannien — Frankreich — 
Spanien, Königstein/Ts. 1980 (erscheint demnächst); 
eine umfassende Bestandsaufnahme bieten die Bei-
träge in: Dirk Gerdes (Hrsg.), Aufstand der Provinz 
— Regionalismus in Westeuropa, Frankfurt/New 
York 1980 (erscheint demnächst).

heitserklärungen ä la „Jean"6) allein noch kei-
neswegs „bewältigt" ist. Beides, das „ethnona- 
tionalistische" Selbstbild vieler französischer 
Regionalisten und eine überwiegend in Mino-
ritätenkategorien argumentierende deutsche 
Rezeption, gibt Anlaß genug, dem damit ver-
bundenen Traditionsballast und seiner „mo-
dernen" kapitalismus- und systemkritischen 
Uminterpretation nachzuspüren.
Unter Verzicht auf die Darstellung der frühe
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Entwicklungsgeschichte des französischen 
Regionalismus ) wird es im folgenden also zu-
nächst um die Klärung des ideologischen und 
historischen Kontextes der Begriffe „nationale 
Minderheit" und „Volksgruppe“ gehen. Im Un-
terschied zu Spanien und Großbritannien ist 
der Regionalismus in Frankreich ungleich 
stärker mit einem Traditionsstrang verkop-
pelt, der in Mittel- und Osteuropa mit der 
„großdeutschen“ Volkstumspolitik assoziiert 
wird und in Frankreich selbst die Kollabora-
tionspraxis vor allem bretonischer, flämischer 
und elsässischer Regionalisten mit dem deut-
schen Nationalsozialismus begründete. Uber 
die angedeutete grundsätzliche ideologische 
Opposition zwischen republikanischem Zen-
tralismus und regionalistischem Partikularis- 
mus hinaus ist es also die historische Diskredi-
tierung durch diese „Bündnisstrategie", die bis 
heute einen Dialog zwischen Regionalisten 
und Zentralisten erschwert.
Diese Belastung sollte man sich bewußt ma-
chen, bevor man scheinbar „unbefangen" seine 
Sympathien für die vermeintlichen „natio-
nalen Befreiungskämpfe" in Frankreich aus-
breitet und damit der Sache wahrscheinlich 
eher Schaden als Nutzen zufügt.
In den folgenden Kapiteln wird es also weni-
ger um eine deskriptive Bestandsaufnahme, 
noch weniger um eine theoretische „Erklä-
rung" des französischen Regionalismus gehen. 
Überprüft werden sollen in ideologiekriti-
scher Absicht die intellektuellen Deutungs-



muster des französischen Regionalismus, die 
in ständiger Wechselwirkung auch die Reali-
tätsinterpretationen und Handlungsorientie-
rungen eines großen Teils der organisierten 
Bewegungen geprägt haben.
Dem Verfasser ist bewußt, daß ein solcher An-
satz zunächst an der subjektiven Betroffenheit 
der Individuen und Gruppen, die ihren Wider-

stand regionalistisch artikulieren, vorbeigeht. 
Zu fragen ist jedoch, ob nicht auch die bisher 
bereitgestellten Deutungen diesen „subjekti-
ven Faktor“ systematisch ignorieren. Deren 
ideologiekritische Befragung könnte dann 
theoretische, vielleicht auch praktische Kon-
sequenzen aufzeigen, die dieser Betroffenheit 
eher gerecht werden.

I. Regionalistische Bewegungen in Frankreich: 
Überlebenskampf bedrohter „Volksgruppen"?

Zum historischen Kontext der Begriffe „na-
tionale Minderheit" und „Volksgruppe"

Die in der Folge des Versailler Vertrags von 
1919 erwirkten Gebietsverschiebungen und 
staatlichen Neuordnungen in Ost- und Süd-
osteuropa hatten dem Völkerrecht einen 
neuen wichtigen Problemkreis beschert: das 
Problem der „nationalen Minderheiten". Die 
deutsche Bevölkerung in Westpreußen, in der 
Provinz Posen, in Oberschlesien und in Teilen 
Ostpreußens, die Südtiroler, Sudeten- und Un-
garndeutschen, die Ukrainer in Polen, die Un-
garn in Rumänien und der Tschechoslowakei 
— diese und viele weitere sich nicht mit dem 
jeweiligen „Staatsvolk" identifizierenden Be-
völkerungsteile waren durch die mehr oder 
weniger willkürlichen Grenzziehungen zu „Er-
eignisminderheiten" (Kloss) geworden, die sich 
dem Druck eines territorial festgeschriebenen 
Kulturnationalismus der neuen bzw. umge-
stalteten Staaten ausgesetzt sahen. Zum Pro-
blem wurde diese neue Ordnung, weil mit ihr 
der Anspruch verknüpft war, die als konflikt- 
trächtig erkannte Koexistenz von „Nationali-
tät" und Staat im Nationalstaat zur Deckung zu 
bringen. Im Unterschied zu Frankreich, wo die 
.kulturelle" Substanz der nationalen Selbstin-
terpretation nahezu bruchlos mit dem in der 
französischen Revolution definierten republi-
kanischen Staatszweck verschmolz, wo „civili- 
sation" und demokratische „citoyennet" als 
Einheit gedacht wurden8), blieb in den ost-

9) Vgl. dazu: Heinz Kloss, Grundfragen der Ethno- 
politik im 20. Jahrhundert, Wien/Stuttgart/Bad Go-
desberg 1969, S. 329 ff., und Theodor Veiter, Natio-
nalitätenkonflikt und Volksgruppenrecht im 20. 
Jahrhundert, München 1977, S. 22 ff.
10) Dazu: Heinz Kloss, a. a. O., S. 334 f„ und Theodor 
Veiter, a. a. O., S. 24.

8) Bei Rousseau ist diese etatistische Sichtweise 
noch verschärft: „Ce sont les institutions nationales 
qui forment le gnie, le charactre, les gots et les 
murs dun peuple ... qui lui inspirent cet ardent 
amour de la patrie", in: Considrations sur le gouver- 
nement de Pologne, zitiert bei A. D. Smith, Theories 
of Nationalism, London 1971, S. 48. 

und südosteuropäischen Staaten das individu-
alisierende Prinzip demokratischer Volkssou-
veränität dem „organisch"definierten, sprach-
lich-kulturellen Nationalitätsprinzip unterge-
ordnet. Gesellschaftliche und politische Kon-
flikte, die die Minderheiten tangierten, wur-
den somit von Anfang an als nationalitätenpo-
litische Konflikte ausgetragen. Das umfas-
sende System von Minderheiten-Schutzver- 
trägen zwischen den Gründerstaaten des Völ-
kerbundes und den neuen bzw. umgestalteten 
Staaten9) konnte dieser Tendenz nicht entge-
gensteuern — dies nicht nur aufgrund der 
Ineffizienz des Beschwerdeverfahrens vor 
dem Völkerbund10 ): Die dem Minderheiten-
schutzsystem zugrunde liegende Vorstellung 
einer sich jenseits „traditionaler" Bindungen 
entwickelnden, gesamtstaatlich-demokrati-
schen „politischen Kultur" ignorierte das 
Selbstverständnis der betroffenen Staaten und 
wirkte so auf deren rigorose Diskriminie- 
rungs- und Assimilierungspolitik eher noch 
verschärfend.
Die faktische Vermischung kulturnationalisti-
scher und sozioökonomischer Konfliktberei-
che, deren Brisanz der Austromarxist Renner 
durch seine Unterscheidung zwischen Staat 
als „Wirtschafts-Gemeinschaft" und Nationali-
tät als „Kulturgemeinschaft" für das österrei-
chisch-ungarische Völkergemisch noch zu 
entschärfen versucht hatte, begründete jetzt 
auch das Scheitern aller Forderungen, die auf 



eine korporationsrechtliche Anerkennung 
und Autonomie unterschiedlicher Nationali-
täten in einem gemeinsamen Staatsverb
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drängten . Renners Vorstellungen zielten 
auf eine Entpolitisierung nationaler Loyalitä-
ten; Aas, kulturnationalistische Selbstverständ-
nis der neuen bzw. umgestalteten ost- und 
südosteuropäischen Staaten hatte dagegen ge-
rade die totale Politisierung nationaler Loyali-
täten zur Basis: Wenn man sich dort schon mit 
der menschenrechtlich begründeten Einmi-
schung des Völkerbundes in „innere Angele-
genheiten" nur unter Protest abfinden konnte, 
so tangierte jede darüber hinausgehende kor-
porationsrechtliche Autonomieforderung die 
tragenden Grundprinzipien dieser Staatsgebil-
de. Die Affinität minoritären Sonderbewußt-
seins zur grundsätzlichen „Systemopposition" 
barg zudem immer auch die politische Option 
einer nationalistisch-irredentistischen Bedro-
hung des neu geschaffenen Staatensystems in 
sich.
Hatten sich die Minderheiten-Organisationen 
bis in die 30er Jahre in internationaler Koope-
ration (Europäische Nationalitätenkongresse) 
um eine demonstrative Betonung ihres defen-
siven Charakters und um die internationale 
Anerkennung eines staatsunabhängigen Exi-
stenzrechts aller „eigenständigen Völker" 
(Boehm), nationalen Minderheiten und Volks-
gruppen bemüht, so hatte vor allem die deut-
sche Volksgruppenbewegung spätestens seit 
Ende der 20er Jahre gegen den sich zuneh-
mend verdichtenden Verdacht zu kämpfen, 
„Fünfte Kolonne"ihres ,,Muttervolkes"(Boehm) 
zu sein. Begründet war dies einmal in der un-
geklärten Ambivalenz zwischen der Betonung 
der Staatsunabhängigkeit der Volksgruppen 
und der gleichzeitigen Anlehnung an das 
staatlich organisierte „Muttervolk" der 
„Reichsdeutschen", und zum anderen in der 
grundsätzlichen ideologischen Verwandt-
schaft der Volksgruppenideologie mit der irra-
tionalistischen „Blut-und-Boden"-Mythologie 
des Nationalsozialismus. Diese Verwandt-
schaft sorgte schließlich dafür, daß sich die 
„neutrale“ Haltung der deutschen Volksgrup-

penbewegung schließlich unter dem Einfluß 
der nationalsozialistischen „ Volkstumspolitik“ 
zugunsten „großdeutscher“ und damit irreden- 
tistischer Tendenzen auflöste — eine Hypo-
thek, die heute gern verschwiegen wird und 
die selbst einen menschenrechtlich motivier-
ten Minderheitenschutz belastet.

Die problematische Erbschaft 
der Volksgruppenbewegung

Vorab: Es ist richtig, daß sich die Volksgrup-
penbewegung ebenso wie ihre heutigen Nach-
folger gegen eine „rassistisch reduzierte Be-
gründung" ihres Eintretens für kollektive 
Volksgruppenrechte gewehrt haben. Der Hin-
weis auf diese Distanz erfaßt jedoch nur einen 
kleinen Ausschnitt ihrer Beziehungen zu den 
Nationalsozialisten. Kloss weist zu Recht dar-
auf hin, daß auch innerhalb der NSDAP zumin-
dest in den ersten Jahren nach 1933 eine 
nicht-rassistische Strömung dominierte, die 
ihre Argumente für das „Lebensrecht" der 
Volksgruppen gleichwohl aus der nicht min-
der fragwürdigen Überzeugung ableitete, „daß 
Menschen, die ihr Volkstum wechseln, häufig 
moralisch geringwertig und außerstande zu 
schöpferischer Mitarbeit seien." 1)

11) Vgl. Hans Mommsen, Nationalismus und Natio-
nalitätenfrage im Verständnis des Marxismus, Ab- 
schnitt B des Lex-Artikels „Nationalismus, Nationa-
litätenfrage", in: Sowjetsystem und demokratische 
Gesellschaft, Sp. 663; auch: Heinz Kloss, a. a. O„ 
S. 150 ff.

12) Heinz Kloss, a. a. O., S. 342.
13) So Max Hildebert Boehm, Volkszerreißung und
Minderheitennot, in: K. C. von Loesch/M. H. Boehm 
(Hrsg.), Zehn Jahre Versailles, Bd. III, Die grenz- und 
volkspolitischen Folgen des Friedensschlusses, Ber-
lin 1930, S. 433; Boehm erhielt seinen ersten Lehr-
stuhl („Volkstheorie und Volkstumssoziologie'') erst 
nach der NS-Machtergreifung. In seiner 1937 er-
schienen „Volkskunde" ist von einer Distanz zur NS- 
Ideologie nur noch wenig zu spüren. Theodor Veiter 
bezeichnet Boehm 1973 als „im Grunde noch heute 
unerreichte(n) Volkswissenschaftler(...)", in: Th. Vei-
ter, Deutschland, deutsche Nation und deutsches 
Volk, Volkstheorie und Rechtsbegriffe, in: Aus Poli-
tik und Zeitgeschichte, B 11/73, S. 7.

Nicht nur die nationalistische Überheblich-
keit gegenüber den „ressentimentgeladenen 
Unterschichtsvölkern"13) prägte das Verhalten 
der deutschen Volksgruppenbewegung, son-
dern auch und gerade deren durch den Natio-
nalsozialismus bestärkte Empfindlichkeit und 
erbi tterte Gegnerschaft gegen über jeder Form 
von Assimilantentum bzw. „Volksverrat“. Die 
in ihren Auswirkungen totalitäre Denkfigur 
des volksverräterischen „Renegaten" und „As- 
similanten" spukt folgerichtig — trotz verbaler 
Distanzierung vom Nationalsozialismus — 
auch heute noch durch die Literatur zum 



Volksgruppenrecht 14). Wenn Veiter 1977 (!) 
den „Assimilanten" jegliche Legitimation auf 
Vertretung ihrer Volksgruppe abspricht und 
„Volk und Volkstum" als „bei den diesseitigen 
Werten an erster Stelle"15 ) stehend propagiert, 
so hat er mit dieser weder ideologiekritisch — 
wie z. B. bei Eugen Lemberg — noch histo-
risch-genetisch und/oder funktional hinter-
fragten Volkstumsmythologie die ebenso irra-
tionale wie undemokratische „Substanz" des u. 
a. von Boehm repräsentierten Teils der (deut-
schen) Volksgruppenbewegung in die Gegen-
wart hinübergerettet. Die Gefahren dieser 
Haltung werden deutlich, wenn Veiter in die-
sem Kontext beispielsweise für das Elsaß und 
für Ost-Lothringen ein „Förderndes Nationali-
tätenrecht" auch gegen den explizit artikulier-
ten Willen der „eigensprachigen Kulturfranzo-
sen" (lies: „Renegaten") fordert.

16) Boehm, Volkskunde ...; a. a. O., S. VI.
”) Der Begriff „Ethnonationalismus" wird im folgen-
den für die westeuropäische Variante kulturnatio-
nalistischer Gemeinschaftsvorstellungen (vgl. 
Anm. 18 und 19) verwendet. Er grenzt diese Vorstel-
lungen vom republikanischen Konzept der „Staats- 
nation“ ä la Rousseau (vgl. Anm. 8) ab.
18) Offen rassistisch argumentiert z. B. Michael Gal- 
loy in seinem Baskenartikel, der in dem von der 
heutigen Volksgruppenorganisation FUEV heraus-
gegebenen Handbuch der europäischen Volksgrup-
pen, Wien/Stuttgart 1970, erschien. Dies ist jedoch 
ein inzwischen selten gewordener .Ausrutscher“. Im 
allgemeinen hält man sich an die drei explizit ge-
nannten „objektiven Merkmale" der FUEV-offiziel- 
len Volksgruppen-Definition: „Eine Volksgruppe ... 
ist eine volkliche Gemeinschaft, die durch Merk-
male wie eigene Sprache, Kultur oder Traditionen 
gekennzeichnet ist. Sie bildet in ihrer Heimat kei-
nen Staat oder ist außerhalb des Staates ihrer Natio-
nalität beheimatet (nationale Minderheit)." in: 
Handbuch.. „ S. 34.

Der organizistische Volksbegriff und die da-
mit eng verbundene Forderung nach einem 
Fördernden Nationalitätenrecht“ auch gegen 
den Willen der Betroffenen (!) machen den 
Staat zum fnstrument eines absolut gesetzten 
Wertes, für den eine überindividuelle Ver-
bindlichkeit beansprucht wird und der zu-
gleich eine äußerst unbestimmte, leicht mani-
pulierbare „Substanz“ hat.
„Volklicher" Wesenskult, nationalistische Ge-
meinschaftsmythologie und rassistischer To-
talitarismus kennzeichnen in dieser Perspek-
tive nur unterschiedliche Akzentuierungen ei-
nes ihnen gemeinsamen illiberalen, vordemo-
kratischen und statischen Gesellschaftsbildes; 
sie negieren einen zentralen Wert menschen-
rechtlichen Denkens: das Recht auf Selbstbe-
stimmung, das sich auch und gerade in der in-
dividuellen Wahlmöglichkeit für eine unter 
vielen denkbaren gesellschaftlichen Existenz-
formen und Identitäten ausdrückt; sie unter-
scheiden sich nur im Ausmaß des in ihnen an-
gelegten Inhumanitätspotentials. Dem deut-
schen Nationalsozialismus blieb es Vorbehal-
ten, diese Traditionsstränge — darwinistisch 
verabsolutiert und von allen Restbeständen 
universalistischen Denkens („Gegenseitig-
keitsnationalismus") „gesäubert" — zu einem 
totalitären Ideologiebrei furchtbarster Konse-
quenz zu verarbeiten.

”) So bei Th. Veiter, Nationalitätenkonflikt.. „ 
a-a. 0., S. 186.
s) Ebd„ S. 144/145.

Organizistische Elemente im französischen 
Ethnonationalismus der Nachkriegszeit

Es hieße, die Intention der obigen Darstellung 
mißzuverstehen, würde man sie als denunzia- 
torische „Erledigung" der Volksgruppenbewe-
gung der Zwischenkriegszeit abtun. Sie sollte 
für ideologische Versuchungen sensibilisie-
ren, denen die Bewegung der Zwischenkriegs-
zeit, und hier nicht nur ihre deutschen Vertre-
ter, wie z. B. Boehm, sondern ebenso ost- wie 
westeuropäische „Volksgruppenführer", erle-
gen sind. Man kann nicht einfach verdrängen, 
daß Boehm die „vier großen S (Stamm, Sied-
lung, Sitte und Sprache)" des „volklichen Hei- 
matkundlers" Riehl schon 1937 bereitwillig mit 
folgendem Satz „völkisch" anpaßte: „In der 
Sprache unserer Zeit würden wir dafür Blut, 
Boden, Volksordnung und Volkstum sagen, 
die ihre Krönung im leidenschaftlichenWillen 
zum nationalsozialistischen Reich finden.“16 ) 
Man darf ebensowenig vergessen, welchen 
Einfluß die Gesellschaftsvorstellungen und 
ideologischen Theoreme der Volksgruppenbe-
wegung auf die oben angedeutete Kollabora-
tionspraxis einiger im „Comit Francais des 
Minoritös nationales" zusammengeschlosse-
nen französischen Ethnonationalisten 17 ) hatte. 
Und man sollte sich schließlich nicht wundern, 
wenn Analysen, die mit dem traditionellen Be-
griffsapparat auch den heutigen französischen 
Regionalismus zu erfassen suchen18), mit 
Mißtrauen begegnet wird. Hinter der begriffli-
chen Kontinuität verbergen sich nämlich oft 
genug auch politische, ideologische, perso-
nelle und organisatorische Reminiszenzen an 



die Zeit vor 1945 — dies nicht nur bei der 
deutschsprachigen Volksgruppenbewegung, 
sondern auch bei den französischen Ethnona- 
tionalisten. Einige Beispiele sollen hierzu ge-
nügen:
Die Affinität der Volksgruppenbewegung zur 
nationalsozialistischen Gemeinschaftsideolo-
gie und die sezessionistischen bzw. irredenti- 
stischen Ambitionen der regionalen Anhän-
ger dieser Ideologie hatten in weiten Kreisen 
Westeuropas, vor allem aber in Frankreich, 
jede Darstellung regionalkultureller Beson-
derheiten als die „nationaler Minderheiten“ 
oder „Volksgruppen" (communaut ethni- 
que"19 ) suspekt werden lassen. Bei der 1949 
eingeleiteten Gründung einer neuen Volks-
gruppenorganisation waren daher gerade 
auch französische Kreise sehr interessiert an 
einer neutralen Bezeichnung,’die zudem der 
spezifisch regionalistischen Tradition 
Frankreichs Rechnung trug. Als Kompromiß 
setzte sich schließlich die Organisationsbe-
zeichnung „Union der Regionen und natio-
nalen Minderheiten"durch. Geleitet wurde sie 
von zwei Westeuropäern: dem Wallonen 
Charles Plisnier und dem Bretonen Joseph 
Martray — letzterer ein zum gemäßigten 
Regionalisten und Föderalisten gewandelter 
ehemaliger Chefredakteur der bretonischen 
Zeitung „La Dpche", die vor Kriegsende von 
Yann Fouörö20) herausgegeben worden war. 
Das regionalistische, lediglich antizentralisti-
sche Element blieb in dieser Organisation je-
doch nur ein Übergangsphänomen: schon 1953 
wurde eine Umbenennung in „Föderalistische 
Union Europäischer Volksgruppen" (FUEV; 
franz.: „Union Fdraliste des Communauts 
Ethniques Europennes") vorgenommen, was 
mit der Streichung der alten ambivalenten 
Formulierung zugleich auch den Ausschluß al-
ler Regionalisten bedeutete, die den Schritt in 
den Ethnonationalismus ablehnten. Obwohl 

19) Diese Übersetzung des Wortes „Volksgruppe" 
geht zurück auf das Buch von G. Montadon, ethnie 
francaise, Paris 1935, und sollte die im westeuropäi-
schen Raum vorher sprachlich nicht präzisierbare 
Unterscheidung von Volk und (Staats-)Nation aus-
drücken; vgl. J. W. Mannhardt, Die Volksgruppe in 
Volk und Staat, in: Handbuch..., a. a. O., S. 7.
20) Er war Mitbegründer des bretonischen Separati-
stenparlaments von 1940; nach dem Krieg wurde er 
als Kollaborateur verfolgt; seit dem Ende der 50er 
Jahre ereut regionalistisch aktiv, lebt er heute — 
in Abwesenheit wegen terroristischer Aktivitäten 
verurteilt — wieder im irischen Exil.

21) Abgedruckt u. a. in: Schriften der Bundeszen-
trale für politische Bildung, Nationale Minderhei-
ten in Westeuropa. Streben nach Mitsprache und 
Selbstbestimmung, Bonn 1975, S. 43 ff.
22) In: Christian Gras/Georges Livet (Hrsg.), Regions 
et rgionalisme en France, Paris 1977, S. 461 ff.
23) A.a.O„ S. 467 ff.

sich die 1967 von der FUEV verabschiedeten 
„Hauptgrundsätze eines Volksgruppen-
rechts"21 ) durch eine vergleichsweise ausge-
wogene Mischung von individual- bzw. men-
schenrechtlichen Schutzforderungen und For-
derungen nach einem kollektiven Existenz- 
und Entfaltungsrecht der Volksgruppen aus-
zeichnen, werden beide nach wie vor aus ei-
nem organizistischen Gemeinschaftsverständ-
nis abgeleitet, das sich heute in erster Linie auf 
die vorgeblich gemeinschaftsprägende Kraft 
der Sprache beruft.
Charakteristisch für diese Verwendung des 
Spracharguments ist ein Aufsatz, den Guy 
Häraud, wie Theodor Veiter ständiger Mitar-
beiter des FUEV-Periodikums „Europa Ethni- 
ca", 1977 unter dem Titel „Le clivage linguisti- 
que et le fait national" veröffentlichte 22).  H- 
raud übernimmt von Francois Fontan (!) die 
Bewertung der Sprache als „indice synthötique 
de la nation": Sprache ist zugleich äußerlicher 
Indikator für die Existenz einer nationalen 
Gruppierung und Inbegriff ihrer „Substanz“. 
Sie ist damit allen anderen Faktoren, die ein 
„fait national“ konstituieren, übergeordnet23 ). 
Jedes Individuum ist ohne sein Zutun in die 
Tradition einer Sprachgemeinschaft einge-
bunden, die sein Denken, sein Handeln und 
damit seine Zugehörigkeit zu einem „Ethno- 
typ“ determiniert. Eine „Nation" ist folglich 
nicht identisch mit einer staatlich organisier-
ten Gemeinschaft (vgl. Boehms Betonung des 
„eigenständigen Volkes"), sie ist auch nicht le-
diglich eine Zielsetzungsgemeinschaft im 
Sinne Renans, eine „Nation" existiert — ob 
sich ihre Angehörigen nun bewußt dazu be-
kennen oder nicht — als „Gemeinschäft 
eigenständiger Sprache, Mentalität und Nor-
mativität.
War es für die „alten“ Volksgruppentheoreti-
ker charakteristisch, daß sie die hinter dem 
Minderheitenbewußtsein verborgenen Äng-
ste vor sozialer Deklassierung unthematisiert 
ließen, so ist es heute für Hraud und andere 
„linguistische" Ethnonationalisten bezeich-
nend, daß sie soziokulturelle Realanalysen der 



gegenwärtigen Sprachlandschaft gar nicht erst 
anbieten.
Analysen zum Stellenwert sprachlicher Aus-
differenzierungen in Gesellschaften, in denen 
sich soziale, sektorale und regionale Verge-
sellschaftungsmuster sowohl ökonomischer 
als auch kultureller Art zu einem sehr kom-
plexen Interaktionssystem vermischen, wür-
den jedoch zweifellos ergeben, daß man die 
sprachlich-kulturellen Minoritätsprobleme 
abgeschlossen und relativ statisch existieren-
der Siedlungsminderheiten, wie sie vor dem 
Zweiten Weltkrieg oft erörtert wurden, eben-
sowenig mit den Problemen der Randregionen 
Frankreichs vergleichen kann wie die kultu-
rellen Existenzformen archaischer, nicht-eu-
ropäischer Stammesgesellschaften, die Gegen-
stand der von Häraud ausgiebig zitierten kul-
turanthropologischen oder ethnologischen 
Forschungen sind.
Volksgruppentheoretiker wie Veiter und 
Hraud mystifizieren die Konstruktionsmerk-
male eines „vormodernen" Gesellschaftstypus 
als „Substanz" von Gemeinschaftsbildung 
schlechthin; sie isolieren den Faktor Sprache 
aus dem Faktorengeflecht heutiger staatlicher 
und gesellschaftlicher Gemeinschaftsbildung 
heraus und stilisieren ihn mit pseudowissen-
schaftlicher Attitüde zum Inbegriff „volkli- 
eher" bzw. „ethnischer" Kollektividentität

Zur „Substanz" des französischen Ethnona- 
tionalismus

Die sprachkulturelle Begründung des franzö-
sischen Ethnonationalismus hat jedoch noch 
eine weitere Schwachstelle: sie tritt hervor, 
wenn man den sprachnationalistischen An-
spruch mit dem in diesen Regionen überhaupt 
noch vorhandenen eigensprachlichen Poten-
tial konfrontiert. Untersuchungen der realen 
Sprachgeographie Frankreichs leiden nun al-
lerdings unter dem Mangel, daß die offizielle 
demographische Statistik hierzu, abgesehen 
von veralteten Angaben zum Elsaß, kein Zah-
lenmaterial bereitstellt — sicherlich ein Indi-
kator für die negative Attitüde der französi-
schen Bürokratie gegenüber jeder Äußerung 
regionalkultureller Ausdifferenzierung. Die 
vorliegenden Angaben zur Verbreitung der 
Regionalsprachen wurden fast ausschließlich 
von regionalistischen Organisationen und/ 

oder deren „Sympathisanten" zusammenge-
stellt. Dennoch belegen selbst diese Zahlen 
noch eine teilweise erstaunliche Diskrepanz 
zwischen „Sprachwirklichkeit" und sprachna-
tionalistischem Anspruch französischer Eth- 
nonationalisten. Deutlich wird diese Diskre-
panz in der folgenden Tabelle. Sie konfrontiert 
die Einwohnerzahlen 24 ) der Departements (für 
Okzitanien: Regionen), in denen nach ernst zu 
nehmenden Untersuchungen noch originäre 
regionalsprachliche Kenntnisse angetroffen 
werden, mit Schätzungen unterschiedlicher 
Verläßlichkeit zur Anzahl regionalsprachli-
cher Einwohner25 )-.

24) Entnommen aus: Statistiques et indicateurs des 
rögions francaises. Annexe au projet de loi de finan- 
ces pour 1978, Paris: INSEE, Januar 1978, S. 41 ff. und 
391 f.
25) Diese Zahlen werden aus Riccardo Petrella, La 
renaissance des cultures regionales en Europe, Paris 
1978, S. 212/213, entnommen, der für ihre Zusam-
menstellung nicht nur die gegenwärtig verfügbaren 
Handbücher ausgewertet, sondern auch bei regio-
nalistischen Bewegungen nachgefragt hat. In neue-
ren deutschsprachigen Veröffentlichungen geht 
man mit diesen Zahlen meistens noch großzügiger 
um. Besonders ausgeprägt ist diese Tendenz bei Lo-
thar Wolf, Sprachlich-kulturelle Minderheiten in 
Frankreich. Das Beispiel Okzitanien, in: Polit. Stu-
dien, 1976.
26) Angaben aus INSEE, Direction regionale de 
Strasbourg, Recensement gnral de la population 
— 1962, Langues parles et religions dclares en 
Alsace, Vol I, S. 49.

Für alle Regionalsprachen gilt, daß sie für die 
Bewohner der betreffenden Regionen nur in 
den seltensten Fällen alleiniges Kommunika-
tionsmedium sind. Im Elsaß beispielsweise, für 
das die vergleichsweise noch zuverlässigsten 
Zahlenangaben vorliegen, gaben bei der 
Volkszählung von 1962 lediglich 19,3% der 
Einwohner an, das Französische nicht zu be-
herrschen — dies bei dem wohl für alle franzö-
sischen Regionen höchsten Prozentsatz von 
84,7% Dialektsprechern264). Ein weiteres typi-
sches Merkmal, das ebenfalls für alle Regio-
nalsprachen gilt, läßt sich aus anderen im El-
saß erhobenen Angaben erschließen: Die 
Regionalsprachen sind nicht nur auf ein vor-
wiegend traditionales Milieu (Land) und auf 
bestimmte Sprechsituationen (vertraute Um-
gebung, informelles Gesprächsklima) be-
schränkte Kommunikationsmedien, sie sind 
darüber hinaus bei jüngeren Altersgruppen in 
rapidem Rückgang begriffen.
Die drei hier genannten Faktoren regional-
sprachlicher Kommunikation: situationsspezi-



fische Anwendung, Assoziierung mit einem 
vorwiegend traditionalen Milieu und weitge-
hende Verdrängung in jugendlichen Alters-
gruppen, lassen die in der Tabelle anzutreffen-
den Hoch- und Höchstschätzungen in einem 
anderen Licht erscheinen. Bezieht man in das 
Schätzkalkül zudem noch die von Ethnonatio- 
nalisten als „Unterwanderung" bzw. „Überfrem-
dung“ bezeichneten Migrationsbewegungen, 
die Abwanderung gerade jugendlicher Bevöl-
kerungsgruppen aus den peripheren Regionen 

und die ungebrochene Landflucht (vgl. Kap. II,
ein, dann wird deutlich, daß einige Schätzun-
gen jenseits aller Seriosität lediglich ethnona-
tionalistisches Wunschdenken reflektieren 
Selbst die in allen Regionen seit einiger Zeit
zu beobachtende „Renaissance“ der Regional-
sprachen, der durch gezielten Sprachunter-
richt nachgeholfen werden soll, bedeutet füi
das soziale Prestige dieser Sprachen bisher le-
diglich eine durchaus begrüßenswerte „Ten-
denzwende", kennzeichnet für deren Verbrei-



tung aber noch keine Trendumkehr. Fast 
schon peinlich wirken vor diesem Hinter-
grund Zahlenangaben wie die Lothar Wolfs, 
der ohne ein Wort der Begründung die ge-
samte Einwohnerschaft des Departements Py- 
renes Orientales zur katalanischen Sprach- 
minderheit zählt27 ). Aus der Luft gegriffen 
sind auch die Schätzungen zu Okzitanien. Gibt 
es hier schon unter den regionalistischen/eth- 
nonationalistischen Gruppierungen keine Ei-
nigkeit über die Grenzen dieses Gebietes28 ), 
so deuten erst recht die hohe Verstädterungs-
quote (die Region Provence-Alpes-Cöte d’Azur 
z. B. liegt hier nach der Ile-de-France an zwei- 
ter Stelle!) und der hohe Ausländer- und Zu-
wandereranteil auf die Unsicherheitsfaktoren 
hin, die sich einer realistischen Schätzung in 
den Weg stellen. Es wird daher hier auf Zah-
lenangaben verzichtet. In Abgrenzung von 
den vorliegenden Zahlen kann jedoch vermu-
tet werden, daß selbst deren Halbierung noch 
eine Höchstschätzung bedeuten würde!

29) Les Temps Modernes, Aot/Septembre 1973.

Unter Berücksichtigung der angedeuteten so-
ziokulturellen und demographischen Befunde 
sollen in Tabelle 2 korrigierte Schätzzahlen 
zusammengefaßt werden:
Tabelle 2:

27) Lothar Wolf, Sprachlich-kulturelle Minderhei-
ten ..., a. a. O„ S. 582.

28)  Die tabellarische Auflistung hält sich an die 
»Grenzziehung", die von „Lutte Occitane“ vorgenom- 
men wird; zuletzt in: Pais occitan/lutte occitane, 
Nr. 30, Prima 78, S. 6.

Auch diese tabellarische Zusammenfassung 
kann irreführend wirken. Zu betonen ist, daß 
es hier nur um „Kenntnisse" in den Regional-
sprachen geht. Wird nach der Verbreitung der 
Regionalsprachen als Verkehrssprachen ge-
fragt, so ergibt sich ein vergleichsweise noch 
desolateres Bild.

Während sich so die sprachliche „Substanz" 
des französischen Ethnonationalismus von 
Jahr zu Jahr verringert, scheint gleichzeitig 
auch der nur sprachlich-kulturell begründete 
Regionalismus spätestens seit Ende der 60er 
Jahre im Rückgang begriffen. Er hat — ohne 
daß die durch ihn begründete Definition der 
Randregionen als Minderheitenregionen auf-
gegeben worden wäre — einer erneut radikali-
sierten Regionalismus-Version Platz gemacht: 
dem ethnonationalistischen Antikolonialis- 
mus.

Die einprägsamen Schlagworte, die u. a. Yves 
Person 1973 an den Beginn einer von ihm her-
ausgegebenen und ansonsten sehr nuancen-
reichen Sondernummer der Zeitschrift „Les 
Temps Modernes" über „Nationale Minderhei-
ten in Frankreich“ stellte29 ), sind inzwischen 
zum programmatischen Antrieb „nationaler 
Befreiungsbewegungen“ geworden, die — am 
aktionistischen oder sogar terroristischen 
Rand der „legalen" ethnonationalistischen Be-
wegungen angesiedelt — den „antiimperiali-
stischen" Kampf der ehemaligen Kolonialvöl-
ker in den „kolonisierten" und vom „kulturel-
len Völkermord" dezimierten Minderheitenre-
gionen fortzusetzen glauben. Eine weniger ra-
dikale Praxis und eine in der Regel etwas dif-
ferenziertere Realitätsinterpretation unter 
Zugrundelegung gleicher gesellschaftstheore-
tischer Prämissen kennzeichnen die regionali- 
stischen Gruppierungen, die mit der These 
vom „internen Kolonialismus" eine erheblich 
gesteigerte Mobilisierung und Breitenwir-
kung erreicht haben. Der Analyse des dahin-
ter verborgenen Gesellschaftsbildes gelten die 
folgenden Ausführungen.



II. „Interner Kolonialismus": politische Karriere, Inhalt 
und Problematik eines regionalistischen Kampfbegriffs
Für Robert Lafont — „Chefideologe" des heuti-
gen französischen Regionalismus und seit 
Kriegsende bei allen bedeutenden regionali-
stischen Organisationen Okzitaniens (außer 
der PNO!) in führender Position tätig — be-
zeichnete der erstmals 1962 in ein regionalisti- 
sches Programm Frankreichs30 ) übernom-
mene Kampfbegriff vom „internen Kolonialis-
mus" eine entscheidende Wendemarke: das 
Symbol eines unwiderruflichen Aufbruchs 
französischer Regionalisten in den antikapita-
listischen, antizentralistischen, systemrevolu-
tionären Kampf31 ) — ein Selbstverständnis, 
das sich in der ideologischen Radikalisierung 
der traditionellen Komponenten des französi-
schen Regionalismus explizit auf das er-
folgreiche Vorbild Algeriens bezog.

30) Program des aus dem Institut d etudes occitanes 
hervorgegangenen Comit occitan d’tudes et d’ac- 
tion (CÖEA). Diesem folgte 1971 die stärker linksso-
zialistisch festgelegte Lutte Occitane, aus der sich 
wiederum 1974 die heute stärkste okzitanische 
Gruppierung Volem Viure al Pais (WAP) abspal-
tete.
31) Lafont, Döcoloniser en France. Les rögions face a 
l'Europe, Paris, 1971, S. 227.

Der algerische Unabhängigkeitskrieg hatte 
sich 1962 aus drei Gründen als Modell angebo-
ten: er war durch den Vertrag von Evian als le-
gitim anerkannt worden, obwohl damit gleich-
zeitig die Illusion des „französischen" Alge-
riens begraben werden mußte; er symboli-
sierte den Sieg des „nationalen Selbstbestim-
mungsrechts" über das Prinzip der „einen und 
unteilbaren Republik"; schließlich: er war 
weltweit als progressiver Befreiungskampf ge-
gen den kapitalistischen Kolonialismus ver-
standen worden, konnte also nicht als reaktio-
när diffamiert werden.
Die starke Betonung der ökonomischen Kom-
ponente des „internen Kolonialismus" schloß 
jedoch keineswegs aus, daß die traditionellen 
Themen des ethnonationalistischen Regiona-
lismus wie selbstverständlich in dieses neue 
Konzept eingearbeitet wurden. Dem Okzita- 
nismus gelang in den folgenden Jahren mit 
dieser thematischen Kombination von „alt" 
und „neu" eine langsame Erweiterung seiner 
sozialen Basis im traditionell linken Milieu — 
eine Entwicklung, die jedoch erst in den 70er 

Jahren zu spektakulären Aktionseinheiten 
führte. Er wurde mit dieser neuen Strategie 
zum Vorbild fast aller bedeutenden regionali-
stischen Bewegungen in Frankreich.
„Revolutionär" ist — so muß Lafonts obige 
Aussage interpretiert werden — eine regiona- 
listische Bewegung, wenn sie sowohl die bei-
den strukturellen Säulen des heutigen Frank-
reich, die politisch-administrative Zentralisa-
tion und die privatkapitalistische Marktwirt-
schaft, als auch deren politisch-ideologischen 
Legitimationssymbole, die „nationale Einheit“ 
und die individuelle „Freiheit" der Wirtschafts-
subjekte, in Frage stellt. Mißt man das „revolu-
tionäre" Potential der „legalen“ antikoloniali- 
stisch-ethnonationalistischen Bewegungen an 
diesem Maßstab, so läßt sich bei allen diesen 
Bewegungen ein jeweils unterschiedliches Mi-
schungsverhältnis in ihrer „revolutionären“ 
Motivations- und Zielstruktur feststellen. In 
keinem Fall erfüllt jedoch deren aktuelle Poli-
tik die Vorbedingungen einer im Lafontschen 
Sinne revolutionären Ausrichtung.
Schon hinter dem Begriff des „internen Kolo-
nialismus" verbergen sich stark differenzie-
rende Schwerpunktsetzungen. Dennoch läßt 
sich aus der Verwendung dieses Kampfbe-
griffs folgender „Ableitungszusammenhang“ 
als kleinster gemeinsamer Nenner ablesen:
1. Ein unterschiedlich strukturiertes Bündel 
demographischer, ökonomischer und infra-
struktureller Indikatoren wird als Beleg für 
die relative Verarmung bzw. Unterentwick-
lung der betreffenden Region angeführt.
2. (Ausschließliches) Kriterium für die territo-
riale Ausgrenzung dieser Region sind jedoch 
nicht diese ökonomischen Kennziffern, son-
dern tradierte, sprachlich-kulturell legiti-
mierte „ethnische" Siedlungsräume.
3. ökonomische Aktivitäten in einer Region
sind nur dann nichtkolonialistisch, wenn sie a) 
von „autochthonen" Bewohnern dieses Gebie-
tes verantwortet werden (korsische Wandin-
schrift: „I Francesi Fora" = Franzosen raus) 
und/oder b) primär dem regionalen Binnen-
markt „zugute" kommen („Export" z. B. nur nach 
Durchlaufen aller denkbaren Bearbeitungsstu-
fen des Produktes in der Region).



4. Da ökonomische Aktivitäten in Frankreich 
wesentlich von einer staatlichen Planungs- 
und Bewilligungsbürokratie beeinflußt und 
die Entscheidungskriterien dieser Bürokratie 
zentral definiert werden, sind Aktivitäten 
nach Pkt. 3 a) und b) prinzipiell erschwert, 
wenn nicht unmöglich (Lafont: „Les hommes 
dEtat francais ont une conscience regionale 
Parisienne").
5. Indizien für diese prinzipielle Unmöglich-
keit ökonomischer Aktivitäten, die primär der 
Region zugute kommen, sind die grundsätzli-
che Nichtanerkennung der nach Punkt 2 defi-
nierten Region und die Unterdrückung ihrer 
kulturellen Eigenständigkeit durch „Paris" so-
wie die in enger Zusammenarbeit mit dieser 
zentralistischen Bürokratie erzwungene Öff-
nung des regionalen Marktes für „externe" 
Wirtschaftsinteressen.
6. Entkolonialisierung heißt demnach zu-
nächst das Infragestellen der Legitimations-
symbole, die a) das „Pariser Regionalbewußt-
sein" der Bürokratie und der für sie verant-
wortlichen Politik begründen und b) einer An-
erkennung der Region nach den in Punkt 2 ge-
nannten Kriterien im Wege stehen: der offi-
ziellen Interpretation „nationaler Einheit" wird 
eine „höherwertige" (da historisch und kultu-
rell scheinbar stärker verankerte) „ethnische 
Identität" entgegengehalten, die durch kultu-
relle Entfremdung („Genocid") und ökonomi-
sche Ausbeutung lediglich verschüttet, aber 
nicht ausgelöscht wurde.
7. Entkolonialisierung heißt schließlich die 
Freisetzung der mit einer erneuerten ethni-
schen Identität wiedergewonnenen Energien 
regionaler Selbstbestimmung a) auf politisch-
administrativer Ebene und b) (als Folge von a) 
auch auf wirtschaftlicher Ebene.
Die traditionellen ethnonationalistischen Ele-
mente sind in diesem Argumentationsmuster 
deutlich zu erkennen. Sie begründen zugleich 
auch in ihrem neuen antikolonialistischen 
Kontext eine ideologische und politische Hy-
pothek: Die territoriale Ausgrenzung der Re-
gionen nach ethnonationalistischen Identi- 
tätskrikterien setzt die Definition der betref-
fenden Regionen als „kolonialer Raum"bereits 
voraus, bevor die diesem Raum zugeordneten 
•kolonialen“ Strukturdefizite durch Indikato-
ren konkretisiert werden, die einem vollkom-
men anderen Kategoriensystem entstammen. 

In dieser vorschnellen Territorialisierung öko-
nomischer Struktur- und Funktionsprobleme 
liegt eine doppelte Problematik: Zum einen 
lenkt diese Sichtweise von dem Anteil regi-
onsspezifischer Verursachungsfaktoren und 
der ihnen zuzuordnenden sozialen Kräfte ab 
(die „Schuldzuschreibung" bleibt auf „Paris" fi-
xiert), zum anderen versperrt sie den program-
matisch wichtigen Zugriff auf eine räumlich 
differenzierende Feinanalyse ökonomischer 
Strukturprobleme, die die „ethnisch gesetzte“ 
räumliche Homogenität in Zweifel ziehen 
würde (dies gilt vor allem für Okzitanien). Ein 
weiteres charakteristisches Handikap liegt je-
doch auch in einem neu hinzugekommenen 
Programmelement: Im Mittelpunkt aller anti- 
kolonialistisch-ethnonationalistischen Analy-
sen und Mobilisierungsstrategien steht die 
Bewußtmachung eines ökonomischen Ent-
wicklungsdefizits der jeweiligen peripheren 
Region im Vergleich zum Zentrum französi-
scher Wirtschaftsdynamik, der Ile-de-France. 
In der Wahl dieses relativen Bezugssystems 
verbirgt sich ein grundsätzliches Problem: Der 
Mangel an konsensfähigen Vorstellungen 
über eine autonome regionale Entwicklungs-
strategie, die den Zielwerten des entwickelten 
Zentrums ein alternatives Entwicklungsmo-
dell entgegensetzen würde, reduziert die 
regionalistische Bewegung inhaltlich auf eine 
Protestbewegung. So sehr sich die Ideologen 
des Regionalismus seit über einem Jahrzehnt 
um die Ausarbeitung sozialistisch und ökolo-
gisch inspirierter Aktionsprogramme bemü-
hen — eine eindeutig an alternativen Zielwer-
ten orientierte Massenmobilisierung ist ihnen 
bisher nicht gelungen. Berücksichtigt man, 
daß sich hinter regionalistischen Parolen vor 
allem Kleinbauern, Kleinhändler, Gewerbe-
treibende und Intellektuelle versammeln, 
dann erscheint es durchaus einsichtig, daß 
sich diese Gruppen eher in der gemeinsamen 
Furcht vor sozialem Abstieg als auf der Basis 
strukturrevolutionärer Programme zusam-
menfinden. Das Oszillieren der regionalisti-
schen Bewegungen zwischen einer kompro-
mißbereiten, auf „Paris" fixierten „antikolonia-
listischen“ Bündnisstrategie und ideologischer 
Fraktionierung (bzw. Isolierung) ihrer Kader-
gruppen ist typisches Resultat der bis heute 
nicht überwundenen Kluft zwischen intellek-
tuellem Anspruch und sozialer Motivation der 
breiten Anhängerschaft des Regionalismus.



Grundlegend für den teilweise aufsehenerre-
genden Erfolg dieser Bündnisstrategie — vor 
allem im Languedoc erreicht sie unter dem 
Banner der WAP-Bewegung32 ) selbst die eta-
blierten linken Massenorganisationen — ist 
also weniger eine „revolutionäre" Programm-
perspektive, als vielmehr die im Begriff des 
„internen Kolonialismus" vorgegebene Ursa-
chenanalyse regionaler Entwicklungsdefizite. 
Sie benennt drei unterscheidbare Verur-
sachungskomplexe:

32) Das „Volem Viure al Pais“ („Wir wollen in unse-
rem Land leben") ist spätestens seit dem „Winzer-
krieg" (1975/76) zur Parole einer breiten Aktionsein-
heit zwischen Okzitanisten, syndikalistischen Orga-
nisationen der Arbeiterschaft (v. a. CFDT), des 
Kleinhandels und des Weinbaus, Linkssozialisten 
und neuerdings auch südfranzösischer Untergliede-
rungen der KPF (vgl. das spektakuläre Manifest „Ge-
gen ein Europa des Kapitals — für eine pouvoir 
autonome' in Okzitanien" in: Le Monde vom 17. 11. 
1978/22. 11. 1978) geworden; vgl. hierzu: Karin Diet-
rich, Okzitanien. Ansatz zu einer Analyse der sozio-
ökonomischen und politischen Zusammenhänge als 
Beitrag zum Regionalismusproblem in Frankreich, 
unveröffentl. Zulassungsarbeit, Heidelberg 1977.

33) Vgl. u. a. Regionalstatistik, a. a. O„ S. 48 ff. Der für 
diesen Beitrag vorgesehene Umfang läßt eine aus-
führliche Datendiskussion leider nicht zu.
34) Vgl. u. a.: Le Peuple Breton (Monatsschrift der 
UDB), Nr. 169, Dez. 77, S. 26: „Unterentwicklung" • 
ist „Resultat des ... politischen Willens der Bourge-
oisie in Frankreich ..., unser Land zu beherrschen 
und ökonomisch auszubeuten"; ähnlich die Pro-
grammschrift der korsischen ARC „Autonomia" 
(Juni 1974), S. 90 ff., und Lafont, a. a. O. S. 90.
35) Vgl. La Documentation Francaise (Hrsg.), Activi- 
ts et rögions, Dynamiques düne transformationi 
Travaux et recherches de prospective, Heft 75, Paris 
1978, S. 22 ff.

1. Demographische Strukturungleichgewich-
te: „Koloniale A uszehrung“ un d»Überf rem - 
düng"

Den wichtigsten demographischen Beleg für 
die koloniale Unterdrückungssituation der pe-
ripheren (Ethno-)Regionen Frankreichs sehen 
die antikolonialistischen Regionalisten in der 
kontinuierlichen Abwanderung (vor allem der 
arbeitslosen bzw. unterbeschäftigten jungen 
Generation) in den Großraum Paris (.Auszeh-
rung“), was einerseits zur Überalterung der 
verbleibenden Bevölkerung, andererseits zu 
einem Absinken der Geburtenrate in den be-
treffenden Regionen geführt habe. Für die Bre-
tagne und den okzitanischen Küstenbereich 
wird darüber hinaus — oft unter dem Stich-
wort „Überfremdung" — Klage geführt über 
die Zuwanderung „unproduktiver" Rentner-
gruppen. Im Languedoc-Roussillon und auf 
Korsika seien die demographischen Bilanzen 
zudem durch die Ansiedlung repatriierter Al-
gerien-Franzosen verfälscht (die wiederum 
aufgrund großzügiger staatlicher Förderung 
— was zutreffend ist — die einheimische 
junge Generation in ihrem Expansionsdrang 
behindert habe) — auch dieser Vorgang wird 
unter „Überfremdung" rubriziert.

Analysiert man die vorliegenden regionalsta-
tistischen Migrationsdaten33 ), so kann gene-
rell zunächst gesagt werden, daß nicht die pe-
ripheren, sondern die beiden unmittelbar an 
den Großraum Paris angrenzenden Regionen 
Centre und Picardie unter den größten Ab-
wanderungsverlusten zu leiden haben. Bis auf 
die Bretagne scheinen alle peripheren Regi-
onen Frankreichs vergleichsweise resistent 
gegenüber der Anziehungskraft des Zentrums 
Paris zu sein. Ein anderes Bild ergibt sich bei 
den Daten, die die von den Regionalisten be-
klagte „Überfremdung" indizieren. So fragwür-
dig diese ethnonationalistische Kategorie ist: 
die südfranzösischen Randregionen sind, be-
dingt durch den seit Ende der 50er Jahre ein-
setzenden Zustrom „repatriierter" Franzosen 
aus Nordafrika, als „Einwanderungsregionen“ 
par excellence anzusehen. Eine Synopse bei-
der Datengruppen ergibt gleichwohl, daß die 
um den Großraum Paris gelegenen Regionen 
die in der Sichtweise der Ethnonationalisten 
ungünstigste Kombination von .Auszehrung“ 
und „ Überfremdung" aufweisen.

2. Unterentwicklung und Abhängigkeit
Das wichtigste Charakteristikum der regiona- 
listischen Interpretation ökonomischer 
Aspekte des „internen Kolonialismus" ist die 
Tendenz, Unterentwicklung als direkte Folge 
eines bewußten Dominanzverhaltens des Zen-
trums zu erklären34 ). Unbestreitbar und auch 
in „offiziösen“ Studien neuerdings hervorgeho-
ben35 ) ist die Tatsache, daß die „Modernisie-
rung" vergleichsweise rückständiger Wirt-
schaftsräume Frankreichs weitgehend über 
Impulse vermittelt wird, die aus dem „Zentrum 
Paris", Zunehmend aber auch aus regionalen 
„Unterzentren" (z. B. Grenoble, Lyon, Toulou-
se), auf die „Provinz" einwirken. Interpretiert 
wird diese Entwicklung als Unterwerfung pe-



ripherer Regionen unter die ökonomischen In-
teressen der höher entwickelten Regionen 
(bzw. deren Wirtschaftsunternehmen). Als 
Nachweis dient dabei u. a. ein .^Abhängigkeits- 
koeffizient“, der den prozentualen Anteil von 
Arbeitnehmern in Industriefirmen mit Ge-
schäftssitz außerhalb der betreffenden Region 
an der Gesamtzahl aller industriellen Arbeit-
nehmer dieser Region angibt36):

36) Tabellenauszug aus Documentation Francaise 
(Hrsg.), a. a. O„ S. 59.
37) Ein sehr anregender Versuch in dieser Richtung 
wird in der soziologischen Diplomarbeit von Adel-
heid Hense unternommen: Regionale Unterent-
wicklung und regionalistische Bewegung am Bei-
spiel Okzitaniens, Univ. Bielefeld, Januar 1979 (Ma-
nuskript).

Im interregionalen Vergleich zeigen jedoch 
auch diese Daten, daß nicht die peripheren Re-
gionen, die die koloniale Dominanz durch „Pa-
ris'1 lautstark beklagen, sondern die Regionen, 
die sich unmittelbar um den Großraum Paris 
gruppieren, die intensivste Außensteuerung 
aufweisen; die „koloniale Durchdringung" der 
peripheren Regionen durch externe Wirt-
schaftsinteressen kann also nicht als primärer 
Verursachungsfaktor peripherer Unterent-
wicklung identifiziert werden, insofern diese 
Unterentwicklung — in Anlehnung an depen-
denztheoretische Analysen de

37
s Nord-Süd- 

Konflikts )  — als notwendige Folge der Auf-
rechterhaltung hochentwickelter Wirtschafts-
strukturen im Zentrum gesehen wird.

3. Dezentralisierung und regionale 
Strukturpolitik

Im Mittelpunkt politisch-institutioneller For-
derungen französischer Regionalisten steht 
das Verlangen nach Abschaffung oder zumin-
dest Modifikation des politischen und admi-
nistrativen Zentralismus. Als ersten Schritt in 
Richtung einer erweiterten Regionalautono-
mie sehen alle regionalistischen Programm-
schriften die Einrichtung demokratisch ge-
wählter Regionalversammlungen und von ih-
nen abhängiger regionaler Exekutiven vor. 
Diese Forderungen nach einer durchgreifen-
den Dezentralisierung haben in den letzten 
Jahrzehnten in dem Maße an Gewicht gewon-
nen, in dem sich der Staat interventionistisch 
in die Gestaltung fast aller Gesellschaftsberei-
che eingeschaltet hat: kompensatorisch zur 
Bewältigung infrastruktureller, sozialer und 
ökologischer Folgelasten und -probleme vor 
allem in den bereits durchindustrialisierten 
Regionen, als aktiver Träger einer Industriea- 
lisierungs- und Modernisierungsstrategie vor 
allem in den „unterentwickelten“ Regionen. 
Aus der Sicht der Zentrale ergibt sich daraus 
ein institutioneller Zwang zur „Dekonzentra-
tion“ der staatlichen Zentralverwaltung, die 
sich durch Auslagerung untergeordneter Ent-
scheidungskompetenzen bei gleichzeitiger 
Bewahrung ihrer „Generalkompetenz" zu ent-
lasten sucht (sogenannte „overload“-Problema- 
tik). Eine gewisse Interessenkonvergenz zwi-
schen den Vertretern einer regionalen Auto- 
nomisierung und den Verfechtern einer er-
weiterten Dekonzentrationspolitik ergibt sich 
dabei aus der Tatsache, daß die fortschrei-
tende Staatsintervention zugleich auch zu ei-
ner verstärkten Politisierung sozialer und sek-
toraler Konflikte geführt hat, die im Rahmen 
des traditionellen Repräsentativ- und Klien-
telsystems nicht mehr vollständig kanalisiert 
werden kann.

Infrastrukturelle Erschließungsmaßnahmen 
(z. B. Bau von Straßen und Kanälen, Verbesse-
rung der Schienenverbindungen und des Tele-
fonnetzes, Ausbau spezialisierter berufsquali-
fizierender Schulen und Ausbildungsstätten) 
gehören zu den wichtigsten Instrumenten 
staatlicher Regionalpolitik. Lassen sich in die-
sem Politikbereich regionale Verzerrungen zu 
Lasten der peripheren Regionen nachweisen, 
die dem von Regionalisten wie Lafont unter-



stellten „Pariser Regionalbewußtsein“ der 
staatlichen Administration zurechenbar sind, 
dann wären die stark politisch-institutionell 
orientierten Autonomisierungsforderungen 
nicht nur der erwähnten Dezentralisierungs-
verfechter, sondern auch der weitaus „radika-
leren" ethnonationalistischen „Antikoloniali-
sten" einsichtig. Die folgende Tabelle gibt für 
jede Region zunächst das Pro-Kopf-Investi-
tionsvolumen des Staates und in der zweiten 
Spalte das durch lokale Gebietskörperschaf-
ten getätigte Pro-Kopf-Investitionsvolumen 
an38 ):

38) Zahlen aus Regionalstatistik a. a. O., S. 383/4, für 
die Zeit von Januar 1971 bis Dezember 1974 in 
FF.
39) Vgl. hierzu: Dieter Senghaas (Hrsg.), Peripherer 
Kapitalismus. Analysen über Abhängigkeit und Un-
terentwicklung, Frankfurt/M. 1974, und D. Nohlen/ 
F. Nuscheler (Hrsg.), Handbuch der Dritten Welt, 
Bd. 1: Theorien und Indikatoren von Unterentwick-
lung und Entwicklung, Hamburg 1974.

Sechs Regionen mit staatlichen Pro-Kopf-Aus- 
gaben unter 1213 FF bilden hier eine eindeutig 

gegenüber dem Rest abgesetzte Schlußgruppe. 
Darin sind mit den Regionen Picardie, Centre 
und Bourgogne wiederum drei Regionen des 
unmittelbaren Umfeldes der Ile-de-France 
und nur drei periphere Regionen vertreten. 
Von diesen peripheren Regionen (Alsace, 
Poitou-Charentes, Franche-Comt) zählt ledig-
lich das Elsaß zu den Regionen, in denen (eth- 
nonationalistisch-)antikolonialistisch argu-
mentierende Regionalisten anzutreffen sind. 
Korsika als Region mit den militantesten und 
zugleich stärksten Regionalisten Frankreichs 
erfreut sich der weitaus höchsten staatlichen 
Investitionsausgaben, steht dagegen bei den 
aus den Ressourcen der Region getätigten 
Ausgaben an drittletzter Stelle.
Gemessen an den Zielsetzungen der französi-
schen Regionalpolitik, die von einem ver-
gleichsweise hohen Investitionsbedarf der un-
terentwickelten, peripheren Regionen des 
Westens, des Zentralmassivs und des Südwe-
stens ausgehen, wirken diese Daten gleich-
wohl sehr ernüchternd. Offenkundig erlaubt 
der kon tin uierliche In vestitionsbedarf der en t- 
wickelten Regionen keinen durchgreifenden 
Ressourcen transfer zur Finanzierung von Mo-
dernisierungsinvestitionen in den peripheren 
Gebieten. Gleichzeitig hat es den Anschein, 
daß dieser politische Zielkonflikt überwie-
gend zu Lasten der um den Großraum Paris 
gruppierten Regionen gelöst wird. Stärker und 
früher als andere Regionen (Ausnahme: die al-
ten Industriereviere des Nordostens) waren 
bzw. sind sie der Eigendynamik einer ver-
gleichsweise wenig gesteuerten Wirtschafts-
entwicklung ausgesetzt.
Dieser durch die obige Analyse bekräftigte 
Befund ist nun am ehesten geeignet, das in 
diesem Beitrag auf seine Plausibilität über-
prüfte Realitätsbild französischer Regionali-
sten — vor allem insoweit es auf intellektuelle 
Deutungsmuster zurückgeht — zu relativie-
ren, gleichzeitig aber die darin enthaltene Be-
tonung politisch-institutioneller Faktoren des 
„internen Kolonialismus" verständlich zu ma-
chen.



Resümee

Nimmt man die Schlüsselbegriffe regionalisti- 
scher Bewegungen ernst, indem man sie zur 
Erklärung regionaler Unterentwicklung und 
regionalistischen Protestes heranzieht, so 
wird man — wie dieser Beitrag — schnell de-
ren geringen Erkenntniswert feststellen: Die 
oben referierten Ergebnisse stützen weder die 
These vom Überlebenskampf bedrohter 
»Volksgruppen" noch die Vermutung einer ge-
zielten „kolonialistischen Ausbeutung" der 
Randregionen durch Paris, auf die regionalisti- 
scher Protest die notwendige Reaktion wäre. 
Wenn bestimmte französische Regionen nach 
heutigem regionalistischen Selbstverständnis 
Grund hätten, aufzubegehren, dann noch am 
ehesten die unmittelbar an den Großraum Pa-
ris angrenzenden; sie sind Betroffene einer zu-
gleich disparitären und passiven, also „koloni-
alistischen" Integration — und dies nicht erst 
seit wenigen Jahrzehnten. Was sich hier als 
Ergebnis eines langen Entwicklungsprozesses 
darstellt, zeichnet sich in den peripheren 
Randregionen bisher erst schemenhaft ab. 
Und dennoch sind es diese Randregionen, die 
heute gegen eine „kolonialistische" räumliche 
Arbeitsteilung zwischen „Zentrum" und „Peri-
pherie" mobilisieren und damit den beiden 
herkömmlichen gesellschaftlichen Konfliktty-
pen, den sozialen bzw. Klassenkonflikten und 
den Konflikten zwischen verschiedenen Sek-
toren der Gesellschaft (z. B. Landwirtschaft 
contra Industrie), eine territoriale Dimension 
aufprägen. Zu fragen bleibt also, was diese 
Randregionen in der Weise unterscheidet, daß 
sie zum „Bannerträger antikolonialistischen 
Widerstands" werden konnten.

Ein erster Hinweis ergibt sich aus der Beob-
achtung, daß alle Regionalisten wie gebannt 
auf die politische Schrittmacherfunktion des 
Staates fixiert sind: Gegen die Eigendynamik 
von seit Jahrzehnten wirkenden Marktgeset-
zen läßt sich nur schwer und kaum unter Be-
zug auf eine ethnonationalistische Symbolik 
mobilisieren; staatliche „Landesentwicklungs-
politik" dagegen, die als Ergebnis zentralisier-

ter politischer Entscheidungen eine ohnehin 
angelegte passive Marktintegration forciert 
und damit massiv in die Interessensphären 
regionaler Eliten eingreift, steht unter konkre-
tem Rechtfertigungszwang. Die sozialen De-
klassierungsängste der „Integrationsopfer" 
können sich politisch artikulieren, weil ihre 
Ursachen identifizierbar erscheinen. Die Poli-
tisierung regionaler Wirtschaftsprobleme be-
flügelt geradezu eine Territorialisierung sozia-
ler und sektoraler Konflikte.
Das zweite Faktum macht die instrumentelle 

Rolle deutlich, die der Ethnonationalismus 
hierbei spielt: Die bis heute vergleichsweise 
oberflächliche Integration der Randregionen 
hat ihnen Reste kultureller Sondertraditionen 
erhalten, die immer noch zum wirksamsten 
Mittel gehören, wenn territoriale Konflikte zu 
artikulieren sind. Ethnonationalistische Re-
gionalisten versuchen, „den Staat" an seiner 
verwundbarsten Stelle zu treffen; sie bemühen 
sich, die integrative Symbolik der „nationalen 
Einheit“ „ethnisch“ zu überspielen. Die „Anti-
kolonialisten" mobilisieren gegen einen weni-
ger abstrakten, gleichwohl schwerer zu bewäl-
tigenden Gegner: Sie haben die .Allianz von 
Staat und Kapitalismus" (Lafont) im Visier. Ihre 
gemeinsame Gefolgschaft kann sich bis jetzt 
nur auf die Forderung nach regionaler Auto-
nomie einigen. Dieser vage Minimalkonsens 
macht zugleich die Stärke und Schwäche der 
regionalistischen Bewegungen aus. „Paris" 
wird reagieren müssen, die Regionalisten wer-
den jedoch kaum in der Lage sein, diese Reak-
tion zu steuern.
Eine funktionale „Dekonzentration", verbun-
den mit einer eher symbolischen als fakti-
schen „Dezentralisierung“, könnte für die 
nächsten Jahre den Rahmen einer zentral-
staatlich betriebenen Konfliktregulierung ab-
geben — wenn sie gewollt und nicht wie bis-
her nur halbherzig betrieben wird. Die Frage, 
ob eine solche Konfliktregulierung wün-
schenswert ist, kann hier nur gestellt, nicht 
aber beantwortet werden.



Rainer-Olaf Schultze

Neo-Nationalismus in Großbritannien

Erklärungsansätze und Ursachenanalyse

Großbritannien ist eine multinationale Gesell-
schaft )- Diese Vorstellung ist uns nicht son-
derlich vertraut. Im Gegenteil: Das Land galt 
in der Vergangenheit als eine der wenigen Ge-
sellschaften ohne regionale Sonderentwick-
lungen, ohne ethnisch-kulturelle Fragmentie-
rungen oder Konf 2likte ). Man unterstellte na-
tionale Homogenität, ging aus von der weitge-
henden Gleichartigkeit und Gleichrangigkeit 
sozialer Probleme in den verschiedenen Lan-
desteilen der Insel und ordnete bis in die jüng-
ste Zeit hinein die Vielfalt der sozio-kulturel-
len Konflikte zumeist der vermeintlich ein-
deutigen Polarisierung der britischen Gesell-
schaft entlang dem ,Klassen-Cleavage'(-Ge- 
gensatz) zu bzw. unter.

1) Wir haben uns in diesem Überblicksartikel aus 
Platzgründen in vielfältiger Weise beschränken 
müssen; dies führt notwendig zu hypothesenhafter 
Darstellung und holzschnittartiger Argumentation. 
Zur argumentativen Entfaltung s. demnächst Dirk 
Gerdes/Dieter Nohlen/Rainer-Olaf Schultze, Die 
regionalistische Herausforderung. Großbritannien 
— Frankreich — Spanien. Königstein/Ts. 1980.
2) Anders Richard Rose, The United Kingdom as a 
Multi-national State, in: Studies in British Politics. 
A Reader in Political Sociology, ed. by R. Rose, 3rd 
ed., London 1976, S. 115ff.

3) So u. a. Michael Hechter, Internal Colonialism. 
The Celtic Fringe in British National Development, 
1536—1966, London 1975, aber auch eine ganze 
Reihe weiterer Untersuchungen, die hier nicht do-
kumentiert werden können.

Die Existenz englischer, schottischer, walisi-
scher, irischer Identitäten ließ sich jedoch 
nicht länger leugnen, seit im Laufe der 60er 
Jahre einerseits die Integrationskraft der über 
das koloniale Weltreich vermittelten briti-
schen Identität stark nachließ, andererseits 
die innerbritischen Unterschiede, die unglei-
chen Entwicklungsbedingungen in den drei 
Landesteilen, die asymmetrische Machtvertei-
lung etc. zunehmend stärker ins Bewußtsein 
der Öffentlichkeit traten. Mit dem neuerli-
chen Aufkommen der Nationalismen in Groß-
britannien, mit dem Wiedereintritt dieser Na-
tionalismen in die britische Politik (u. a. Bür-
gerkrieg in Nordirland, Wahlerfolge der 
schottischen und walisischen nationalisti-

I. Einleitung

sehen Parteien) setzte zugleich in der Ge-
schichtsbetrachtung eine Umorientierung ein, 
indem man sich mit der britischen Geschichte 
nicht mehr einseitig aus der Sicht des britisch-
englischen Zentrums beschäftigte; statt des-
sen begann man, die sozio-historische Ent-
wicklung Großbritanniens und seiner drei 
Landesteile aus dem Blickwinkel der Periphe-
rie heraus zu untersuchen3).
Im Mittelpunkt der Analysen stand dabei im-
mer auch die Frage, warum der zuvor lange 
Zeit nur latent vorhandene schottische und 
walisische Nationalismus gerade in der zwei-
ten Hälfte der 60er Jahre zu einem drängen-
den Problem der britischen Gesellschaft, ja zu 
einer ernst zu nehmenden politischen Kraft 
wurde.
In der Auseinandersetzung mit den vier wich-
tigsten Antwortversuchen, die je unterschied-
liche Aspekte besonders betonen, von unter-
schiedlicher Erklärungskraft sind und die für 
sich allein genommen leicht in die Irre führen 
können, will der nachfolgende Beitrag die we-
sentlichsten strukturellen Gründe darlegen, 
die in den 60er Jahren die „Renaissance" des 
politischen Nationalismus in Schottland und 
in Wales ermöglichten. Es geht folglich weni-
ger um eine historisch-chronologische De-
skription der nationalistischen Bewegungen 
in Großbritannien seit den 60er Jahren; das 
Ziel des Beitrages liegt vielmehr in der Dar-
stellung langfristig wirksamer Strukturen und 
zugleich in der Erörterung, welche der Ursa-
chen spezifisch britischer Natur und welche 
das Ergebnis allgemeinerer Wandlungsten-
denzen in industriell-kapitalistischen Gesell-
schaften sind.



II. Erklärungsansätze des Regionalismus

Regionalismus als Protestbewegung

Der konventionellste Versuch einer Antwort 
liegt in der Interpretation der nationalisti-
schen Strömungen als Protestbewegungen, 
der Wahlerfolge der nationalistischen Partei-
en, der Scottish National Party (SNP) 

4
und von 

Plaid Cymru als Protestwahl ). In dieser Ein-
schätzung werden zwei Phänomene sicherlich 
zutreffend erfaßt: Zum ersten liegt in der Per-
spektive des Protestes der Vertrauensverlust, 
den Konservative und Labour seit 1964 haben 
hinnehmen müssen. Er geht einher mit einer 
beträchtlichen Wahlenthaltung und steigen-
den Stimmen- und Mandatszahlen der kleine-
ren Parteien. Die Legitimationskraft des Zwei-
parteiensystems und des britischen Modells 
parlamentarisch-alternierender Regierungs-
weise schwindet selbst in Großbritannien zu-
nehmend dahin. An diesem langfristigen Ent-
wicklungstrend ändern auch das Scheitern der 
Devolution-Referenda, die Stimmenverluste 
der nationalistischen Parteien, der Regie-
rungswechsel von der Labour Party zu den To-
ries nach der Unterhauswahl vom Mai 1979 
nichts. In der nur vordergründigen Rückkehr 
zur Normalität der politischen Kultur im 
Jahre 1979 äußert sich vielmehr das Spezifi-
kum der britischen Gegenwartspolitik, die ge-
ringe Problemlösungskapazität eines zur 
Selbstblockade tendierenden politischen 
Systems bei gleichzeitigem hohen Maß an Be-
standsfähigkeit Zum zweiten werden durch 
eine solche Interpretation die Leistungsdefi-
zite von Regierungen und Parteien sichtbar. 
Der britische Wähler ist mit den angebotenen 
Problemlösungen von Labour- (1964—1970 
und 1974—1979) und Tory-Regierungen 
(1970—1974 und seit Mai 1979) nicht mehr zu-
frieden.
Der Erklärungswert dieses Ansatzes ist den-
noch nur gering. Die Kurzformel vom Protest-
verhalten verschleiert zudem mehr als sie er-
hellt*). Sie stellt die Wahl von Alternativen 

4) Vgl. u. a. Jack Brand, The National Movement in 
Scotland, London 1978, S. 144 ff.; Chris Cook. The 
Challengers to the Two-Party System, in: Chris 
Cook/John Ramsden (Eds.), Trends in British Poli-
tics Since 1945, London 1978, S. 132ff.
5) Ähnlich Keith Webb, The Growth of Nationalism 
in Scotland, Glasgow 1977, S. 75 ff.

zum Status quo, die Entscheidung zugunsten 
von nicht-etablierten Parteien mit Forderun-
gen nach unkonventionellen politischen Lö-
sungen, nach grundlegenden Reformen im po-
litisch-institutionellen Gefüge etc. von vorn-
herein als negativ hin. Die jeweils bestehen-
den Strukturen: die Tradition der absoluten 
Parlamentssouveränität, der zentralistische 
Staatsaufbau, das Zweiparteiensystem werden 
zum Maßstab einer Pro oder Contra-Entschei- 
düng gemacht. Des weiteren bleibt unklar, wo-
gegen sich der Protest im einzelnen richtet. 
Die These vom Protest basiert schließlich auf 
der zunehmend strittigeren Annahme, daß in 
der Wählerschaft feste Loyalitäten zugunsten 
von Konservativen und Labour bestehen, die 
als langfristig stabil angesehen werden. Ein 
Votum für die SNP bedeutet in dieser Sicht 
folglich eine nur zeitweilige Abweichung des 
Wählers von seiner eigentlichen Parteiidenti-
fikation. Die Protesthypothese interpretiert 
damit eine solche Wahlentscheidung nicht 
nur negativ, sondern sie schließt zugleich die 
Möglichkeit aus, daß sich in dem abweichen-
den Verhalten langfristig wirksame, neue poli-
tische Einstellungsmuster und Parteipräferen-
zen zeigen könnten, die vom soziopolitischen 
Wandel oder neuen Wertvorstellungen in der 
Wählerschaft ausgelöst worden sind.

Regionalismus als Folge 
relativer Ungleichheit

Die These von der „relativen Deprivation" als 
auslösendem Element für regionalistische Be-
wegungen beruht auf zwei Ausgangsüberle-
gungen: Sie besagt zum einen, daß es nicht die 
unterprivilegierten Schichten einer Gesell-
schaft sind, von denen in aller Regel kämpferi-
sche Forderungen nach sozialer Veränderung 
erwartet werden können, sondern daß hierzu 
ein gewisses, wenn auch relativ ungleiches 
Maß an individuellem Wohlstand wie an poli-
tischem Bewußtsein vorhanden sein muß, 
kurz: daß also nicht die absolut ärmsten, son-
dern die relativ benachteiligsten Menschen 
am ehesten politisch aufbegehren.
Die zweite Annahme ist, daß es weniger auf 
die objektiven Verhältnisse von Ausbeutung, 



Unterprivilegierung, sozio-ökonomischer Be-
nachteiligung als vielmehr auf die individuelle 
Betroffenheit wie Überzeugung von der 
eigenen Benachteiligung ankommt. Zu den ob-
jektiven gesellschaftlichen Bedingungen der 
relativen Deprivation muß das subjektive Be-
wußtsein von der individuellen Benachteili-
gung hinzutreten. Die Art und Weise, wie die 
Benachteiligung empfunden wird, wie und in 
welchem Umfang die tatsächlichen Bedingun-
gen von den individuellen Erwartungen ab-
weichen, sind in diesem Erklärungsversuch 
die maßgeblichen Faktoren, die politische Ak-
tion auslösen. Die subjektive Betroffenheit 
von der relativen Benachteiligung bleibt folg-
lich diffus; sie kann ökonomisch, politisch, kul-
turell akzentuiert, aber auch individuell psy-
chologisch begründet sein. Hierin liegt denn 
auch die besondere Schwäche dieses Ansat-
zes; er beschreibt verschiedene Ebenen und 
subjektive Ursachen von Unzufriedenheit, 
ohne die wechselseitigen Bezüge einwandfrei 
benennen zu können.

So gut wie alle ökonomischen Daten, die man 
heranziehen kann, zeigen für die 50er und frü-
hen 60er Jahre für Wales wie für Schottland 
eine ausgeprägte relative Deprivation an: 
Während im Südosten Englands, im Einzugs-
gebiet von London, die Wirtschaft expandier-
te, entwickelten sich die Peripherien, neben 
Nordirland vor allem der Norden Englands so-
wie Wales und Schottland, zu den ökonomi-
schen Krisenzentren. In Schottland stagnierte 
die Wirtschaft, fehlte es an Neuinvestitionen, 
vor allem in den Wachstumsbranchen, 
schrumpften die traditionellen Schwerindu-
strien, insbesondere der Schiffsbau. Die schot-
tischen Löhne und individuellen Einkommen 
lagen rund 10 Prozent unter dem britischen 
Durchschnitt; die Arbeitslosigkeit hingegen 
war stets doppelt so hoch wie im Landesdurch-
schnitt, gar dreimal so hoch wie im Südosten. 
Zwischen 1960 und 1968 verließen z. B. im 
Durchschnitt jährlich fast 37 000 Einwohner 
Schottland.
Nicht zuletzt die Abwanderung macht deut-
lich, daß zusätzlich zu den objektiven Bedin-
gungen von Stagnation und relativer Unter-
entwicklung der schottischen Wirtschaft auch 
die subjektive Komponente relativer Depriva-
tion vorhanden war. Die Voraussetzungen für 
eine erfolgreiche schottische regionalistische 

Bewegung schienen damit gegeben. Zudem 
baute die SNP ihre politische Programmatik 
auf der These von der relativen Deprivation 
auf, indem Fragen kultureller Identität zuneh-
mend in den Hintergrund traten oder aber 
mindestens in Verbindung mit der Forderung 
nach eigenständiger ökonomischer Entwick-
lung gebracht wurden6). Das Hauptargument 
der SNP bildete fortan die ökonomische Krise, 
die in der Integration Schottlands in den briti-
schen Staatsverband begründet sei; nur die 
Kontrolle über die politische wie ökonomi-
sche Entwicklung werde die Unterentwick-
lung Schottlands verändern können. Dennoch 
blieben größere Erfolge zunächst noch aus. 
Zwar erzielte die SNP bei den Unterhauswah-
len von 1964 und 1966 mit 2,4 Prozent bzw. 5,0 
Prozent der in Schottland abgegebenen Stim-
men — verglichen mit früheren Wahlen — be-
reits erste Erfolge, doch blieb die Anziehungs-
kraft des schottischen Nationalismus noch re-
lativ gering7). Auch erreichte die Labour Party, 
die vor allem 1964 in ihrem Programm die 
regionale Strukturpolitik zum Abbau der so-
zio-ökonomischen Ungleichheiten zu einem 
ihrer Kernpunkte erhoben hatte, die höchsten 
Stimmenanteile in Schottland nach dem Zwei-
ten Weltkrieg. Bei den Wahlen von 1964 und 
1966 orientierte sich die übergroße Mehrheit 
der Wähler noch an der traditionellen Kon-
fliktlinie entlang des Klassen-Cleavage. Dies 
änderte sich erst, als einerseits nach den To-
ries nun die Labour Party an Vertrauen in der 
schottischen Wählerschaft einbüßte, da sich 
auch unter ihrer Regierungsführung die sozio-
ökonomischen Bedingungen nicht entschei-
dend verbesserten, andererseits die Ausgangs-
position der schottischen Wirtschaft sich 
durch die Entdeckung des Nordseeöls seit 
1969/70 grundlegend wandelte und damit für 
die schottische Bevölkerung — wie James 
Kellas hervorgehoben hat — w .. .relative de- 
privation' was matched by the prospect of .rela-
tive affluence’ under a Scottish govern- 
ment“8).
6) Vgl. James G. Kellas, The Scottish Political 
System, 2nd ed, Cambridge Univ. Press 1975, passim, 
u. a. S. 132 ff.
7) Zu Wahlentwicklung und Wählerverhalten in 
Schottland vgl. James G. Kellas, a. a. O., passim; Jack 
Brand, a. a. O., S. 144 ff; William L. Miller et al., The 
Connection Between SNP Voting and the Demand 
for Scottish Self-Government, in: European Journal 
of Political Research, vol. 5 (1977), S. 83 ff.
8) James G. Kellas, a. a. O., S. 132 f.



Das schottische Beispiel legt folglich den 
Schluß nahe, daß relative ökonomische Unter-
entwicklung allein keine tragfähige Basis für 
ernst zu nehmende regionalistische Bewegun-
gen abgibt. Es zeigt im Gegenteil, daß unter 
ökonomischen Gesichtspunkten die indepen- 
distische, von Großbritannien unabhängige 
Alternative erst in der Perspektive relativer 
Überentwicklung an Attraktivität gewann.

Regionalismus als politischer Ausdruck 
von internem Kolonialismus

Im Gegensatz zu den beiden vorstehend skiz-
zierten Ansätzen, die letztlich nicht nach den 
Ursachen, die den relativen Ungleichheiten 
zugrunde liegen, fragen und sich damit begnü-
gen, die aktuellen Konsequenzen im politi-
schen Verhalten der betroffenen Bevölkerung 
zu analysieren, versucht der Interpretations-
ansatz des internen Kolonialismus die Gründe 
offenzulegen, die am Beginn der strukturellen 
Ungleichheit zwischen Zentrum und Periphe-
rie standen. Er will auf die Faktoren aufmerk-
sam machen, die bewirkten, daß sich die un-
gleichen Verhältnisse trotz tiefgreifender so-
zialer und politischer Veränderungen perpe- 
tuierten, daß keine grundlegende Anglei-
chung in den Lebensbedingungen stattfand. 
Für Großbritannien hat Michael Hechter die 
These vom internen Kolonialismus in seiner 
zwar heftig kontroversen, aber außerordent-
lich anregenden Studie9) zu belegen versucht. 
Vor allem drei Prämissen liegen dem Ansatz 
zugrunde, die alle gegen die Modernisierungs-
theorie gerichtet sind und das dependenz-
theoretische Paradigma ergänzen:

9) Michael Hechter, a. a. O.

1. In multinationalen Gesellschaften bewahrt 
sich die dominante Kultur die staatlichen 
Machtmonopole, die sie unter vorindustriellen 
Sozialverhältnissen durch Eroberung und feu-
dalistische Abhängigkeiten gewonnen hatte, 
auch in der industriellen Gesellschaft. Sie kon-
trolliert das politisch-administrative System, 
bis zu einem gewissen Grade auch das kultu-
relle Leben in der Peripherie mittels spezifi-
scher Rekrutierungs- und Herrschaftsmuster, 
die die Partizipation der einheimischen Bevöl-
kerung entweder ganz verhindern sollen oder 

aber zunächst die politische wie sozio-kultu-
relle Adaption an deren Interessen und Ziele 
voraussetzen.
2. Die Industrialisierung in der Peripherie ist 
weitgehend bestimmt von den Interessen der 
dominanten Kultur; die Wirtschaft produziert 
in Funktion des Zentrums und ist folglich 
komplementär und einseitig strukturiert, selb-
ständig nicht lebensfähig und abhängig. Sie ist 
zudem für ökonomische Krisen besonders an-
fällig und von konjunktureller Depression in 
der Regel besonders hart betroffen.
3. Die ethnisch-kulturell bestimmte Arbeits-
teilung besteht fort. Vor allem mit dieser drit-
ten Hypothese wendet sich Hechter gegen 
den diffusionistischen Entwicklungsbegriff 
der Modernisierungstheorie, der (verkürzt 
dargestellt) davon ausgeht, daß durch Urbani-
sierung, Industrialisierung, Bildung/Ausbil- 
düng, Kommunikation, vergrößerte Mobilität 
etc. traditionale und im Sinne des homo oeco- 
nomicus nicht-rationale Gesellschaftsstruktu-
ren aufgebrochen und deren soziale wie politi-
sche Trägerschichten abgelöst werden. In die-
sem Erklärungsmodell werden ethnische, 
sprachliche, religiöse Sektionalismen und dar-
aus resultierende Regionalismen aufgehoben 
durch die Fragmentierung der Arbeitsteilung 
sowie vor allem durch den Antagonismus von 
Kapital und Arbeit. Gesellschaftliche Homo-
genität stellt sich dann her, wenn der Klassen-
gegensatz nicht von anderen regionalen, eth-
nisch-kulturellen etc. Konflikten überlagert 
wird. Im politischen Prozeß führt eine solche 
Konfliktstruktur der Gesellschaft idealtypisch 
zum Zweiparteiensystem.
Dieser Modernisierungskonzeption, „(which) 
regards peripheral sectionalism as a feature of 
preindustrial societies, while functional sec-
tionalism is expected to increase following in- 
dustrialization ...“, stellt Hechter als Alterna-
tive sein Modell gegenüber, „(which sug- 
gests that peripheral sectionalism arises r

10

eac- 
tively, despite the advent of industrialization, 
in situations where there is a cultural division 
of labor in periperal regions .. . ).
Hechters Ziel ist folglich die Erklärung des 
Fortbestandes ethnisch-kultureller Differen-
zierungen am Beispiel der (aufgrund feudaler/

10) Ebenda, S. 210.



vorindustrieller Herrschafts- und Gesell-
schaftsstrukturen im Mittelalter und Spätmit-
telalter in die Randzonen Großbritanniens, 
nach Schottland, Irland und Wales, zurückge-
drängten und von der dominanten englischen 
Kultur abhängig gewordenen) Kelten während 
und nach der Industrialisierung. Der Fortbe-
stand ethnischer Loyalitäten und Besonder-
heiten in den Sozialverhältnissen stellt sich 
dabei dar als sich reproduzierender Prozeß 
von Penetration (sowohl durch Immigration 
als auch durch Kapital) und Abhängigkeit der 
Peripherie von den durch die dominante Kul-
tur in die periphere Region gebrachten Indu-
strien, die primär in Funktion und zum Nutzen 
der Interessen des Zentrums produzieren. 
Hechter gelingt es dabei, eine Reihe von de-
pendenztheoretischen Annahmen anhand des 
internen Metropole-Hinterland-Verhältnisses 
für Großbritannien zu bestätigen, u. a. den En- 
klaven-Charakter der Wirtschaft, die „brauch 
plant economies", Exportorientierung, struktu-
relle Heterogenitäten, nicht-einheimische 
Brückenköpfe und Arbeiteraristokratien, kul-
turelle Deformationen etc.

Andererseits muß jedoch auch für diesen Er-
klärungsansatz einschränkend betont werden, 
daß er gleichfalls nur Teilaspekte des Regiona- 
lismus in Großbritannien erfaßt. Kritisch anzu-
merken ist u. a., daß das Hechtersche Theorem 
sich eigentlich nur zur Analyse der sozial- 
strukturellen Prozesse, zur Interpretation der 
.objektiven' Determinanten der sozialen Ent-
wicklung gut eignet, die handlungstheoreti-
sche Komponente aber nur unzureichend in 
sein analytisches Modell eingebracht wird. 
Der Darstellung der verschiedenen Träger-
gruppen der nationalen Bewegungen in Groß-
britannien, ihrer programmatischen Ziele so-
wie ihrer je spezifischen politischen Hand-
lungsweise wird in der Analyse zu geringer 
Raum gewidmet Unklar bleibt welche Rolle 
die politischen und kulturellen Organisatio-
nen der nationalen Bewegungen in diesem 
Prozeß gespielt haben. Dies ist im übrigen ei-
ner der Gründe dafür, daß das Modell des in-
ternen Kolonialismus nur eine unzureichende 
Antwort auf die Frage zu geben vermag, 
warum der zuvor lange Zeit nur latent vorhan-
dene Regionalismus in Großbritannien gerade 
Ende der 60er Jahre politisch virulent gewor-
den ist.

Regionalismus als Folge 
ungleicher Entwicklung

Das Theorem ungleicher Entwicklung bringt 
den Regionalismus in Großbritannien in Zu-
sammenhang mit den allgemeinen Strukturbe-
dingungen kapitalistisch-industrieller Ent-
wicklung. Es sieht die schottischen wie walisi-
schen Nationalismen — ihre Latenz in der 
Vergangenheit, ihre Aktualisierung in der Ge-
genwart — in Abhängigkeit von der britischen 
Sonderrolle im weltweiten Industrialisie-
rungsprozeß. Der Ansatz geht aus von politi-
schen, kulturellen wie ökonomischen Un-
gleichzeitigkeiten im Innern wie nach außen; 
er berücksichtigt ferner das dialektische Ver-
hältnis innerer wie äußerer Entwicklung, wo-
durch einerseits die Tendenz besteht, innerge-
sellschaftliche Krisen nach außen zu verdrän-
gen oder durch äußere Erfolge zu kompensie-
ren, andererseits äußere Probleme tiefge-
hende Rückwirkungen im Innern haben kön-
nen. Vor allem Eric Hobsbawm hat mit seiner 
Untersuchung „ 11Industry and Empire“ )  dieses 
dialektische Innen-Außen-Verhältnis in der 
britischen Wirtschaftsgeschichte auf ein-
drucksvolle Weise herausgearbeitet
Eine Interpretation, die auf der Prämisse un-
gleicher Entwicklung aufbaut, erlaubt zudem 
eine differenzierte Betrachtung des Verhält-
nisses von Nationalismus und Industrialisie-
rung bzw. Modernisierung, die nicht als solche 
miteinander verknüpft sind, sondern deren 
Verbindung sich daduch herstellt, daß die In-
dustrialisierungsprozesse weder gleichzeitig 
noch gleichförmig verlaufen sind. Folglich 
sind es Nationalismus und Ungleichzeitigkeit 
in den jeweiligen Bedingungen industriell-ka-
pitalistischer Entwicklung, die sich wechsel-
seitig bedingen12).

11) Engi, zuerst 1968; dt: Industrie und Empire. Briti-
sche Wirtschaftsgeschichte seit 1750, 2 Bde., Frank- 
furt/M. 1969.
12) S. Ernst Gellner, Thought and Change, London 
1964.

Die nationale Frage erhält damit in Großbri-
tannien ihren besonderen Charakter aus der 
Führungsrolle des Landes als erster bürgerli-
cher Demokratie, als Vorreiter in industrieller 
wie kolonialer Expansion, die nicht nur den 
Entwicklungsvorsprung der britischen Ge-
samtgesellschaft, sondern auch denjenigen ih-
rer regionalen, sozialen und individuellen 



Glieder begründen. Vor allem drei von Un-
gleichzeitigkeit bestimmte Entwicklungspro-
zesse sind herauszuheben:
1. Durch den frühbürgerlichen Charakter der 
englischen Revolution fehlten dem britischen 
Staat stets eine Reihe wichtiger Strukturmerk-
male entwickelter industrieller Demokratien. 
Damit stellte sich „Gleichzeitigkeit des Un-
gleichzeitigen" (Bloch) her im Verhältnis von 
Staat und Gesellschaft
2. ökonomisch-industriell bestand Ungleich-
zeitigkeit zwischen Großbritannien (ein-
schließlich der industriellen Enklaven in 
Schottland und Wales) und den kontinental-
europäischen Gesellschaften aufgrund des bri-
tischen Entwicklungsvorsprunges. Infolge des 
komparativen Vorteiles erübrigte sich weitge-
hend die Schutzfunktion des Nationalstaates 
nach außen.

3. Wegen des Entwicklungsvorsprunges nach 
außen bedurfte es in Großbritannien nach in-
nen keines in sich geschlossenen, kulturell ho-

mogenen Nationalstaates, so daß die politi-
sche Zentrale den nationalen Subsystemen in-
nerhalb Großbritanniens eine Vielzahl von 
vornehmlich sozio-kulturellen Aufgaben über-
lassen konnte, die ansonsten in aller Regel in 
die Regie der Zentrale übergingen und zur na-
tionalstaatlichen Homogenisierung entschei-
dend beitrugen. Dies gestattete Schottlands 
relativ unproblematische Integration in den 
britischen Staatsverband und erlaubte zu-
gleich das Nebeneinander von schottischer 
und britischer Identität.
Mit dem Verlust des metropolitan-kolonialen 
Verbundsystems, mit dem Rückzug Großbri-
tanniens aus der Weltpolitik entfiel indes die 
entscheidende Klammer, die in der Vergan-
genheit den Dualismus zweier Identitäten er-
möglicht hatte. Das Erwachen des Nationalis-
mus in Großbritannien Ende der 60er Jahre 
stellt sich also in dieser Sicht dar als dialekti-
scher Reflex des Verlustes der britischen 
«Weltmachtposition. Hauptvertreter dieses Er-
klärungsansatzes ist Tom Naim13 ).

13) S. Tom Nairn, The Break-up of Britain. Crisis and 
Neo-Nationalism, London 1977.
14) Vgl. Michael Hechter, Internal Colonialism, 
a.a.O., passim.

III. Strukturen des internen Kolonialismus:
Der Fall Wales

Michael Hechters Modell zielt auf die kelti-
schen Randgebiete Großbritanniens und inter-
pretiert deren Abhängigkeiten wie deformier-
ten Entwicklungsmöglichkeiten. Es erfaßt vor 
allem Irland/Nordirland, Wales und das schot-
tische Hochland, nicht aber Schottland in sei-
ner Gesamtheit Am ehesten zur Erklärung 
der Geschichte Irlands geeignet, erhellt das 
Hechtersche Paradigma mit seinen drei Aus-
gangshypothesen aber auch die walisische 
Entwicklung. Es erscheint besonders fruchtbar 
für folgende Problembereiche: die Strukturbe-
dingungen der staatlichen Integration, die so-
zio-kulturellen Assimilierungszwänge sowie 
die ökonomische Abhängigkeit und die eth-
nisch-kul 14turelle Arbeitsteilung ).

Eine unmittelbare Bestätigung findet das Mo-
dell in der Sprachentwicklung in Wales, die 
vor allem seit Beginn der Industrialisierung 
Mitte des 19. Jahrhunderts gekennzeichnet ist 
sowohl durch die Fortdauer der Existenz der 
walisischen Sprache als auch durch einen star-
ken Druck zur sprachlichen Assimilierung an 
die vorherrschende englische Sprache. Die 
Statistik vermag dies eindrucksvoll zu bele-
gen: Sprachen 1901 noch rund die Hälfte der 
Bevölkerung walisisch, von denen 35 % 
zweisprachig waren und von denen immerhin 
15 % nur walisisch konnten, war der Prozent-
satz schon 1931 auf 36,8% abgesunken; er lag 
1961 bei 26,0% und erreichte bei der bisher 
letzten Volkszählung von 1971 nurmehr 20,8 % 
der Gesamtbevölkerung von Wales. Dabei be-
herrschen heute so gut wie alle Waliser zwei 
Sprachen, während die englisch sprechende 
Bevölkerung demgegenüber fast ausschließ-



lieh nur eine Sprache spricht; nur wenige von 
ihnen sprechen die keltische Ursprache des 
Landes.
Die landesweiten Daten vermitteln jedoch 
kein zureichendes Bild von der Sprachensitua-
tion in Wales, die von starken lokalen Diffe-
renzen gekennzeichnet ist. In einigen Graf-
schaften wird auch gegenwärtig von bis zu 
drei Vierteln der Bevölkerung walisisch ge-
sprochen; mehrheitlich spricht die Bevölke-
rung noch immer in gut der Hälfte des Territo-
riums walisisch; dennoch sind dies insgesamt 
nur knapp über 20 Prozent der Einwohner des 
Landes. In den counties des Industriegürtels 
im Süden ist die Zahl der walisisch sprechen-
den Einwohner minimal. Ethnisch-kulturell 
wie sprachlich existiert damit ein ausgepräg-
ter Gegensatz zwischen Stadt und Land — 
eine Entwicklung, die im Zusammenhang der 
Industrialisierung gesehen werden muß. Da, 
anders als in Schottland, die Sprache in Wales 
den entscheidenden nationalen Bezugspunkt 
darstellt, ist mit der existentiell bedrohten Le-
bensfähigkeit der Sprache die walisische Iden-
tität überhaupt stark gefährdet. Aus diesem 
Blickwinkel heraus wird verständlich, daß die 
Bewahrung der Sprache stets ein Hauptmotiv 
für die politischen und kulturellen Organisa-
tionen des walisischen Nationalismus gewe-
sen ist15 ).

15) Vgl. Alan Butt Philip, The Welsh Question. Na- 
tionalism in Welsh Politics. 1945—1970, Univ, of 
Wales Press, Cardiff 1975, passim; Alan Butt Philip, 
Devolution and Regionalism, in: Chris Cook/John 
Ramsden, a.a.O., S. 157ff.; Anthony H. Birch, Politi-
cal Integration and Disintegration in the British Is- 
les, London 1977; Vernon Bogdanor, Devolution, 
Oxford Univ. Press 1979, S. 188ff.

Mit Hilfe des Ansatzes von Hechter gelingt es 
auch, die ökonomische Abhängigkeit der wali- 
sisch/keltischen Peripherie, die monostruktu-
relle Ausrichtung der Industrie auf Kohle und 
Stahl, die Exportorientierung etc. in der Ver-
gangenheit zu verdeutlichen und den langan-
haltenden und tiefgreifenden wirtschaftlichen 
Niedergang von Wales seit den 20er Jahren, 
die fehlende Diversifikation der Industriepro-
duktion zu erklären. Eine Verbreiterung der 
bis zu diesem Zeitpunkt auf die Schwerindu-
strie konzentrierten Industriestruktur erfolgte 
erst nach dem Zweiten Weltkrieg, in größe-
rem Ausmaß erst im Zuge der regionalen 
Wirtschaftsförderung seit den 60er Jahren, 

von der Wales seither ähnlich profitiert wie 
die anderen wirtschaftsschwachen Regionen. 
Vergleicht man Wachstumsraten, Brutto-In- 
land-Produkt und das individuell verfügbare 
Einkommen, zeigt sich, daß Wales zusammen 
mit Nordirland und East Anglia weiterhin am 
unteren Ende der regionalen Wirtschaftsent-
wicklung in Großbritannien rangiert. In Wales 
lag zudem die Arbeitslosenrate in den letzten 
Jahren deutlich über dem britischen Niveau; 
sie war etwa ein Drittel höher als der britische 
Durchschnitt und fast doppelt so hoch wie in 
London und dem Südosten Englands.
Hinzu tritt die weitgehende Außensteuerung 
ökonomischer Entscheidungen im privaten 
wie staatlich kontrollierten Sektor, die durch 
die Diversifizierung und Neuansiedlung von 
Unternehmen seit den 60er Jahren eher ge-
wachsen ist Die Neuansiedlung von Industrie-
betrieben erfolgte überwiegend durch in Lon-
don, aber auch in den englischen Midlands an-
sässige britische Unternehmen — in den letz-
ten Jahren verstärkt durch multi-nationale 
Konzerne, die in Wales Filialbetriebe und 
Tochtergesellschaften einrichteten. Dies ver-
größerte die Abhängigkeit von nicht-walisisch 
definierten ökonomischen Interessen, da sich 
dadurch der Trend zur „branch plant economy" 
fortsetzte und die walisische Wirtschaft nicht 
mehr nur im Rohstoffsektor und in der Stahl-
industrie, sondern zunehmend auch im Be-
reich der verarbeitenden Industrie als Zuliefe-
rer und in Abhängigkeit nicht-einheimischer 
Firmen und Märkte produziert. Gerade solche 
Unternehmen sind es, in denen überdurch-
schnittlich nicht-einheimische, meist aus Eng-
land stammende Fachkräfte im Management 
der Firmen sowie in der Facharbeiterschaft tä-
tig sind, wodurch soziale Unterprivilegierung 
und Adaptationsdruck der walisischen Bevöl-
kerung andauern, die ethnisch-kulturelle Di-
mension der sozio-ökonomischen Disparitäten 
fortbesteht.
Zwar führten beide Bedingungen, ökonomi-
sche Abhängigkeit vom britischen Zentrum 
und ethnisch-kulturelle Hierarchisierung, in 
ihrem Zusammenwirken dazu, daß Wales seit 
der Mitte des 19. Jahrhunderts zunehmend 
umfassender und fester in das britische Wirt-
schafts- und Sozialsystem integriert wurde. 
Dieser Prozeß wurde ergänzt durch die Urba-
nisierung und den spezifischen Ausbau von 



Verkehrsnetz und Infrastruktur, durch Kom-
munikation und massenmedienvermittelte In-
formationslandschaft, durch die zentralisti-
sche Struktur des politischen Systems und 
dessen Träger wie Parteien und Interessen-
gruppen, durch das zentralistisch gelenkte 
Schul- und Bildungswesen etc. Entgegen weit-
verbreiteten Annahmen führte dies jedoch 
weder zum Abbau des Entwicklungsgefälles 
oder zur Nivellierung der sozio-ökonomischen 
Ungleichheiten noch stellte sich sozio-kultu-
relle Homogenität her. Die wachsende Inte-
gration beseitigte die sozialen wie kulturellen 
Verwerfungen keineswegs. Sie löste nicht nur 
Prozesse der Assimilierung in Kultur und 
Ökonomie aus; als Reaktion darauf erwuchs 
aus ihr auch das Bewußtsein von der Beson-
derheit der walisischen Identität und von der 

sozialen Unterprivilegierung, so daß fort-
schreitende Integration und Assimilierung 
den walisischen Nationalismus zugleich wach 
hielten und langfristig gar die Grundlage für 
seine verbreiterte Basis in der walisischen Be-
völkerung mitschufen.

Diesen inneren Widerspruch ungleicher Ent-
wicklung anzuerkennen, kommen am Beispiel 
von Wales selbst Autoren nicht umhin, die im 
Grunde modernisierungstheoretischen Vor-
stellungen verhaftet sind16 ). Auch sie räumen 
zunehmend die wechselseitigen Wirkungen 
von ökonomischer Abhängigkeit und eth-
nisch-kultureller Heterogenität in der Peri-
pherie Großbritanniens ein, zu deren Ver-
ständnis die Studie von Hechter wichtige Er-
kenntnisse beisteuert.

IV. Historisch-politische Faktoren der Integration 
Schottlands in den britischen Staatsverband

Hechters Erklärungsmodell von englischem 
Zentrum und keltischer Peripherie versagt im 
Falle Schottlands weitgehend, dessen im Ver-
gleich zu Wales besondere sozio-historische 
Entwicklung innerhalb Großbritanniens es 
nicht einmal annährungsweise berücksichtigt. 
Dies betrifft Form wie Zeitpunkt der Einglie-
derung von Schottland und Wales in den briti-
schen Staatsverband, desgleichen die Unter-
schiede im Verlauf der kulturellen, insbeson-
dere sprachlichen Anglisierung.

So wurde Wales, wo einerseits zwar die kel-
tisch bestimmten sprachlich-kulturellen und 
gesellschaftlichen Strukturen intakt geblie-
ben, wo andererseits aber eine dauerhafte 
staatliche Integration, die über die clanhafte 
Stammes- und Verwandtschaftsorganisation 
hinausgegangen wäre, nicht gelungen war, un-
ter den Tudors zur Aufgabe ihrer eigenen 
Rechts- und Kulturtraditionen gezwungen. 
Mit dem Act of Union erfolgte unter Heinrich 
VIII. 1536 nicht nur die endgültige Eingliede-
rung von Wales in den britischen Staatsver-
band, sondern dem Land wurde zugleich das 
englische Rechts- und Verwaltungssystem 

übergestülpt und über verschiedene Schritte 
vollständig in das zentralistische britische Re-
gierungssystem integriert.
Die Vereinigung von England und Schottland, 
das im ausgehenden Mittelalter seine politi-
sche Unabhängigkeit hatte behaupten können, 
kam demgegenüber unter den Stuarts zu-
nächst in der Form der Personalunion zustan-
de, als der schottische König Jakob VI. 1603 als 
Jakob I. den englischen Thron bestieg. Bis zur 
Union im Jahre 1707 existierten beide Monar-
chien noch während des 17. Jahrhunderts als 
eigenständige staatliche Einheiten nebenein-
ander1’). Im Innern hatten sich das gleichfalls 
noch clanhaft organisierte, subsistenzwirt-
schaftlich sowie weitgehend monostrukturell

16) So etwa Ray Corrado, The Welsh as a Nonstate 
Nation, in: Judy S. Bertelsen (Ed.), Nonstate Nations 
in International Politics. Comparative System Ana-
lysis, New York 1977. S. 131 ff., insbesondere S. 141, 
S. 162 f.
17) Überblicke über die schottische Geschichte ge-
ben u. a. J. D. Mackie, A History of Scotland, Har- 
mondsworth 1964; The Edinburgh History of Scot-
land, 4 vols., darunter als vol. 4: William Ferguson, 
Scotland 1689 to the Present, Edinburgh 1978. 



auf die Viehwirtschaft ausgerichtete keltische 
Hochland einerseits und das auf Grundherr-
schaft aufbauende, im Laufe des Mittelalters 
vergleichsweise ausdifferenzierte Sozialsy-
stem des schottischen Tieflandes andererseits, 
das zudem schon frühzeitig anglisiert war, zu-
nehmend auseinanderentwickelt, so daß die 
schottische Gesellschaft bereits lange vor der 
Union mit England dualistisch strukturiert 
war: Das Stammessystem des Hochlandes, das 
den größten Teil der Fläche Schottlands um-
faßt, in dem aber schon damals nur ein kleiner 
Teil der Bevölkerung lebte, war dem dynami-
scheren Feudalismus des Tieflandes unterle-
gen, das — verglichen mit dem spätmittelal-
terlichen England — zwar gleichfalls unter-
entwickelt war, den Entwicklungsrückstand 
aber seit dem Ende der Unabhängigkeits-
kriege (1314) ungewöhnlich erfolgreich aufzu-
holen begann. Dies vertiefte die Unterschiede 
in Sozialverhältnissen und Lebensformen bei-
der Landesteile weiter, wodurch zugleich das 
innerschottische Konfliktpotential zwischen 
highlands and lowlands zunahm.
Die endgültige Niederlage des Hochlandes er-
folgte in der ers 18ten Hälfte des .  Jahrhun-
derts durch die Niederschlagung mehrerer 
Aufstände, zuletzt 1745 in der Schlacht von 
Culloden. Sie führten das Ende des Clansy-
stems herbei und hatten den Abschluß der 
Ein- und Unterordnung des keltischen Hoch-
landes unter das anglo-schottische Tiefland 
zur Folge. Dies war indes keinesfalls allein das 
Werk der englischen Metropole, sondern be-
endete einen Prozeß, der von der schottischen 
Krone und dem Tiefland lange vorher selbst 
eingeleitet worden war, im Interesse der an- 
glo-schottischen Subgesellschaft des Landes 
lag und die Dominanz der lowlands über die 
highlands vollendete18). In der keltischen 
(Hochland-)Peripherie stellten sich zwar ähnli-
che Strukturen von Abhängigkeit her wie in 
Wales; Christopher Harvie weist in seiner 
brillanten Untersuchung des schottischen Na-
tionalismus gegenüber Hechter jedoch tref-
fend darauf hin, daß es nicht zuletzt Schotten 
waren, die daf 19ür die Verantwortung trugen ). 
Diese wichtige Differenzierung vermag der 
Erklärungsansatz des internen Kolonialismus

20) Vgl. William Ferguson, a.a.O., S. 36ff.; Keith 
Webb, a.a.O. S. 21 ff.

18) Vgl. Keith Webb, a.a.O., S. 89 f.
19) Vgl. Christopher Harvie, Scotland and Natio- 
nalism. Scottish Society and Politics, 1707—1977, 
London 1977, S. 72 ff. 

nicht zu erfassen. Indem Hechter die Betrach-
tung auf das keltische Hochland beschränkt, 
vernachlässigt er das besondere innerschotti-
sche Verhältnis zwischen higlands and low-
lands; er kann damit das zweifache Verhältnis 
von Metropole und Hinterland — zum einen 
Abhängigkeit und Rückständigkeit der kelti-
schen highlands von den anglo-schottischen 
lowlands, zum zweiten die Dependenzbezie-
hung zwischen dem englischen Zentrum und 
Schottland — in seiner Gesamtheit nicht er-
hellen.
Ähnlich verhält es sich mit der Einschätzung 
der Unionsbildung 1707, der weder das Modell 
des internen Kolonialismus noch nationali-
stisch oder independistisch gefärbte Erklärun-
gen gerecht werden. Letztere sehen in der 
Union allein das Ende der schottischen Mo-
narchie, überpointieren den Verlust der Selb-
ständigkeit und überschätzen damit den Stel-
lenwert politischer/völkerrechtlicher Unab-
hängigkeit als Bedingung nationaler Identität. 
Die mehrheitliche Billigung des Unionsvertra-
ges durch das noch mittelalterlich/feudali- 
stisch organisierte schottische Parlament in-
terpretieren die Nationalisten als das Ergeb-
nis von englischen Handelspressionen, ver-
bunden mit Korruption und Bestechung20 ).
Eine solche Interpretation übersieht indessen 
die ambivalenten Ursachen und widersprüch-
lichen Folge-Wirkungen des Unionszusam-
menschlusses. So bot die Integration in den 
englischen Staatsverband den presbyteriani-
schen lowlands Schutz gegen die Gefahr fort-
dauernder konfessioneller Konflikte mit dem 
in weiten Gebieten noch katholischen oder 
auch episkopalischen Hochland; sie bot Teilen 
des Adels Schutz gegen die dynastischen, teil-
weise von Frankreich militärisch unterstütz-
ten Ansprüche der Stuarts und deren Anhän-
ger im Hochland etc. Der Kompromiß der 
Union bedeutete den Verlust der politischen 
Selbständigkeit Schottlands, garantierte aber 
den Fortbestand wesentlicher Elemente der 
schottischen Identität. Das Ende des separaten 
schottischen Staates implizierte keineswegs 
automatisch den Untergang der schottischen 
Nation.
Wirtschaftlich hatte der Zusammenschluß 
zwar den Verlust der ökonomischen Unabhän-



gigkeit zur Folge. Die Union brachte aber für 
das rückständigere, zum Zeitpunkt der Inte-
gration zudem stark verschuldete Schottland 
beträchtliche Vorteile mit sich: Sie öffnete ins-
besondere den Städten, dem Handel und der 
beginnenden industriellen Produktion den 
aufnahmefähigen und kapitalkräftigen engli-
schen Markt, beseitigte die Schranken gegen 
den Zufluß von Kapital und Know-how21 )- Die 
wirtschaftliche Integration bot jedoch nicht 
nur die Chance, durch Adaptation vom engli-
schen Entwicklungsvorsprung zu profitieren. 
Als Teil Großbritanniens kam auch Schottland 
seit der Union in den Genuß der wirtschaftli-
chen Profite, die die Metropole aus der Aus-
beutung der Kolonien zog. Ein nicht geringes 
Interesse an der Union hatten der adlige Groß-
grundbesitz des Hochlandes und der in den 
Städten des lowlands residierende schottische 
oder auch der englische Viehhandel. Sie profi-
tierten von verbesserten Absatzchancen und 
gestiegener Nachfrage nach schottischem 
Vieh, insbesondere nach Rindern, auf dem 
seither englischen Inlandsmarkt. Allerdings 
führte dies zu einer nochmaligen Ausweitung 
der ohnehin schon monostrukturellen Vieh-
wirtschaft, deren Abhängigkeit von den wech-
selnden englischen Marktbedingungen weiter 
wuchs. Nach dem Ende der napoleonischen 
Kriege sanken Nachfrage und Profite an der 
Hochland-Viehzucht stark ab; der Handel 
fand gewinnträchtigeren Ersatz im Nordwe-
sten des schottischen Tieflandes. Die Vieh-
wirtschaft des Hochlandes kam zum Erliegen, 
ohne daß dort ein Ersatz vorhanden gewesen 
wäre. Der Niedergang der Viehwirtschaft 
zeigt exemplarisch die Konsequenzen wirt-
schaftlicher Monostrukturen und außenge-
steuerter, regionaler Wirtschaftsentwicklung 
auf, von denen später auch andere Bereiche 
der schottischen Ökonomie ähnlich betroffen 
werden sollten. Dennoch überwogen — aus 
der Perspektive der Unionsbildung und lange 
darüber hinaus — die ökonomischen Vorteile, 
die sich aus dem britischen Vorsprung im In-
dustrialisierungsprozeß und bei der Errich-
tung des Kolonialreiches auch für das inner-
britisch indes abhängige Schottland ergaben.

21) Zur Wirtschaft s. u. a. S. G. E. Lythe/J. Butt, An 
Economic History of Scotland. 1100—1939, Glasgow 
1975, passim; Bruce Lenman, An Economic History 
of Scotland 1660—1976, London 1977; zur Union dort 
S. 44 ff.

22) Christopher Harvie, a.a.O., S. 16.
23) Vgl. ebd. passim; John Mercer, Scotland. The De-
volution of Power, London 1978, S. 41 ff.

Die Union bedeutete somit für Schottland in 
einigen wichtigen Bereichen den Verlust von 
Unabhängigkeit und die Integration als klei-
nerer sowie im sozio-ökonomischen Entwick-
lungsniveau rückständigerer Partner. Ande-
rerseits führte sie keineswegs die Absorption 
des einen durch den anderen herbei; hierin 
unterscheidet sich das schottisch-britische 
Verhältnis von vielen anderen Beispielen im 
Prozeß des ,nation-building', wo sich das Zen-
trum aus Gründen nationaler wie staatlicher 
Homogenität rigoros gegen die Peripherie 
durchsetzte; selbst innerbritisch ist die Inte-
gration Schottlands deutlich unterschieden 
von der Penetration von Wales oder gar der 
Unterwerfung von Irland.
Die englisch-schottische Union von 1707 war 
vielmehr, wie Christopher Harvie es formu-
liert hat, „... an unique balance of assimilation 
and autonomy"22 ). Der fortdauernde Dualis-
mus zwischen schottischer und britischer 
Identität fand dabei seinen konkreten Aus-
druck in einem vornehmlich britisch orientier-
ten ökonomischen Subsystem, in britisch defi-
nierter Politik im Rahmen des britischen poli-
tischen Systems, in dem es aber zugleich be-
sondere schottische Institutionen und gewisse 
schottische Sonderrechte gab, sowie in spezi-
fisch schottisch bestimmten Subsystemen, die 
sich nicht nur in kulturellem Nationalismus 
oder in Folklore erschöpften, sich auch nicht 
allein auf die bürgerliche Privatsphäre be-
schränkten, sondern u. a. die von Religion, 
Recht, Bildung geprägten Lebensbereiche ein-
schlossen23 ). Das fortdauernde Nebeneinan-
der von gesellschaftlichen Subsystemen mit 
unterschiedlich definierten Identitäten ist ein 
besonders typischer Reflex der verschiede-
nen, spezifisch britischen Ungleichzeitigkeiten 
und das Hauptmerkmal der britischen Multi-
nationalität.
Anders als in Wales spielte das keltische Erbe 
des Hochlandes für die nationale Identität 
Schottlands nur eine untergeordnete Rolle. 
Mit Blick auf die Sprache bedeutete die unter-
schiedliche Form der Integration in den briti-
schen Staatsverband, daß die Anglisierung in 
Wales von außen bzw. nach der Eingliederung 
durch den fremden englischen Staat durchge-



setzt wurde. In Schottland erfolgte sie demge-
genüber von innen heraus und war getragen 
von der Krone und dem englisch-orientierten 
Adel, so daß die schottische Bevölkerung in ih-
rer großen Mehrheit bereits zum Zeitpunkt 
der Union und damit zugleich auch vor der in-
dustriellen Revolution das englische lowland 
Scots sprach; allein in den higlands sprach die 
Bevölkerung noch gälisch. 1891 waren es nur- 
mehr knapp 7 Prozent der schottischen Bevöl-
kerung. Heute wird gälisch in Schottland nur 
in einigen abgelegenen Enklaven der high- 
lands gesprochen, insbesondere in den westli-
chen Küstenregionen der Grafschaften Sut-
herland, Ross & Cromarty, Inverness und Ar-
gyllshire sowie auf den Hebriden (Western Is- 
les). Auf den Inseln ist gälisch auch heute noch 
Umgangssprache, die dort von der Mehrheit 
der Bewohner gesprochen wird. Ihre Zahl er-
reichte 1971 jedoch insgesamt nur 88892 oder 
1,8 Prozent der schottischen Bevölkerung, von 
denen fast alle auch englisch sprachen und 
nur einige hundert angaben, allein gälisch zu 
sprechen.
Die gälische Sprache ist heute in Schottland 
weder Kommunikationsmittel im Alltag noch 
Kulturträger. Ihr Stellenwert ist auf ein „folk- 
loristisches Maß" reduziert und ihre Rolle der 
anderer schottischer Symbole vergleichbar, 
von denen viele keltischen Ursprungs sind: 
Kilt und Tartan, Dudelsack und Schwerttanz, 
Whisky, die sprichwörtliche Sparsamkeit und 
ähnliche oft zum „Volks-" oder „Nationalcha-
rakter" stilisierten Klischees, von Tom Nairn 
treffend als „Kitsch Scotland" apostrophiert. 
Sie alle entstammen zwar den alten Traditio-
nen des Hochlandes, spielten aber in der Ver-
gangenheit nur eine untergeordnete Rolle für 
die Entwicklung der von den anglisierten low- 
lands bestimmten schottischen Kultur24 ). 
Nach der endgültigen Niederlage des Hoch-
landes im 18. Jahrhundert zeitweilig verboten, 
wurden die keltischen Traditionen erst von 

24) Vgl. Tom Nairn, a.a.O., S. 126ff.; auch Christo-
pher Harvie, a.a.O., S. 118ff.

dem im übrigen nicht aus dem Hochland stam-
menden, sondern von Hause aus gleichfalls 
anglo-schottischen nationalen Romantizismus 
des 19. Jahrhunderts wiederentdeckt und der 
von Protestantismus und Aufklärung gepräg-
ten schottischen Kultur ohne viel inneren Zu-
sammenhang als folkloristisches Beiwerk hin-
zugefügt.

Für das populäre schottische Selbstverständ-
nis war dies insofern von Bedeutung, als das 
von Walter Scott und anderen entworfene ro-
mantisch verklärte Bild der schottischen Ver-
gangenheit dem dominanten anglisierten Sü-
den die Umdeutung der Geschichte gestattete: 
Es diente zur Verschleierung der Unterwer-
fung der Hochlandkultur und der Verdrän-
gung der gälischen Sprache — Prozesse, die 
primär durch die Gesellschaft des angioschot-
tischen Südens zu verantworten waren. Die 
Übernahme der keltischen Symbole unter-
mauerte diese falsche Vorstellung von der hi-
storischen und kulturellen Einheit Schott-
lands, ließ die fortbestehenden sozialen Ge-
gensätze zwischen highlands and lowlands 
vergessen, akzentuierte Abgrenzung und ge-
meinsame Frontstellung gegenüber England 
und überdeckte die engen sozio-kulturellen 
Affinitäten wie ökonomischen Bindungen der 
lowlands an das englische Zentrum. Die folk- 
loristisch-keltischen Symbole bildeten somit 
zu keiner Zeit ein tragfähiges Fundament für 
die schottische Identität. Aus den andersarti-
gen Grundlagen von walisischer und schotti-
scher Identität resultierten in der Vergangen-
heit häufig nicht nur abweichende Forderun-
gen an den britischen Zentralstaat, die ein ge-
meinsames Vorgehen außerordentlich er-
schwerten. Wechselseitiges Unverständnis 
der zwei nationalen Bewegungen kam hinzu; 
nur wenige Schotten begreifen die zentrale 
Bedeutung der Sprache für die walisische 
Identität, während Waliser Nationalisten oft 
kein Verständnis für die nicht durch die Spra-
che definierte schottische Identität aufbrin-
gen.



V. Neo-Nationalismus und ungleiche Entwicklung: 
Der Fall Schottland

Schottland besaß in diesen Elementen natio-
naler Identität durchaus die Basis für eine 
eigenständige gesellschaftliche Entwicklung. 
Daß es anders als auf dem europäischen Konti-
nent in Schottland weder im ausgehenden 18., 
im 19. noch in der ersten Hälfte des 20. Jahr-
hunderts zu nationalen Erhebungen oder auch 
nur zur Formierung eines starken politischen 
Nationalismus kam, lag zum einen an der 
schon skizzierten Struktur des Unionskom-
promisses, der den Fortbestand der schotti-
schen Identität auch im britischen Rahmen er-
möglichte. Zum anderen ist die relativ unpro-
blematische Integration der schottischen Na-
tion zurückzuführen auf die britische Pilot-
funktion im Prozeß industriell-kapitalistischer 
Entwicklung:
1. Diese Besonderheit des britischen Staates 
ist zunächst das Ergebnis des in dieser Form 
wohl einzigartigen Arrangements zwischen 
grundbesitzendem Adel und gentry mit dem 
auf Handel, Gewerbe und in Ansätzen schon 
auf Industrieproduktion zielenden städtischen 
Bürgertum im 16./17. Jahrhundert, die sich 
wechselseitig aneinander anpaßten und in die-
sem Prozeß ihre soziale wie politische Gestalt 
veränderten. Indem Adel und gentry zur kom-
merziell betriebenen Landwirtschaft übergin-
gen und sich ökonomisch den Bedingungen 
von Handel und Gewerbe unterordneten, ge-
lang es ihnen, sich ihre soziale Führungsposi-
tion in der britischen Gesellschaft zu bewah-
ren, zumal sich andererseits die Bourgeoisie 
politisch wie soziokulturell an die vom Adel 
bestimmten Institutionen und Normen an-
paßte.
Barrington Moore fand in seiner Formulie-
rung von der „Herrschaft der Aristokratie und 
(dem) Triumph des Kapitalismus"25 ) wohl die 
treffendste Formel für die besondere soziale 
Osmose zwischen Bürgertum und grundbesit-
zendem Adel in Großbritannien. Die Verflech-
tung brachte beiden die Unabhängigkeit von 
der Krone, deren absolutistische Ansprüche 

25) Barrington Moore, Soziale Ursprünge von Dikta-
tur und Demokratie. Die Rolle der Grundbesitzer 
und Bauern bei der Entstehung der modernen Welt, 
Frankfurt/M. 1969, passim, u. a. S. 49ff. 26) Tom Nairn, a.a.O„ S. 19.

gemeinsam in die Schranken gewiesen wur-
den. Der Interessenausgleich auf der Basis 
bürgerlicher Werte und unter Wahrung des 
sozialen Vorranges der Aristokratie bewährte 
sich nicht zuletzt aufgrund des äußeren Erfol-
ges des britischen Staates und der von beiden 
Kräften gemeinsam verfolgten kommerziell-
kolonialen Strategie.
Der historische Erfolg des frühbürgerlichen 
britischen Staates (die rasche Ablösung feuda-
listischer Relikte in den Herrschafts- und 
Rechtsverhältnissen auf dem Lande, enclosure 
und Pachtsystem, die Aufhebung von Han-
dels- und Gewerbeschranken, die frühe Aner-
kennung bürgerlicher Rechte und Freiheiten, 
einschließlich des bürgerlichen Vertrags- und 
Eigentumsverständnisses, rule of law, Parla-
mentsherrschaft) bewirkte aber 

26
auch, daß sich 

seine „patrizisch-repräsentativen" )  Struktu-
ren perpetuierten. Ähnlich wie der industri-
elle Entwicklungsvorsprung Großbritannien 
von einem bestimmten Zeitpunkt an daran 
hinderte, sich zu einer durch und durch mo-
dernen Industriegesellschaft zu entwickeln, 
erwiesen sich auch im politischen System die 
archaischen Institutionen und Strukturen zu-
nehmend als Hemmschuh des politischen 
Wandels; so fehlte es an den notwendigen Im-
pulsen zur strukturellen Modernisierung und 
zur funktionalen Ausdifferenzierung des mini-
malistisch-frühbürgerlichen britischen Staa-
tes, wie sie anderswo von den Revolutionen 
des 19. Jahrhunderts ausgelöst wurden. Dies 
führte in Großbritannien in Relation zum Ni-
veau der sozio-ökonomischen Entwicklung, 
zum jeweils erreichten Ausmaß an Industriali-
sierung zum häufig verspäteten politischen 
Wandel.
Die Integration der schottischen und wali-
sischen Nation in den überkommenen Zen-
tralismus des frühbürgerlichen politischen 
Systems gelang dabei solange relativ problem-
los, so lange sich der britische Staat in seiner 
Tätigkeit insgesamt beschränkte und damit 
auch den jeweiligen Trägern der schottischen 



und walisischen Identität ihre Freiräume be-
ließ. In dem Maße, in dem die britische Politik 
ihre Staatstätigkeit im Zuge der keynesiani- 
sehen Reformen funktional erweiterte, traten 
ihre stark begrenzten Kapazitäten allerdings 
zunehmend deutlicher zutage. Die tradierten 
politischen Systemstrukturen wurden zum 
Hindernis für politische Innovation und insti-
tutionelle Reform und erwiesen sich insbeson-
dere als unfähig, die regionalen Bedürfnisse 
und Interessen der britischen Peripherie zu-
reichend zu berücksichtigen. Die Unzufrie-
denheit von Schotten und Walisern mit dem 
britischen Zentralismus, von dem sie sich 
keine angemessene Vertretung mehr verspra-
chen, wuchs vor allem seit den 60er 27Jahren ).  
Am Verlauf der letztlich gescheiterten Dezen-
tralisierungsbestrebungen läßt sich dies 
exemplarisch erörtern.
Die Devolution-Gesetzgebung von 1978, die 
für Schottland und Wales zudem deutliche 
Unterschiede aufwies, sah einerseits die De-
zentralisierung und Überweisung von wichti-
gen Kompetenzen an die einzurichtenden 
regionalen Institutionen (im Falle Schottlands 
an des Regionalparlament, die Assembly, und 
an die Regionalverwaltung) vor: u. a.: im Ge- 
sundheits- und Sozialwesen, in den Bereichen 
Bildung, Wohnungsbau, Transport, Kommuni-
kation und Umweltschutz. Regionale Autono-
mie oder föderative Machtverteilung hatte das 
Dezentralisierungsgesetz aber andererseits 
gerade nicht zum Inhalt. So wurden den regio-
nalen Institutionen mit der Steuerhoheit bzw. 
Zustimmungspflichtigkeit in der Steuerge-
setzgebung echte, den Föderalismus über-
haupt erst konstituierende Kompetenzen vor- 
enthalten. Auch hätte das Westminister-Parla-
ment nach erfolgter Dezentralisierung gegen-
über dem Regionalparlament ein absolutes 
Vetorecht besessen. Vor allem indem man im 
Devolutions-Gesetz am tradierten Grundsatz 
der Parlamentssouveränität des britischen 
Parlamentes festhielt, beharrte man auf Ver-
fassungsprinzipien, die im politischen Alltag 
heute keine große Rolle mehr spielen, da sich 
mit dem Funktionswandel des Parlamentaris-
mus auch in Großbritannien die wirklichen 

Entscheidungszentren politischer Macht vom 
Parlament weg und hin zur Exekutive, zu Ka-
binett und Premierminister verlagert haben.
Die Devolution-Gesetzgebung ist insofern ein 
wichtiges Beispiel, an dem man aufzeigen 
kann, wie traditionsgebunden das britische 
Politikverständnis ist, das belegt, wie sehr die 
britische Politik heute von Verfassungsprinzi-
pien belastet wird. Einerseits weisen sie nur- 
mehr dogmatische, aber keinerlei faktisch-
funktionale Bedeutung auf, andererseits wer-
den aber durch sie die „output-Leistungen" der 
Politik stark begrenzt und stehen sie damit ei-
ner angemessenen Weiterentwicklung des in-
stitutionellen Gefüges im Wege.
An den Dezentralisierungsbemühungen läßt 
sich folglich diejenige Interpretation der briti-
schen Krise verdeutlichen, die die unzurei-
chenden Lösungskapazitäten in der Gegen-
wart in der besonderen Leistungsfähigkeit des 
britischen Staates in der Vergangenheit be-
gründet sieht. Insofern kann man hieran Tom 
Nairns These von der Reformunfähigkeit des 
infolge Ungleichzeitigkeit unvollkommenen 
britischen Zentralstaates belegen. Anderer-
seits unterschätzt Nairn aber auch die Stabili-
tät des bestehenden politischen Systems287).

27) Die zunehmende Entfremdung bestätigten zahl-
reiche Meinungsumfragen; vgl. für viele die Daten 
bei Jack Brand, a.a.O., S. 144 ff.; zur Devolution — 
Gesetzgebung vgl. Vernon Bogdanor, a.a.O., pas-
sim. 28) S. Tom Nairn, a.a.O., S. 60 ff.

2. Die spezifisch britische Ungleichzeitigkeit 
gestattete die Fortdauer der schottischen 
Identität nach der Integration in den briti-
schen Staatsverband. Indem der britische 
Staat eine Vielzahl von meist sozio-kulturel-
len Aufgaben nicht wahrnahm und diese ent-
weder der privaten Initiative oder den Trägern 
der schottischen (bzw. walisischen) Identität 
überließ, verzichtete er nicht nur auf die Her-
ausbildung nationaler Homogenität im Innern. 
Die Beschränkung der Staatstätigkeit im In-
nern hatte zum einen zur Folge, daß sich die 
britische Identität im wesentlichen über das 
koloniale Empire definierte. Sie führte zum 
anderen dazu, daß die traditionalen Institutio-
nen der nationalen schottischen Identität (die 
presbyterianische schottische „Kirk", das 
Rechts- und Bildungssystem) auch nach der In-
tegration in den britischen Staatsverband in 
wichtigen Bereichen der Gesellschaftspolitik 
den Hauptbezugspunkt bildeten. Dies betraf 
insbesondere das Schul- und Bildungswesen, 
aber auch die Armenhilfe, die lange Zeit in der 



nichtstaatlichen Obhut der Kirchen blieben: in 
Wales konkurrierend bei anglikanischer 
Staatskirche und nonkonformistischen Me-
thodisten, in Schottland bei der presbyteriani-
schen Staatskirche. In Wales wie in Schottland 
konnten die nationalistischen Bewegungen 
der Gegenwart — in Wales die Sprachenorga-
nisationen und Plaid Cymru, in Schottland vor 
allem die SNP — folglich anknüpfen an eine 
Vielzahl von ideologisch-kulturellen, aber 
auch gesellschaftspolitischen Elementen und 
Institutionen nationaler Identität, die sich vor 
allem dadurch hatten erhalten können, daß 
der frühbürgerliche britische Staat im sozio-
kulturellen Bereich den traditionalen Institu-
tionen wesentliche Aufgaben und Freiräume 
überlassen hatte. Anders als in Wales verblieb 
in Schottland neben dem Staatskirchentum 
und dem Rechtssystem das Bildungssystem 
zudem auch dann noch in schottischer Regie, 
als es in den anderen Landesteilen verstaat-
licht worden war. Politisch-administrative 
Sonderregelungen für Schottland traten seit 
dem Ende des 19. Jahrhunderts hinzu, so daß 
sich — worauf hier nur hingewiesen werden 
kann — in Schottland zwischen der Zentralge-
walt in London und den Gemeinden eine drit-
te, regionale politische Systemebene heraus-
bildete; sie blieb zwar auf den Bereich der Ad-
ministration beschränkt und ist zudem dem 
Veto des britischen Parlamentes unterworfen, 
entwickelte aber durchaus eigene politische 
Machtvollkommenheiten, die gerade unter 
dem systemtheoretischen Aspekt der autorita-
tiven Entscheidung über die Allokation von 
Werten und Gütern zutage treten29 ).

29) Vgl. insbesondere James Kellas, a.a.O., passim; 
Vernon Bogdanor, a.a.O., S. 74 ff. 30) Eric Hobsbawm, a.a.O., Bd. 1, S. 12.

3. Die britische Sonderrolle ergab sich schließ-
lich aus dem ökonomischen Entwicklungsvor-
sprung gegenüber den kontinental-europäi-
schen Gesellschaften. Aufgrund seiner Füh-
rungsrolle brauchte Großbritannien im 18. und 
19. Jahrhundert anders als die sich später 
industrialisierenden Gesellschaften keinen 
Schutz gegen einen in der Entwicklung kapi-
talistisch-industrieller Produktion vorange- 
schritteneren Konkurrenten. Während in je-
nen Gesellschaften der Staat eine zentrale 
Funktion im Schutz vor der Kapital- und Wa-
renpenetration von außen und damit einher-
gehend in der Garantie autonomer Entwick-

lung des einheimischen Kapitals sah, wozu der 
Nationalstaat in mehrfacher Dimension — ter-
ritorial, rechtlich, ideologisch — den Rahmen 
lieferte, bestand hierzu in Großbritannien 
keine vergleichbare Notwendigkeit. Zum ei-
nen profitierte die Bevölkerung in ihrer Ge-
samtheit und in den verschiedenen Landestei-
len, in Schottland und Wales, wenn auch in un-
gleichem Umfang, vom komparativen Vor-
sprung. Zum zweiten existierte für diejenigen, 
die vom sozialen Wandel negativ betroffen 
waren — vor allem für Iren und Schotten —, 
die Möglichkeit der Emigration in die Kolo-
nien und damit die durchaus reale Hoffnung 
auf sozialen Aufstieg.
Während auf dem europäischen Kontinent der 
Nationalstaat die eigenständige industrielle 
Entwicklung garantierte, bedurfte es in der 
multinationalen britischen Gesellschaft der 
Schutzfunktion des Nationalstaates nicht, so-
lange 1. der Entwicklungsvorsprung gegen-
über möglichen Konkurrenten bestand, 2. das 
Empire den Rückzug auf die Kolonien gestat-
tete und die Möglichkeit bot, sich dem ökono-
mischen Wettbewerb mit den inzwischen kon-
kurrenzfähigen Industriegesellschaften ohne 
kurzfristige Nachteile zu entziehen; solange 
Großbritannien sein koloniales Empire besaß, 
blieb 3. ein Nebeneinander der Identitäten 
möglich. Mit dem Zerfall des britischen Welt-
reiches entfiel nicht nur der Hauptbezugs-
punkt der britischen Identität, erwachten 
demgegenüber im Innern die nationalen Iden-
titäten von Schotten und Walisern neu, son-
dern fehlten vor allem die ökonomischen Vor-
aussetzungen, auf denen der langanhaltende 
Erfolg der britischen Wirtschaft geruht hatte. 
Auf das heimische Wirtschaftspotential zu-
rückgeworfen, verschärften sich im Innern 
Großbritanniens die Verteilungskämpfe fast 
zwangsläufig, verschoben sich infolge der ge-
wandelten äußeren Bedingungen notwendi-
gerweise auch innergesellschaftlich die Kräf-
teverhältnisse.
Eine solche Sicht deckt sich weitgehend mit 
der Interpretation von Eric Hobsbawm, die 
dieser in der These zusammengefaßt hat, „daß 
der relative Niedergang Großbritanniens auf 
seinen frühen und lang andauernden Vor-
sprung als Industriemacht zurückzuführen 
ist“30). In Schottland wie in Großbritannien, de-



ren sozio-ökonomische Entwicklungen aufs 
Ganze gesehen durchaus parallel verliefen, 
liegen die strukturellen Fehlentwicklungen in 
der Gegenwart primär im Erfolg der britischen 
Wirtschaft im 18. und 19. Jahrhundert begrün-
det:

Bis zum Ersten Weltkrieg profitierte die schot-
tische Wirtschaft, insbesondere die auf indu-
strielle Expansion zielenden Kräfte in den 
lowlands, vom ökonomischen Verbundsystem 
des britischen Empire. Die wirtschaftlichen 
Vorteile waren allerdings von Beginn des 
Unionszusammenschlusses an durch Bedin-
gungen belastet, die in der Struktur abhängi-
ger Entwicklung begründet liegen. Schottland 
»taumelte“31 ) dabei von Krise zu Krise und von 
einem Industriezweig zum nächsten. Im Ge-
gensatz zum Hochland fand sich im Tiefland 
nach jedem Zusammenbruch über kurz oder 
lang eine Ersatzindustrie (Leinenindustrie, Ta-
bakhandel, Baumwollindustrie, Schwerindu-
strie: Eisen, Kohle und Stahl, Schiffsbau), so 
daß unter gesamtwirtschaftlich-schottischem 
Blickwinkel, vor allem aber aus der Sicht des 
jeweils die neuen Möglichkeiten ergreifenden 
Kapitals, die verschiedenen Krisen immer 
wieder relativ leicht überwunden werden 
konnten, ohne daß die Notwendigkeit bestand, 
die Wirtschaft in Schottland selbst auf eine 
breitere Basis zu stellen. Jedoch war die öko-
nomische Entwicklung bereits in dieser Peri-
ode von beträchtlichen Widersprüchen ge-
prägt: von Wirtschaftswachstum bei gleichzei-
tigen relativen Bevölkerungsverlusten; von 
vergleichsweise geringer Arbeitslosigkeit bei 
gleichzeitig unter dem britischen Durch-
schnitt liegenden Lohnniveau; von relativ ho-
hen Profitmargen in der Schwerindustrie bei 
dennoch vergleichsweise geringer einheimi-
scher Investitionstätigkeit.

31) So Christopher Harvie, a.a.O., S. 74; zum folgen-
den s. ebd.

Die „strukturelle Antiquiertheit" (Hobsbawm) 
der schottischen Wirtschaft, die sich seit dem 
Ende des Ersten Weltkrieges zunehmend ne-
gativ auf Industrieproduktion, Arbeitsplatzan-
gebot und Einkommen der Bevölkerung aus-
wirkte, vermochten nach dem Zweiten Welt-
krieg auch verschiedene Versuche neo-libera- 
ler Wirtschaftsförderung und regionaler 

Strukturpolitik nicht entscheidend zu beseiti-
gen. Zwar erwies sich die von der Labour Party 
nach 1964 eingeleitete Regionalpolitik noch 
als der Teilbereich des keynesianisch-staatsin- 
terventionistischen „sozialdemokratischen 
Konsensus", der die relativ besten Ergebnisse 
erbrachte. In Wales wie in Schottland fand seit-
her eine gewisse Verbreiterung der industri-
ellen Basis in den rückständigen Gebieten, eine 
begrenzte Nivellierung der sozio-ökonomi-
schen Unterschiede statt; es gelang über die 
Bindung staatlicher Investitionshilfen an die 
Höhe der Arbeitslosigkeit sowie an die Ein-
richtung neuer Arbeitsplätze, eine weitere 
Verschärfung des regional-ökonomischen 
Entwicklungsgefälles auf der Insel zu verhin-
dern. Doch bewirkte die Kombination von 
regionaler Wirtschaftsförderung und zentral-
staatlicher Globalsteuerung auch eine ver-
stärkte Zentralisierung und Bürokratisierung. 
Unterminiert wurden zugleich regionale 
Eigenständigkeit von Schotten und Walisern 
sowie lokale Eigenverantwortung im Bereich 
der Gemeinde. Die regionale Wirtschaftspoli-
tik bedrohte damit die schottische und walisi-
sche Identität, ließ indessen die strukturellen 
Ursachen der regionalen Disparitäten unange-
tastet. Dies äußerte sich u. a. auch darin, daß in 
Schottland — trotz der staatlichen Hilfen — in 
den Jahren 1967—1971 nochmals 27000 
Arbeitsplätze im Primärsektor und gar 79000 
Arbeitsplätze in der verarbeitenden Industrie 
verlorengingen.

Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, 
daß das Nordseeöl allen Seiten als Ausweg aus 
der britischen Krise erschien. Den Schotten 
eröffnete es die Option politischer Unabhän-
gigkeit: das öl bot aus der Sicht der schotti-
schen Nationalisten die Gewähr, auch unab-
hängig von den Umverteilungsmechanismen 
des britischen Zentralstaates, in dem man über 
kurz oder lang vom Empfänger zum Financier 
werden würde, über langfristig beste Entwick-
lungsvoraussetzungen zu verfügen; „rieh Scots 
or poor Britons" lautete seither der Slogan der 
SNP.
In der Auseinandersetzung um das Nordseeöl 
geht es dabei nicht zuletzt um Umverteilungs-
fragen sowie um die Bestimmung der Produk-
tionsmenge. Wirkliche Impulse für die Moder-
nisierung der schottischen Wirtschaft sind nur 
von der angemessenen Verwendung der indi-



rekten Gewinne aus der Erdölproduktion zu 
erwarten, d. h. von den Staatseinkommen aus 
Lizenzen und Ertragsanteilen aus Steuern und 
Gewinnbeteiligungen an den meist als joint- 
ventures gegründeten Gesellschaften32 ). Für 
eine schottische Position ergibt sich hieraus, 
eine Beschränkung der Produktion anzustre-
ben, die sich an schottischer Selbstversorgung 
orientiert; die Exportüberschüsse sollen men-
genmäßig so gestaltet werden, daß die aus ver-
schiedenen Quellen erwirtschafteten Staats-
einnahmen noch sinnvoll investiv eingesetzt 
werden können. Sowohl der Erschließung der 
noch überwiegend agrarisch strukturierten 
und in der Vergangenheit entvölkerten high- 
lands als auch der Umstrukturierung und Mo-
dernisierung der Industrie in den lowlands 
sind indes Grenzen gesetzt. Auch diese Bedin-
gungen legen unter einem primär schotti-
schen Blickwinkel die behutsame Ausbeu-
tungsstrategie der Vorkommen nahe.

32) Zur Frage des Nordseeöls vgl. aus schottischer 
Sicht insbesondere die Arbeiten von D. I. MacKay & 
G. A. MacKay, u. a.: The Political Economy of North 
Sea Oil, London 1975; einen anderen Standpunkt 
vertreten: Colin Robinson/Jon Morgan, North Sea 
Oil in the Future. Economic Analysis and Govern-
ment Policy, London 1978.

33) Ähnlich Christopher Harvie, a.a.O., passim, u. a. 
S. 43, S. 273 ff; zum programmatischen Anspruch der 
SNP vgl. u. a.: The Radical Approach. Papers on an 
Independent Schotland, ed. by Gavin Kennedy, 
Edinburgh 1976; zur Interpretation vgl. Jack Brand, 
a.a.O., passim; Keith Webb, a.a.O., S. 105ff.
34) S. Tom Nairn, a.a.O., passim, u. a. S. 90ff.

Anders die zentralstaatliche britische Politik: 
Sie betrachtete das Nordseeöl von Beginn an 
sowohl als Mittel zur gesamtbritischen (Ener- 
gie-)Selbstversorgung als auch darüber hinaus 
als Weg zur Sanierung der chronischen Han-
delsbilanzdefizite, zur Ablösung der IWF-Kre-
dite, zur Modernisierungsfinanzierung der bri-
tischen Industrie bei gleichzeitigem Ausbau 
der wohlfahrtsstaatlichen Leistungen. Die bri-
tischen Regierungen beschränkten sich indes 
nicht allein auf die Verwendung bereits reali-
sierter Gewinne, sondern verfügten im Wech-
sel auf die Zukunft in erheblichem Umfang be-
reits über die zu erwartenden Erlöse, ohne daß 
sie zugleich eine gezielte Industriepolitik für 
Großbritannien oder gar für Schottland einge-
leitet hätten. Die britische Politik der 70er 
Jahre verfolgte damit eine außerordentlich 
kurzsichtige, zwar keynesianisch orientierte, 
wiewohl den Keynes’schen Intentionen so si-
cherlich nicht gerecht werdende Strategie des 
„in the long run we are all dead". Allerdings 
stünde auch eine nationalistische Regierung 
in einem selbständigen Schottland vor dem 
gleichen Dilemma; auch sie wäre konfrontiert 

mit dem Problem, wohlfahrtsstaatlich-kon-
sumorientierte Erwartungen und Umvertei-
lungsforderungen der Wählerschaft mit einer 
investitions- und kapitalverwertungsorien-
tierten Politik industrieller Entwicklung, die 
notwendig Konsumverzicht und Beschränkun-
gen der Erdölförderung bedeuten würde, ver-
mitteln zu müssen33 ).
An der Frage einer angemessenen Verwen-
dung des Nordseeöls, an der man die unglei-
chen Entwicklungsbedingungen wie die asym-
metrischen Machtkonstellationen in Großbri-
tannien gegenwärtig wohl mit am besten auf-
zeigen kann, erweist sich zudem, daß der 
Schlüssel zum Verständnis der neo-nationali-
stischen Renaissance in Großbritannien, ins-
besondere im Fall Schottlands, weniger im 
keltischen Erbe begründet liegt. Das Aufkom-
men des Neo-Nationalismus stellt sich viel-
mehr dar als der innergesellschaftliche Reflex 
der verlorenen Weltmachtposition des Lan-
des. In einer solchen Interpretation (wie sie am 
exponiertesten von Tom Nairn vertreten wird) 
zielen die neo-nationalistischen Bewegungen 
darauf ab, für Schottland wie für Wales mittels 
der klassischen, nationalstaatlichen Lösung 
politischer/völkerrechtlicher Unabhängigkeit 
Schutz zu bieten vor der jetzt als folgenschwer 
empfundenen Penetration durch englisches 
und/oder multinationales Kapital, Schutz auch 
vor der Ausbeutung der eigenen Ressourcen, 
vor negativer Umverteilung zuungunsten der 
eigenen Bevölkerung im Rahmen des briti-
schen Gesamtstaates. In Großbritannien voll-
ziehe sich damit gegenwärtig ein Prozeß, der 
in Kontinentaleuropa in der Frühphase der In-
dustrialisierung stattgefunden hat. Vor allem 
diese Ungleichzeitigkeit sei es, die die Brisanz 
des Neo-Nationalismus für den britischen 
Staat begründe, dessen Zerfall von der Peri-
pherie her, von den innerhalb wie außerhalb 
der bestehenden Institutionen agierenden na-
tionalistischen Bewegungen, von den die De-
sintegration letztlich nur beschleunigenden 
Versuchen institutioneller Reform und Dezen-
tralisierung etc. maßgeblich vorangebracht 
werden wird34 ).



Mit dieser Analyse der britischen Gegen-
wartspolitik erfaßt Nairn zweifellos wesentli-
che Aspekte der Strukturkrise, in der sich der 
britische Zentralstaat seit geraumer Zeit be-
findet. In seiner Prognose überschätzt Nairn 
jedoch die politische Sprengkraft der neo-na-
tionalistischen Bewegungen, unterschätzt er 
die Bestandsfähigkeit der britischen Politik. 
Die Argumentation ist zudem ahistorisch35 ). 
Die Kritik an seiner Position hat folglich vor 
allem darauf aufmerksam zu machen, daß er 
mit Blick auf seine Prognose vom bevorste-
henden, wesentlich neo-nationalistisch verur-
sachten Zerfall Großbritanniens vom histo-
risch zugrunde gelegten analytisch-dialekti-
schen Konzept ungleicher Entwicklungen ab-
weicht. Während er die Geschichte Großbri-
tanniens nach innen wie nach außen unter der 
Prämisse ungleichzeitig nebeneinander ver-
laufener und dialektisch vermittelter Prozesse 
von Entwicklung analysiert, dominiert in sei-
ner Prognose eine grundsätzlich andere analy-
tische Perspektive, die sich orientiert an ei-
nem vorgegebenen Zielpunkt gesellschaftli-
cher Entwicklung, den es zu erreichen gilt. Der 
Entwicklungsprozeß ist in der Sicht Naims 
folglich sowohl zielgerichtet als auch endlich, 
so daß die Ungleichzeitigkeiten letztlich auf-
gehoben werden. Orientiert an den dogmati-

35) Ähnlich in der Einschätzung Eric Hobsbawm in 
seiner Auseinandersetzung mit Nairn, s. Eric Hobs- 
bawm, Some Reflections on The Break-up of Britain’, 
in: New Left Review 105, Sept.-Oct. 1977, S. 3 ff.

schen Positionen der marxistischen Entwick-
lungstheorie, verläßt Nairn in seiner Zu-
kunftsperspektive die historisch begründete 
dialektische Analyse der Ungleichzeitigkeit 
und setzt an die Stelle ungleicher Entwicklung 
ein evolutionistisches „catching up", dessen 
Weg infolge der bestehenden Ungleichzeitig-
keiten zwar Zwischenschritte erfordert, des-
sen Richtung jedoch von vorab definierten 
Entwicklungsprämissen bezeichnet ist.

Indem Nairn in prognostischer Perspektive 
von der historisch zugrunde gelegten An-
nahme ungleicher Entwicklung abweicht, 
schätzt er nicht nur die politischen Machtkon-
stellationen falsch ein, er verstellt sich zudem 
den Blick für die spezifischen Entwicklungs-
möglichkeiten, die unter der Prämisse eines 
prinzipiell offenen dialektischen Fortganges 
der Geschichte aus den britischen Ungleich-
zeitigkeiten erwachsen könnten; denn daraus, 
daß in der Vergangenheit bestimmte Entwick-
lungsprozesse entweder ganz entfielen oder 
sich zumindest unterschiedlich entfalteten, re-
sultieren ja nicht allein Tiefe und Brisanz der 
„englischen Krankheit", sondern in der histori-
schen Besonderheit liegt zugleich die dialekti-
sche Chance der britischen Politik auf einen 
besonderen Lösungsweg aus der Krise.

VI. Resümee: Strukturdeterminanten des Neo-Nationalismus 
in Großbritannien

Die Renaissance des Nationalismus in Groß-
britannien Ende der 60er Jahre ist das Resultat 
einer Reihe miteinander verknüpfter Struk-
turveränderungen in der britischen Gesell-
schaft, die wir resümierend nochmals kurz be-
nennen wollen. Besonderer Rang kommt dabei 
zweifellos der gewandelten Bedeutung der 
britischen Sonderrolle mit den aus ihr folgen-
den dreifachen, zudem wechselseitig aufein- 
ander bezogenen Ungleichzeitigkeiten zu:
1. Die „strukturelle Antiquiertheit" der briti-
schen Wirtschaft als dialektischer Reflex ihrer 

Vorrangstellung im metropolitan-kolonialen 
ökonomischen Verbundsystem des britischen 
Weltreichs in der Vergangenheit.
2. Die archaische Struktur des britischen Zen-
tralstaates als Folge des geschichtlichen Erfol-
ges des britischen Politik- und Verfassungs-
modells in der Vergangenheit.
3. Das Nebeneinander von britischer und 
schottischer bzw. walisischer Identität als 
Folge der frühbürgerlich-minimalistischen Be-
schränkung des britischen Zentralstaates nach 
innen und der Konzentration seiner expansi-
ven Kräfte nach außen.
In diesen drei Strukturdeterminanten liegen 
Schärfe und Besonderheiten der gegenwärti-



gen innergesellschaftlichen Krise Großbritan-
niens ebenso begründet wie das neuerliche 
Aufkommen der Nationalismen. Eine Reihe 
weiterer Ursachen treten jedoch hinzu:
4. Der Bürgerkrieg in Nordirland.
5. Der Rückzug aus der Weltpolitik.
6. Die Integration in die Europäische Gemein-
schaft.
7. Die Fragmentierung der Klassenstruktur.
8. Das schwindende Vertrauen in den sozial-
demokratischen Konsens.
All diese Strukturprobleme der britischen Ge-
sellschaft führten in ihrem Zusammenwirken 
— versucht man die zweifellos komplexen Be- 
gründungs- und Wirkungszusammenhänge 
auf einen Nenner zu bringen — zu einer be- 
trächlichen Auflockerung der bestehenden so-
zialen und politischen Bindungen. Sie erschüt-
terten die britische Identität wie die tradierten 
Wertstrukturen und schufen damit Raum für 
veränderte oder neue Zuordnungen in den ge-
sellschaftlichen und politischen Loyalitäten. 
Dies betrifft das Trauma, daß sich die nordiri-
sche Tragödie von Bürgerkrieg in Großbritan-
nien wiederholen könne, so daß die britische 
Politik seit geraumer Zeit auf regionalistische 
Herausforderungen außerordentlich sensibel 
reagiert.
Es betrifft den Rückzug aus der Weltpolitik, 
durch den das britische Selbstverständnis von 
der Führungsrolle Großbritaniens auf das ei-
ner europäischen Macht mittlerer Größe redu-
ziert wurde. Zudem begann man, ausgelöst 
durch die eigenen Erfahrungen mit der Deko-
lonisierung, auch in Schottland und Wales die 
Frage nach den politischen, ökonomischen 
und kulturellen Zentren im eigenen Lande, 
nach Abhängigkeit oder Eigenständigkeit zu 
stellen.
Dies gilt für den EG-Beitritt, durch den sich 
nicht nur die internationale Position Großbri-
tanniens, sondern wegen des dialektischen In- 
nen-Außen-Verhältnisses auch die Rolle des 
britischen Zentralstaates im Innern verän-
derte und sich die Gewichte zwischen Zen-
trum und Peripherie verschoben. Aus der Hin-
wendung Großbritanniens nach Europa er-
wuchsen als Pendant im Innern fast wie selbst-
verständlich die Forderungen nach funktiona-
ler wie territorialer Dezentralisierung des po-

litischen Systems, nach autonomer, nicht 
durch den britischen Zentralismus vermittel-
ter Beteiligung an den politischen Entschei-
dungsprozessen auf europäischer Ebene.
Es gilt besonders für die sich seit geraumer 
Zeit vollziehende vielfältige Fragmentierung 
der Klassenstruktur, die sich ergibt aus den 
zahlreichen sozialen Disparitäten, aus dem in-
dustriell-technologischen Wandel mit seinen 
drastischen Auswirkungen auf Berufs- und So-
zialgefüge, aus der Ausprägung regional-öko- 
monischer Konfliktlinien, der Herausbildung 
neuer, als postmateriell zu bezeichnender 
Wertsysteme und Konfliktmuster etc. Im poli-
tischen System äußert sich dies nicht zuletzt 
im Rückgang fester, in der Vergangenheit im 
Zeichen der Klassenencleavage stehender 
Parteipräferenzen von Arbeiter- und Mittel-
klassenwählerschaft, im Erstarken der Dritt-
parteien sowie in der Erosion des von Tories 
und Labour bestimmten Zweiparteiensystems. 
Die schwindende Legitimationskraft resultiert 
aber vor allem aus der Strukturkrise des 
Wohlfahrtsstaates und dem Vertrauensverlust 
des sozialdemokratischen Konsensus, die zu-
nehmend weniger in der Lage sind, ihren Ziel-
vorstellungen in der sozialen Wirklichkeit 
auch nur annährungsweise zu entsprechen. In-
dividuell mit Blick auf die sozialen Ungleich-
heiten und die wohlfahrtsstaatliche Absiche-
rung, wie territorial mit Blick auf die regio-
nalen Disparitäten erwiesen gerade die ge-
scheiterten Programme der Labour-Regierun-
gen die strukturelle Erfolglosigkeit des sozial-
demokratischen Konsensus. Im Zeichen sich 
verknappender Ressourcen und restriktiver 
Wachstumsbedingungen verschärften sich die 
Verteilungskämpfe vielmehr, zugleich indivi-
duell wie unter regionalen und nationalen Ge-
sichtspunkten. Infolge der wachsenden Kri-
senanfälligkeit bei gleichzeitig abnehmenden 
Lösungsmöglichkeiten erschöpft sich das 
wohlfahrtsstaatliche System in der subjekti-
ven Sicht vieler mittlerweile in Verrechtli-
chung, Bürokratisierung und Zentralisierung, 
in der Einrichtung stets neuer Funktionseli-
ten, was die Forderungen nach Dezentralisie-
rung geradezu herausfordert. Durch beide 
Aspekte erfuhr der Nationalismus beträchtli-
chen Auftrieb.

Unter derartigen gesellschaftsstrukturellen 
Bedingungen verwundert es nicht, daß der la-



tent stets vorhandene Nationalismus in Groß-
britannien Ende der 60er Jahre aktualisiert 
werden konnte und zu einer ernst zu nehmen-
den Kraft aufstieg. Seine politische Bedeutung 
hängt allerdings nicht allein von strukturellen 
Determinanten ab; sie resultiert selbstver-
ständlich auch aus den je besonderen poli-
tisch-aktuellen wie wirtschaftskonjunkturel-
len Konstellationen, aus den konkreten politi-
schen Handlungen der verschiedenen politi-
schen Organisationen und Gruppen der natio-
nalen Bewegung etc. Wie wichtig kurzfristige 
politische Bedingungen, konjunkturell verän-
derte Ausgangslagen sein können, zeigen 
nicht zuletzt das Scheitern der Devolution-Re- 
ferenda, die Stimmenverluste von SNP und 
Plaid Cymru und die scheinbare Rückkehr zur 
Normalität des Zweiparteiensystems bei den 
Unterhauswahlen vom Mai 1979.
Wenn wir die strukturellen Aspekte des briti-
schen Neo-Nationalismus in den Vordergrund 
der Analyse gestellt haben, dann geschah dies 
nicht in Verkennung der handlungstheoreti-
schen Dimension, sondern allein in der Ab-
sicht, mögliche langfristige Trendveränderun-
gen und Entwicklungslinien in der britischen 
Gesellschaft aufzuzeigen. Der Befund ist in-
folge der archaischen Struktur des britischen 
Zentralstaates außerordentlich widersprüch-
lich:
Einerseits beschränken die überkommenen 
Strukturen die Innovationsfähigkeit der briti-

schen Politik; dabei erweist sich die Politik 
weitgehend als reformunfähig, stellt sich Sta-
bilität her durch ein sich häufig selbstblockie-
rendes politisches System.
Andererseits haben die Ungleichzeitigkeiten 
zwischen der traditierten politischen Kultur 
und den sozialtechnologischen Steuerungsan-
forderungen im Wohlfahrtsstaat in Großbri-
tannien einer Reihe von modernistischen Ten-
denzen entgegengewirkt, die in Richtung auf 
die Ausblendung politischer Konflikte, die 
weitreichende gesellschaftspolitische Akkom-
modation der pluralistischen Kräfte, die „neo- 
korporative" Formierung und Steuerung ge-
sellschaftlicher Entwicklung tendieren und 
die dort, wo sie eingetreten sind, zunehmend 
als Fehlentwicklungen erkannt werden.
Die außerordentliche Konflikthaftigkeit der 
britischen politischen Kultur, kombiniert mit 
der allgemeinen Unzufriedenheit über die 
nunmehr eng begrenzten Lösungsmöglichkei-
ten des politischen Systems, fordert zudem die 
Suche nach neuen Wegen und Inhalten briti-
scher Politik geradezu heraus. Das Auftreten 
des Neo-Nationalismus, der Versuch institu-
tioneller Reform durch Dezentralisierung, 
sind hierfür typische Beispiele. Insofern kann 
man gerade aus der besonders gearteten Anti- 
quiertheit der britischen Politik und ihrer zur 
Selbstblockade neigenden Struktur auch die 
spezifisch britische Chance auf grundlegende 
Veränderungen ableiten.



Dieter Nohlen

Regionalismen in Spanien

Unsere Kenntnisse über die spanischen Regio-
nalismen sind in der Regel beschränkt auf Ka-
talonien und das Baskenland (Euskadi)*). Ent-
sprechend sind wir geneigt, die Regionalismen 
dieser beiden Regionen stellvertretend für das 
Regionalismusproblem Spaniens zu begreifen 
und auf diese Fälle gegründet nach Erklärun-
gen für den spanischen Regionalismus zu su-
chen. Das Problem ist

1
 jedoch vielfältiger und 

komplexer ).
Uns geht es im folgenden im wesentlichen um 
eine deskriptive, historisch-empirische Be-
standsaufnahme der Regionalismen hinsicht-
lich ihrer historischen, ökonomischen, sozia-

len, kulturellen und politischen Besonderhei-
ten. Gefragt wird nach den objektiven Tatbe-
ständen regionaler Differenzierung (wirt-
schaftliche Entwicklung, sprachlich-kulturelle 
Identität, historisch-politische Entwicklung) 
und nach dem subjektiven Faktor, dem regio- 
nalistischen Bewußtsein, das nicht losgelöst 
von den objektiven Differenzierungen gese-
hen werden darf. Denn sie bilden die Voraus-
setzung für das Entstehen eines regionalen 
Bewußtseins. Daran anschließend thematisie-
ren wir den Regionalismus bzw. Nationalis-
mus 2) im Demokratisierungsprozeß der Nach- 
Franco-Ära.

1. Wirtschaftliche und soziale Entwick-
lungsunterschiede als Grundlage regio-
naler Identität

Die verwaltungsmäßige Untergliederung 
Spaniens in 50 Provinzen stammt (mit gering-
fügigen seitherigen Veränderungen) aus dem 
beginnenden 19. Jahrhundert. Die histori-
schen Regionen Spaniens, deren Grenzen teil-
weise auf das Mittelalter und die Reconquista 
zurückgehen, umschließen in aller Regel meh-
rere Provinzen, ohne jedoch stets mit den Pro-
vinzgrenzen zusammenzufallen. Da die histo-
rischen Regionen in der Größenordnung stark 
variieren — das Baskenland ohne Navarra 
■nacht nur 1,48 Prozent der Gesamtfläche 
Spaniens aus, während Neukastillien (Castilla- 
La Mancha) 20,70 Prozent einnimmt —, wurde 
im Zuge der Regionalplanung 1973 eine Unter-
gliederung des Staatsgebietes vorgenommen,

1) Der Verfasser dankt Edgar Geiselhardt, Dokto-
rand in Heidelberg und Stipendiat der Friedrich- 
Ebert-Stiftung, für verschiedene Informationen und 
Anregungen. Die Langfassung des Manuskripts 
wurde April 1979 abgeschlossen.

Beispielhaft für viele: Lothar Maier, Spaniens 
Weg zur Demokratie, Meisenheim 1977, S. 135; Ger-
hard Brunn, Regionalismus und sozialer Wandel. 
Das Beispiel Katalonien, in: Otto Dann (Hrsg.), Na-
tionalismus und sozialer Wandel, Hamburg 1978, 
S. 157-186.

I. Objektive regionale Differenzen
die 14 geographisch ausgewogenere Einheiten 
schuf. Davon ist heute nicht viel mehr geblie-
ben als die statistische Schwierigkeit für die 
historischen Regionen erhobene bzw. ausge-
worfene offizielle Daten aufzufinden.
In den nachfolgenden Tabellen haben wir ei-
nige soziale und wirtschaftliche Daten zusam-
mengestellt, welche die erheblichen Entwick-
lungsunterschiede zwischen den 14 Regionen 
aufzeigen. Die Daten lassen erkennen, daß 
regionale Autonomieforderungen in Spanien 
unter sehr unterschiedlichen Entwicklungsni-
veaus und damit auch unterschiedlichen so-
zioökonomischen Strukturen erhoben wur-
den.

2) Aus guten Gründen verzichten wir hier auf eine 
Erörterung der in der Debatte um die regionale 
Autonomie verwandten Begriffe „Regionalismus" 
und „Nationalismus“. Eine wissenschaftlichen Kate-
gorien entsprechende Terminologie ist mit der poli-
tischen Sprache, die sich historisch in Spanien her-
ausgebildet hat und gegenwärtig angewandt wird, 
nicht vereinbar. Die Übertragung einer Begrifflich- 
keit, die sich im historisch-politischen Kontext an-
derer Gesellschaften gebildet hat, auf die spa-
nischen Verhältnisse müßte ständig mit züordnen- 
den Adjektiven wie „genuin", „eigentlich", „bloß" etc. 
arbeiten und vielfach die Erscheinungen in Spanien 
nach Maßstäben etikettieren, die nicht aus der spe-
zifischen Geschichte der Regionalismen in Spanien 
entwickelt wurden.
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Bekanntlich ist Katalonien weiter entwickelt 
als das Zentrum Spaniens. Aber auch jene Re-
gion, in der heute der heftigste Regionalismus 
anzutreffen ist, das Baskenland, hat ökono-
misch einen weit höheren Entwicklungsstand 
als das Zentrum. Das Baskenland weist das 
höchste Pro-Kopf-Einkommen, den höchsten 
Anteil der in der Inustrie beschäftigten Er-
werbstätigen, die niedrigste Analphabetenrate 
und eine weit unter dem nationalen Durch-
schnitt liegende Arbeitslosenquote auf. 
Schlüsseln wir alle Daten für das Pro-Kopf- 
Einkommen auf die Provinzebene auf, so lie-
gen die baskischen Provinzen für 1975 an 1., 3 . 
und 4 . Stelle (Vizcaya, Guipüzcoa und Alava in 
dieser Reihenfolge 3)) — dies auch ein Hin-
weis auf den recht ausgeglichenen internen 
Entwicklungsstand des Baskenlandes. Mit 
dem geringsten Anteil autochthoner Bevölke-
rung an der Gesamtbevölkerung des Basken-
landes deutet sich jedoch bereits eine kompli-
zierte soziologische Konfliktstruktur in der 
politischen Auseinandersetzung um die Auto-
nomie an.
Im Gegensatz zu Katalonien und dem Basken-
land, die im spanischen Vergleich überentwik- 
kelt sind, ist Galizien, wo zumindest seit Be-
ginn unseres Jahrhunderts Autonomieforde-
rungen erhoben wurden (siehe dazu weiter un-
ten), strukturell unterentwickelt. Die erwerbs-
tätige Bevölkerung ist noch zu 52 Prozent in 
der Landwirtschaft beschäftigt das Pro-Kopf- 
Einkommen ist eines der niedrigsten Spa- 
nienes. Galizien hat die schlechteste gesund-
heitliche Versorgung (gemessen an der Zahl 
der Einwohner je Arzt), die zweitschlechteste 
Infrastruktur (gemessen an Telefonen und Per-
sonenkraftwagen je tausend Einwohner) und 
den viertniedrigsten Verbrauch an elektri-
scher Energie. Galizien ist so unterentwickelt 
wie Extremadura und Andalusien, und doch 
hat sich nur hier eine starke historische regio- 
nalistische Bewegung gebildet.

Für die Aktivierung autonomistischer Bestre-
bungen in den spanischen Regionen, die hin-
sichtlich des Entwicklungsstandes dem Mo-
dell der durch das Zentrum ausgebeuteten Pe-
ripherie zumindest vordergründig entspra-
chen, hat es somit offensichtlich anderer als 
ökonomischer Faktoren bedurft.

3) Ramön Tamames, Estructura econömica de Espa- 
fia, 2 Bde., Madrid 1978, 2. Bd., S. 893 f.

2. Sprachliche Besonderheit als Grund-
lage regionaler Identität

Spanisch ist nicht die Sprache der Spanier, 
sondern nur die ihrer Mehrheit. Eine der heu-
tigen Weltsprachen ist von ihrem Ursprung 
her die Sprache Kastiliens, weshalb Spanisch 
eigentlich Kastilisch heißen müßte und in La-
teinamerika, wo weit mehr Menschen Spa-
nisch sprechen als in Spanien, auch folgerich-
tig in der Regel als „Castellano" bezeichnet 
wird. In Spanien werden zumindest vier Spra-
chen gesprochen: Kastilisch, Katalanisch, Ga-
lizisch und Baskisch. Kleinere Sprachengrup-
pen können wir hier ebenso vernachlässigen 4) 
wie Versuche, die katalanischen Dialekte, die 
in Pais Valenciano und auf den Balearen ver-
breitet sind, als eigene Sprachen zu pflegen. 
Während Kastilisch, Katalonisch und Gali-
zisch Sprachen romanischen Ursprungs sind, 
blieben die Wurzeln des Baskischen bislang 
unentdeckt. Uns interessieren hier jedoch we-
niger linguistische Fragen5) als solche nach 
der Bedeutung der sprachlichen Fragmentie-
rung Spaniens für Identität und Aktivierung 
der Regionalismen.

4) Siehe dazu Kurt Baidinger, Die Herausbildung 
der Sprachräume auf der Pyrenäenhalbinsel, Berlin 
1958.
5) Siehe dazu neben Kurt Baidinger 1958 auch Ha-
rald Haarmann, Soziologie und Politik der Sprachen 
Europas, München 1975.

Es liegen erst wenige empirische Forschungs-
ergebnisse über den Zusammenhang von 
sprachlicher Differenzierung, regionalem poli-
tischem Bewußtsein und politischen Regiona-
lismen in Spanien vor, doch wird man wohl 
von der Hypothese ausgehen dürfen, daß die 
sprachliche Differenzierung zwischen den Re-
gionen Baskenland, Galizien, Katalonien, Ba-
learen und Land Valencia (Levante) einerseits 
und dem kastilisch sprechenden Zentrum an-
dererseits ein wesentliches Element des regio-
nalen „becho diferencial"\.sX.. Die Sprachenpoli-
tik des Zentrums und die sprach-politischen 
kulturellen Forderungen der genannten Re-
gionen bilden einen Kernbereich der traditio-
nellen Auseinandersetzungen, die als 
Regionalismusproblem gekennzeichnet wer-
den.
Die auf Identifizierung der spanischen Bevöl-
kerung mit dem Kastilischen hinzielende Poli-
tik des Zentrums hat bereits in der Vernach-
lässigung statistischer Erhebungen über die 



sprachliche Struktur Spaniens Akzente in die-
ser Auseinandersetzung gesetzt, ganz zu 
schweigen von der faktischen Unterdrückung 
der Minderheitssprachen (Bestimmung des 
Kastilischen als alleiniger Amtssprache auch 
in den bilinguistischen Regionen, Verbot der 
einheimischen Sprache als Unterrichtsspra-
che, Verbannung aus den Massenmedien etc.). 
So gibt es keine zuverlässigen Daten über den 
Multilinguismus in Spanien. Annäherungs-
werte können der folgenden Tabelle 3 ent-
nommen werden.

nachhaltig verändert haben. Dabei ist eine seit 
Jahrzehnten andauernde Zuwanderung von 
Arbeitskräften aus den agrarisch bestimmten 
Gebieten kastilischer Sprache in die urban-in-
dustriellen Zentren der zweisprachigen Re-
gionen zu beobachten. Wie Tabelle 2 zeigt, 
weisen Kastilien, das Baskenland und Levante 
den niedrigsten Anteil der in der Region gebo-
renen Bevölkerung an ihrer Gesamtbevölke-
rung auf; demgegenüber ist der Anteil der 
Migration an der in der Region geborenen Be-
völkerung in Andalusien, Altkastilien und Ex-

Erste soziologische Untersuchungen auf der 
Basis von Survey-Daten setzten Ende der 
sechziger Jahre ein. Einen Markstein in die-
sem der Forschung nicht nur politisch, son-
dern auch methodisch zugänglich werdenden 
Feld setzte Amando de Miguel mit den im 
ersten FOESSA-Bericht veröffentlichten Er-
gebnissen 6). Auf sie stützt sich Juan Linz in 
seiner brillan 7ten Analyse von 1975 ). Neuere 
Untersuchungen haben die FOESSA-Daten im 
wesentlichen bestätigt. Durch die Unterschei-
dung zwischen Wohnbevölkerung einer Re-
gion und der die einheimische Sprache spre-
chenden Bevölkerung hat vor allem die Unter-
suchung von Salustino del Campo u. a. neues 
Li 8cht auf das Problem geworfen ). Denn es 
muß berücksichtigt werden, daß die innerspa-
nischen Migrationsprozesse die Zusammen-
setzung der Bevölkerung in den Regionen

6) FOESSA-Bericht von 1970: Informe sociolögico 
sobre la situaciön social de Espaa, Madrid 1970. 
7) Juan J. Linz, Politics in a multi-lingual society 
with a dominant world language: the case of Spain, 
in: J. G. Savard/R. Vegneault (Hrsg.), Les etats multi- 
lingues. Probleme et Solutions, Quebec 1974, 
S. 376 ff.
8) Salustiano del Campo, Manuel Navarro, J. Felix 
Tezanos, La cuestin regional espaola, Madrid 
1977.

tremadura notorisch hoch. Die Migrationspro-
zesse verleihen dem Bilinguismus eine ver-
stärkte soziologische Dimension. Stadt-Land- 
Gegensätze und schichtenspezifische Unter-
schiede in der Sprachpraxis regionaler Idiome, 
auf die wir hier nicht weiter eingehen kön-
nen 9), haben natürlichen Einfluß auf die sozio-
logische Struktur der regionalistischen Bewe-
gungen, worauf wir noch zurückkommen wer-
den.
Wenn wir danach fragen, wie hoch der Anteil 
der in den bilinguistischen Regionen Woh-
nenden ist, die die einheimische Sprache ohne 
Probleme sprechen können, so zeigen sich er-
hebliche Unterschiede zwischen den Regio-
nen. Der Anteil ist in Galizien mit 81,4 Prozent 
am höchsten, umfaßt in Katalonien noch über 
zwei Drittel der Bevölkerung, sinkt jedoch im 
Baskenland auf 19,1 Prozent. Allgemein nied-
rig ist in allen Regionen die Fähigkeit, sich 
schriftlich in den Regionalsprachen auszu-
drücken. Sie liegt nur in Katalonien über zehn 
Prozent.
Hinsichtlich der Gebräuchlichkeit der einhei-
mischen Sprache unter denen, die sie spre-

’) Siehe dazu Juan J. Linz, a. a. O., S. 399 ff. 



chen können, ergeben sich ähnlich markante 
Unterschiede. Zunächst fällt auf, daß Katala-
nisch und Galizisch zu einem beachtlichen 
Anteil als erste Sprache im Elternhaus gelernt 
wurden, das Baskische hingegen nicht Sodann 
zeigt sich, daß das Katalanische fast zu 90 Pro-
zent von den des Katalanischen Mächtigen als 
die von ihnen zumeist gesprochene Sprache 
angegeben wird. Baskisch wird von den im 
Baskenland heimischen Bilinguisten jedoch 
nur zu etwas mehr als einem Drittel am häu-
figsten gesprochen.

stand vorbeisehen, daß die Sprache des Zen-
trums einen beachtlichen Verbreitungsgrad 
erreicht hat und eine Einsprachigkeit zugun-
sten der regionalen Sprache auf erhebliche 
Widerstände stoßen dürfte. Es sollte im übri-
gen berücksichtigt werden, daß die mittelal-
terlichen Reiche — die Vorläufer der heutigen 
Regionen — ke

10
ineswegs sprachlich homogene 

Gebilde waren ). Die historisch-politischen 
Grenzen stimmten nicht mit den Sprachgren-
zen überein. So scheint die Zweisprachigkeit 
in den sprachlich-kulturell vom kastilischen

Eine Analyse der Tiefe des vom kastilischen 
Zentrum abweichenden sprachlich-kulturel-
len und politischen Bewußtseins, die nur auf 
den genannten Daten basiert, würde aller-
dings zu kurz greifen. Es müßten außerdem 
linguistische, sprachgeschichtliche und histo-
risch-politische Kriterien berücksichtigt wer-
den. Wir begnügen uns hier festzustellen, daß 
die sprachliche Assimilierungspolitik — ver-
stärkt durch die Migrationsprozesse insbeson-
dere im Hinblick auf Kastilien und das Bas-
kenland — die sprachlich-kulturelle Homoge-
nisierung der Regionen nicht hat herbeiführen 
können. /
Andererseits kann eine auf regionale Autono-
mie hinzielende Politik nicht an dem Tatbe- 

Zentrum differierenden Regionen, d. h. die 
Anerkennung der einheimischen Sprache als 
gleichberechtigte Amtssprache, die sinnvolle 
Lösung des Sprachenproblems zu sein; zu die-
sem Schritt entschloß sich die Katholische 
Kirche hinsichtlich des Katalanischen bereits 
1956. Auch das Baskische erkennt sie nominell 
als Amtssprache an. Eine Gleichberechtigung 
der regionalen Sprachen auf Staatsebene, d. h. 
die Viersprachigkeit Spaniens, sehen auch die 
regionalen Autonomisten aus praktischen 
Gründen als nicht realisierbar an u).
10) Siehe Ramön Menendez Pidal, The Spaniards in 
Their History, New York 1966, S. 92 ff.
11) Jos Luis Albifiana Olmos, Decreto que regula el 
uso de Lenguas Regionales, in: J. Figuero, Las refor- 
mas urgentes, Madrid 1976, S. 145 ff., hier S. 149.



II. Zur Geschichte der Regionalismen in Spanien
Zu den objektiven Tatbeständen des spa-
nischen Regionalismus heute gehört die Ge-
schichte der Regionen und Regionalbewegun-
gen von den Anfängen bis in die Jahre des 
Bürgerkriegs hinein. Die Unterdrückung aller 
vom Kastilischen abweichenden kulturellen 
Eigenarten und damit einer wesentlichen 
Komponente des kulturellen Reichtums 
Spaniens im Namen der Einheit Spaniens hat 
den Regionalismus heute nicht nur verstärkt, 
sondern in soziologischer und politisch-ideo-
logischer Hinsicht wesentlich verändert. 
Trotzdem werden einige Kernprobleme des 
Regionalis

12

mus, vor allem die Unterschiede 
zwischen den Regionalismen, nicht ohne 
Rückgriff auf die Geschichte — wie kursorisch 
er im folgenden auch nur sein kann — erklärt 
werden können ).
Zunächst ist hervorzuheben, daß die histori-
schen Grundlagen eines kulturellen und poli-
tischen Regionalismus in den verschiedenen 
Territorien Spaniens verschieden und ver-
schieden gewichtig sind. In Katalonien regten 
sich seit den 40er Jahren des vorigen Jahrhun-
derts regionalistische Strömungen; im Bas-
kenland setzten sie nicht viel später ein. In 
diesen beiden Regionen mündeten die lingui-
stisch-kulturellen Anstöße zur Wiedergeburt 
einer regionalen Identität in politische Ent-
würfe zur Wiedererlangung früherer Rechte 
und Privilegien und zur Reorganisation des 
spanischen Staates. Andere Regionen 
Spaniens folgten vor allem dem katalanischen 
Beispiel, aber nur zögernd und unter Bedin-
gungen, die dem Regionalismus ein jeweils an-
deres Gepräge verliehen. Sieht man vom Bas-
kenland ab, so wird man dem katalanischen 
Regionalismus eine Initial- und Vorreiterfunk- 
tion für die später einsetzenden Regionalis- 
®en zubilligen müssen. Nicht nur in den ande-
ren katalanisch-sprachigen Regionen, sondern 
auch in Galizien und nach Erlangung des 
Autonomiestatuts für Katalonien 1931 auch in

12) Eine höchst instruktive Analyse des national-
staatlichen Kontextes, in welchem es zur lingui-
stisch-kulturellen Renaissance „nationaler" Minder- 
neiten kommt, liefert Juan J. Linz in seinem Auf- 
satz; Early State-Building and Late Peripheral Na- 
tonalism against the State: The Case of Spain, in: 
* N. Eisenstadt/S. Rokkan (Hrsg.), Building States end Nations, 2 Bde., Beverly Hills 1973, l.Bd., 3,32 ff.

allen anderen Regionen wurde nach Barcelona 
geblickt. Nirgends konnten jedoch die politi-
schen Konzepte und Strategien des politi-
schen Katalanismus übertragen werden.
Wir werden im folgenden zunächst den kata-
lanischen Regionalismus darstellen und dann 
auf Valencia-Land und die Balearen eingehen, 
weil wir in diesen Regionen infolge der Ge-
meinsamkeit der Sprache — von Dialektdiffe-
renzen abgesehen — einen Faktor, der politi-
schen Regionalismus begründen kann, kon-
stant halten können. Dies schafft günstige 
Voraussetzungen für die Anwendung der ver-
gleichenden Methode, mit deren Hilfe wir 
nicht nur Übereinstimmungen und Abwei-
chungen feststellen, sondern auch Kausalbe-
ziehungen auf die Spur zu kommen hoffen. Da-
nach betrachten wir das Baskenland und Gali-
zien, Gebiete, in denen der politische Regiona-
lismus eine starke Tradition besitzt. Von den 
jüngeren Regionalismen können wir aus 
Raumgründen hier nur Andalusien berück-
sichtigen.

Katalonien
Katalonien verlor erst im spanischen Erbfol-
gekrieg 1716 die auf das frühe Mittelalter 
(Grafschaft Barcelona) zurückgehende
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n und 
unter der österreichischen Monarchie auf- 
rechterhaltenen Fueros und Privilegien ).  
Wirtschaftliche und geistesgeschichtliche 
Faktoren, Industrialisierung und Romantik be-
gründeten seit den 30er Jahren des vorigen 
Jahrhunderts einen katalanischen „Nationalis-
mus auf der Suche nach der verlorenen Na-
tion" (Josep Termes), der sich zunächst litera-
risch (damit Wiedergewinnung des Katalani-
schen als Schriftsprache), wenige Zeit später 
jedoch bereits in Forderungen nach Autono-
mie oder nach einer Reform des spanischen 
Staates auch politisch ausdrückte.
Die vielfältigen regionalistischen Tendenzen 
in der Geschichte Kataloniens lassen sich wie 
folgt unterscheiden 143):

13) Zur frühen Geschichte Kataloniens siehe Pierre 
Vilar, La Catalogne dans l'Espagne moderne, Paris 
1977.
14) Hier folgen wir der Einteilung von Jordi Sole 
Tura, Catalanisme i Revolucio Burgesa. La sintesi de 
Prat de la Riba, Barcelona 1967.



1. Der Traditionalismus: Rückbesinnung auf 
die Geschichte und Forderung nach Wieder-
herstellung der alten Rechte und Privilegien. 
Die Ursachen der Krise des spanischen Staa-
tes werden im Liberalismus und im homogeni-
sierenden Zentralismus des 19. Jahrhunderts 
ausgemacht. Eine Überwindung der Krise soll 
von der Wiederbelebung der Regionen ausge-
hen. Seine Basis hatte der konservative Regio- 
nalismus im agrarischen Katalonien.
2. Der Föderalismus (von Pi y Margallund von 
De Almirall) als politisch-institutionelle Lö-
sung der Integration Kataloniens und der an-
deren Regionen mit nationaler 
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Identität in den 

spanischen Staatsverband ). Im Föderalis-
mus war zunächst die ganze Breite politisch- 
ideologischer Strömungen vertreten. Seine 
Verbindung mit Demokratie und Republika-
nismus in der Revolution von 1868 machten 
ihn jedoch später Monarchismus und Konser-
vatismus verdächtig.
3. Der Autonomismus konservativer Orientie-
rung: In ihm flossen verschiedene Strömungen 
und Forderungen zusammen: die kulturelle 
Renaissance, der wirtschaftliche Protektionis-
mus, der Traditionalismus und der Föderalis-
mus in dem Versuch, im Rahmen der spa-
nischen Monarchie unter der Restauration ei-
nen Autonomiestatus für Katalonien zu erlan-
gen. Parteipolitischen Ausdruck fand diese 
Tendenz in der 1901 gegründeten „Lliga Regio- 
nalista", in der ursprünglich ein breites sozia-
les und vor allem politisches Spektrum des Ka- 
talanismus vertreten war, in der sich aber bald 
die industriellen Interessen und die konserva-
tiven Positionen durchsetzten. Prat de la Riba, 
die Führungsfigur der Lliga, formulierte die 
politischen Aspirationen der Industriebour-
geoisie in seiner Schrift „La Nacionalitat Cata- 
lana" (1906): Die Schaffung einer iberischen 
Konföderation, innerhalb derer die kastilische 
und katalanische Nationalität mit dem Ziel 
politischer und wirtschaftlicher Stärkung zu-
sammenarbeiten könnten. In Anlehnung an 
west- und mitteleuropäische Vorbilder ent-
wickelt er die Idee eines spanischen Impera- 
lismus, der mit den anderen Imperialismen der 
Zeit konkurrieren könne. Der „Vater des bür-

13) Zum Föderalismus siehe C.A.M. Hennessy, The 
Federal Republic in Spain. Pi y Margall and the Fe-
deral Republican Movement, 1868—74, Oxford 
1962.

gerlichen katalanischen Na 16tionalismus" )  
setzte zur Verwirklichung dieser Vorstellun-
gen auf eine Politik des „intervencionismo“, die 
auf parlamentarischem Wege den katalani-
schen Einfluß in Madrid stärken sollte. Ver-
körpert wurde diese Politik in der Person von 
Francesc Camb, der in dieser Phase unter 
mehreren der sich zahlreich abwechselnden 
Restaurationsregierungen Ministerposten 
übernahm und für den der katalanische Regio- 
nalismus (Nationalismus) eine instrumentelle 
Bedeutung hatte.
Ein Schritt in Richtung auf einen Autonomie-
status für Katalonien bedeutete die Einrich-
tung der „Mancomunidad de Catalunya" 
1912/14, der Zusammenschluß der Provinzver-
sammlungen der katalanischen Provinzen. 
Hier konnte sich die katalanische Industrie-
bourgeoisie als regierungsfähig profilieren, in-
dem sie ein umfangreiches Modernisierungs-
programm in die Praxis umzusetzen versuch-
te. Es wurden Infrastrukturmaßnahmen (Ver-
kehr, Telefon, Verwaltung), Verbesserungen 
im Erziehungswesen (Grundschulen, Berufs-
schulen), Modernisierungen des Produktions-
apparates und Steigerungen der Produktion 
eingeleitet und zugleich mit der kapitalisti-
schen Entwicklung die katalanische Identität 
verfestigt Programme und Projekte regionaler 
Autonomie, die sich auf die „Bases de Manre- 
sa“(1892) gründeten, ließen sich jedoch nicht 
verwirklichen und verloren mit der Diktatur 
Primo de Riveras (1923) jegliche Realisierungs-
chance.
4. Radikaler Nationalismus: Erst gegen Ende 
des Ersten Weltkrieges konnte sich ein gegen 
die Übermacht des konservativen, bürgerli-
chen Katalanismus gerichteter linker Katala- 
nismus etablieren, der auf die Unabhängigkeit 
Kataloniens abzielte. Diese Bewegung ging 
von Francesc Maciä und der 1919 gegründeten 
„Demokratisch-nationalistischen Föderation" 
aus und mündete über den „Estat Catalä'XW^ 
schließlich mehrheitlich in der „Esquerra Re- 
publicana de Catalunya“(1931) und damit wie-
der in nicht-separatistischem Regionalismus, 
im Republikanismus.
5. Der Republikanismus:^! ging von der Über-
legung aus, daß die katalanische Frage nur 
16) C. Gispert/J. M. Prats, Espafia: un estado plurina 
cional, Barcelona 1978, S. 74; siehe dazu auch Horst 
Hina, Kastilien und Katalonien in der Kulturdiskus-
sion 1714—1939. Tübingen 1978, S. 223. 



innerhalb einer demokratischen Republik 
würde gelöst werden können. Der linksorien-
tierte Republikanismus wurde durch den Zu-
gang von Radikalen Nationalisten mehrheits-
fähig und konnte durch den von ihm herbeige-
führten Regimewechsel in Spanien 1931 ein 
Autonomiestatut für Katalonien durchsetzen. 
Das Statut war der Kompromiß zwischen der 
Regierung der Katalanischen Republik und 
der Spanischen Republik, beide hervorgegan-
gen aus den revolutionären Akten im An-
schluß an die Municipalwahlen vom April 
1931, die den Republikanern eine Mehrheit 
einräumten. Die „Generalität de Catalunya“, 
die katalanische Regierung, erhielt ihre volle 
verfassungsrechtliche Investitur nach der Ver-
abschiedung der spanischen Verfassung von 
1931 durch das „Statut von Katalonien" vom 
15. September 1932.
Insbesondere für die Zeit der II. Republik lie-
ßen sich sowohl weitere regionalistische Strö-
mungen aufzeigen (im Sozialismus und Anar-
chismus) als auch weitere Entwicklungen dar-
stellen. Darauf müssen wir hier verzichten 17).  
Es genügt uns, deutlich gemacht zu haben, wie 
vielfältig allein der katalanische Regionalis- 
mus und wie komplex sein sozialer, historisch-
politischer und ideologischer Begründungszu-
sammenhang ist

Land von Valencia (Levante)
Das Land von Valencia (Pais Valenciano) ver-
lor wie Katalonien im spanischen Erbfolge- 
krieg 1707 (Schlacht von Almansa) seine „Fürs“ 
(Freiheitsrechte und Privilegien). Die Renais-
sance der katalanischen Sprache und Kultur 
erfaßte in der Mitte de 19s . Jahrhunderts auch 
die Levante, blieb jedoch im Unterschied zu 
Katalonien im wesentlichen literarisch. Teo-
doro Llorente, der einflußreichste Protagonist 
der valencianischen Renaissance, betonte, daß 
die Valencianer, wenn sie die Größe ihres al-
ten Königreichs besängen, nicht die Idee ver-

17) Von den inzwischen zahlreichen Studien zum 
Katalanismus seien hier noch genannt: J. A. Gonz- 
82 Casanova, Federalisme i autonomia a Catalunya 
1868—1938), Barcelona 1974; Isidre Molas, Lliga ca- 
alana, 2 Bde, Barcelona 1972; Josep Termes, Federa- 
Smo, anarcosindicalismo y catalanismo, Barcelona 
W6; Josep Lluis Martin i Ramos, Els origens del 
Bartit Socialista Unificat de Catalunya (1930—1936), 
Barcelona 1977. 

träten, das „Reino de Valencia
18

“ zum Schaden 
der Einheit Spaniens wiederherzustellen ).
Die entscheidenden Gründe für die unter-
schiedlichen Auswirkungen der linguistisch-
kulturellen Renaissance in beiden Regionen 
liegen in der stärkeren „Kastilianisierung" des 
Landes von Valencia, insbesondere in der en-
gen Verbindung der herrschenden Klasse von 
Großgrundbesitz und Finanzkapital mit Ma-
drid einerseits und der Interessendivergenz 
zwischen den protektionistischen Industrie-
sektoren Kataloniens sowie den exportorien-
tierten und auf den Freihandel angewiesenen 
Agrarsektoren Valencias andererseits. Dieser 
Gegensatz verhinderte sowohl die Übernahme 
der Forderungen des politischen Regionalis- 
mus Kataloniens als auch den Anschluß Va-
lencias an Barcelona, was angesichts der lingu-
istisch-kulturellen Gemeinsamkeit nahegele-
gen hätte.
Der politische Valencianismus setzte erst zu 
Beginn unseres Jahrhunderts mit der Grün-
dung der Gesellschaft „Neues Valencia" ein, 
deren Mitgliedschaft sich aus Handwerkern, 
Studenten und Kleinbürgertum zusammen-
setzte. Mit der Ausbreitung der Industrialisie-
rung erhielt der politische Valencianismus 
eine erweiterte Basis, nicht zuletzt dadurch, 
daß sich nun eine Annäherung an den katala-
nischen Regionalismus ergab. So lehnte sich 
die konservative Union Valencianista Regio-
nal, die während des Ersten Weltkrieges und 
während der durch ihn bedingten Krise des 
Agrarsektors entstand, eng an die Lliga Regio- 
nalista Kataloniens an19).

18) J. Martinez Serrano/Vicente Soler, El valen- 
cianismo polltico: Orlgenes de una reivindicacin, 
in: Historia 16, Extra V, April 1978, S. 64 ff., hier 
S. 67.
19) Zum politischen Valencianismus siehe Alfons 
Cucö, El valencianismo polltico, 1874—1936, Valen-
cia 1974; Amadeu Fabregat, Partits politics al Pais 
Valencia, Valencia 1976; Lluis Aguilo Lucia; Las 
elecciones en Valencia durante la Segunda Repbli- 
ca, Valencia 1976; J. A. Toms Carpi, El Pais Valen-
ciano frente a la democracia, 2. Bde., Valencia 
1977.

Kennzeichnend für die Debatten und Ausein-
andersetzungen um ein Autonomiestatut für 
das Land von Valencia, die nach Ende der Dik-
tatur 1927 und insbesondere mit der II. Repu-
blik einsetzten, waren die politisch-ideologi-
schen Entfernungen zwischen den verschie-
denen Protagonisten regionaler Autonomie. 



Die konservativ-agrarische Gruppierung er-
neuerte sich in der „Valencianisch Regionalen 
Rechten" (Derecha Regional Valenciana, DRV), 
die massiven Zulauf von Seiten der zahlrei-
chen landbesitzenden Bauern als Folge der 
Krise des Agrarsektors erhielt. Die DRV 
zählte zu den bestorganisierten Parteien der 
politischen Rechten Spaniens. Die politische 
Linke war aufgespalten in den „Partit Valen- 
cianista d'Esquerra" älterer republikanischer 
Tradition und die „Esquerra Valenciana", die 
der Autonomie der Region Valencia eine Fö-
deration der katalanisch-sprachigen Region 
vorzog. Weiter links von diesen Parteien hat-
ten die Gewerkschaften, die anarcho-syndika-
listische CNT erhebliches und die sozialisti-
sche UGT wachsendes Gewicht.
Die vorgelegten Entwürfe für ein Autonomie-
statut von 1931 (Projekt des gemäßigten Kon-
servatismus unter Blasco Ibaüez)bis 1937 (Pro-
jekt des CNT: einziges Autonomieprojekt der 
Anarchisten in Spanien) hatten mehr oder we-
niger Parteicharakter und waren demzufolge 
bereits in der Levante nicht oder nur schwer-
lich mehrheitsfähig.

Balearen
Auf der Inselgruppe der Balearen entwickelte 
sich mit der Renaissance der katalanischen 
Sprache und Kultur eine regionalistische Be-
wegung, die soziologisch getragen wurde von 
Industriellen (Schuh- und Textilbranche) und 
Handel, jedoch durch die konservative Partei 
und die politische Maschine des Caciquismo 
(Herrschaft von lokalen Potentaten) politisch 
unter Kontrolle gehalten wurde20 ). Antonio 
Maura, späterer Führer der Konservativen 
Partei Spaniens, kandidierte hier für die Cor-
tes seit 1881 bis zu seinem Lebensende.

20) Zum Regionalismus der Balearen siehe Sebasti 
Serra, La identidad balear; in: Historia 16, Extra V, 
April 1978, S. 75 ff; Anselm Llull (Gregori Mir), El 
mallorquinisme politic (1840—1936), Paris 1975; 
J. Quintana, Menorca, segle XX, Mallorca 1976; 
ders.: Els menorquins i l’autonomia, Mallorca 1977.

21) Dazu: Beltza (Emilio Lopez Adan), El naciona- 
lismo vasco (1876-—1936), San Sebastian 1976; Orta 
(Francisco Letamendla), Historia de Euzkadi: el na- 
cionalismo vasco y ETA, Paris 1975; Milton da Silva, 
The Basques as a Nonstate Nation, in: Judy S. Ber 
telsen (Hrsg.), Nonstate Nations in International Po-
litics, New York 1977, S. 98 ff; M. de Ugalde, Sintesis 
de la historia del Pais Vasco, 2. Aufl. Barcelona 
1977.

Der konservative Regionalismus der Balearen, 
soziologisch und politisch der katalanischen 
Lliga nahestehend, jedoch in seiner Basis in 
wirtschaftspolitischer Hinsicht freihändle-
risch orientiert, wies einen Anschluß der kata-
lanisch-sprachigen Inseln an Katalonien weit 
von sich, während republikanische Strömun-

gen eine Kooperation mit Katalonien und Le-
vante propagierten. Damit trat bereits zu Be-
ginn unseres Jahrhunderts die Streitfrage auf, 
die unter der II. Republik die Durchsetzung 
des 1931 vorgelegten Autonomiestatuts er-
schwerte. Die andere Dimension des innerba-
learischen Konflikts lag in der unterschiedli-
chen politischen Orientierung der Inseln Mal-
lorca (konservativ) und Menorca/Formentera 
(progressiv). Das Statut war vom konservati-
ven Partido Regionalista ausgearbeitet wor-
den und wurde von Menorca abgelehnt, da es 
eine Majorisierung der Inseln durch Mallorca 
zu beinhalten schien, und von der Republika-
nischen Linken und dem PSOE zurückgewie-
sen, weil diese beiden Parteien eine Lösung 
des regionalen Problems im Rahmen einer ge-
samtkatalanischen Föderation befürworteten. 
Letztlich jedoch wurde die Auseinanderset-
zung um das Autonomiestatut für die Balearen 
als eine Entscheidung in Funktion der Über-
windung bzw. Aufrechterhaltung und Vertei-
digung der bestehenden sozialen und politi-
schen Strukturen auf den Inseln geführt.

Baskenland
Der baskische Regionalismus muß verstanden 
werden im Kontext der wirtschaftlichen Ent-
wicklung der baskischen Provinzen im 
19. Jahrhundert (Abbau und Export von Eisen-
erz, Aufbau einer Schwerindustrie) und ihr 
entsprechenden Wandlungen der Klassen-
struktur: Herausbildung einer Finanz- und In-
dustriebourgeoisie, die in enger Verbindung 
mit dem politischen Zentrum Spaniens steht 
und die man als kastilianisiert bezeichnen 
kann, auf der einen Seite und eines Industrie-
proletariats zum großen Teil nicht-baskischer 
Herkunft auf der anderen Seite, in das 
seit 1885 sozialistisches Gedankengut ein-
drang21 ).
Die baskischen Mittelschichten in den Städ-
ten, vor allem aber das agrarische Hinterland, 
die im Industrialisierungsprozeß ihre frühere 
soziale und politische Position einbüßten, bil-



deten das soziale Substrat des frühen baski-
schen Regionalismus. In dem Maße, in wel-
chem sich die Industrialisierung (auch geogra-
phisch verstanden) ausdehnte, wurden sie in 
Gegnerschaft zur Modernisierung aktiviert, 
forderten die Rückbesinnung auf die ethni-
sche Singularität, die Wiederbelebung der 
baskischen Sprache, Kultur und Folklore, die 
im Industrialisierungs-, Assimilierungs- und 
Überfremdungsprozeß gänzlich verloren zu 
gehen drohten, und die Wiedererlangung der 
früheren Rechte und Privilegien („Fueros"). Die 
aus dem Mittelalter stammenden Sonder-
rechte der baskischen Region hatten bis zur 
französischen Revolution (in den französi-
schen Gebietsteilen des Landes) und bis zu 
den von ihr ausgelösten liberalen Entwicklun-
gen in Spanien in vollem Umfang bestanden 
und waren erst mit der zentralistischen Politik 
der konstitutionellen Monarchie aufgehoben 
worden. Der baskische Regionalismus ist so-
mit in seiner Genesis eine in doppelter Hin-
sicht antimoderne Bewegung: als Bewegung 
gegen die industrielle wirtschaftliche Ent-
wicklung und als Bewegung gegen den Konsti- 
tutionalismus und politischen Liberalismus. 
Die Forderung nach den „Fueros“ schloß „die 
Verteidigung einer traditionellen Gesellschaft 
auf agrarischer Grundlage ein. Sie werden als 
Barrieren gegen den sozialen und politischen 
Wandel benutzt ... gegen die korrumpieren-
den Kräfte: Kastilianisierung, Liberalismus 
und Sozialismus"22 ).
Als politische Bewegung trat der „Fuerismo" 
zunächst in Verbindung mit dem „Carlismo“ 
auf, der das traditionelle Konzept einer abso-
lutistischen, aber dezentralisierten Monarchie 
militärisch gegen den liberalen, jedoch zentra-
listischen Staat durchzusetzen versuchte (Kar- 
listenkriege). Die Niederlage des Karlismus 
1876 brachte den endgültigen Verlust der „fu- 
eros“ und stimmte zeitlich mit entscheidenden 
Veränderungen der baskischen Gesellschaft 
überein: die traditionelle Landwirtschaft wich 
zugunsten einer zunehmenden Industrialisie- 
rung. So stieg beispielsweise der Export von 
Erz aus Vizcaya zwischen 1877 und 1900 um

I mehr als das Sechsfache.23 ).

22 Antonio Elorza, De los Fueros a la Dictadura, in: 
I ,istoria 16, Extra V, April 1978, S. 83 ff., hier S. 93.
23) M. de Ugalde, a. a. O., S. 181.

Der baskische Nationalismus, der parteipoli-
tisch 1906 in der Bildung des „Partido Naciona- 
Usta Vasco“ (PNV) seine bis heute dominie-
rende politische Organisation erhielt, erbte 
wesentliche soziologische und politisch-ideo-
logische Komponenten des „Fuerismo“, öffnete 
sich jedoch neueren Tendenzen. So überwand 
der PNV den ursprünglichen katholischen In- 
tegrismus zugunsten moderner christlich-de-
mokratischer Vorstellungen. Die traditionali-
stischen Forderungen entwickelten sich mit 
der Verbreitung der sozialen Basis (Industrie-
proletariat) und der Vertiefung der demokrati-
schen Grundpositionen (parteiinterne Struk-
tur) zu neueren Konzeptionen der Gestaltung 
des spanischen Staates, etwa in der Form eines 
Bundesstaates, weiter. Der PNV war auch in 
der Lage, 1931 die demokratische Republik zu 
akzeptieren — von der er die Gewährung der 
politischen Autonomie erwartete — und im 
Laufe der II. Republik mit sozialistischen Par-
teien zu paktieren, seit sich die spanischen 
Parteien der Linken für die Autonomie der Re-
gionen einzusetzen begannen. Diese politi-
sche Flexibilität, die unterstützt wurde durch 
die Verankerung des PNV in der baskischen 
Arbeiterschaft durch die ihm nahestehende 
Gewerkschaft ^olidaridad de Obreros Vas-
cos“ (E. L. A), verhinderte, daß andere politi-
sche Parteien baskischer Herkunft mit dem 
christdemokratischen PNV erfolgreich kon-
kurrieren konnten.
Das Autonomiestatut freilich wurde erst nach 
der militärischen Erhebung vom 18. Juli 1936 
erlangt. Ihm hatten die eiligst einberufenen 
Cortes am 1. Oktober gleichen Jahres per Ak-
klamation zugestimmt — mehr der militäri-
schen Not gehorchend als einer historischen 
Einsicht folgend. Die wenig später gebildete 
baskisch-autonome Regierung vermochte dem 
Abwehrkampf gegen die vordringenden Trup-
pen der nationalen Rechten keine Wende zu 
geben.

Galizien
Der galizische Regionalismus konsolidierte 
sich Anfang dieses Jahrhunderts als politische 
Bewegung. Jedoch gab es schon im 19. Jahr-
hundert eine Reihe kultureller und politischer 
Manifestationen, die als Wegbereiter dieser 
Entwicklung die Anfänge des galizischen 
Regionalismus kennzeichnen. Sein Ausgangs-



punkt war die Unterentwicklung einer Region, 
die sich sprachlich-kulturell von Spanien-Ka-
stilien unterschied und von dort her keine 
regionalen Identitätsprobleme kannte, auch 
wenn das Galizische als Schriftsprache fak-
tisch bereits untergegangen war.
Es waren galizische Intellektuelle, die politi-
sche Forderungen erhoben: weniger durch 
Rückgriff auf früher bestehende Rechte oder 
in traditionalistischer Abwehr von Industriali-
sierung und Modernisierung, sondern in Rich-
tung auf wirtschaftliche Entwicklung, auf 
Überwindung der rückständigen feudalen 
bzw. vorkapitalistischen Strukturen. Galizi-
sches politisches Denken drückte folglich zu-
nächst ein verstärktes Integrationsverlangen 
in den liberalen spanischen Staat aus bzw. arti-
kulierte Kritik an dem Muster der bestehen-
den Integration, welches wirtschaftliche und 
soziale Rückständigkeit und politische Domi-
nation durch das Zentrum mittels des Kazikis- 
mus zur Folge hatte. Erst nach Frustration der 
Integrationsbemühungen mündeten die Re-
formforderungen verstärkt in politischen 
Regionalismus.
Als erstes wichtiges Dokument des galizi-
schen Regionalismus gilt der 1887 verabschie-
dete „Pacto Fundamental para el Futuro 
Estado Gallego". Zwei Jahre später veröffent-
lichte Alfredo Branas seine Schrift ^E1 Regio- 
naliszao“, die nach Alfredo Bozzo die „erste or-
ganische Gestaltung eines regionalistischen 
Programms1' für Galizien darstellt 24 ). Branas' 
Regionalismus war konservativ mit karlisti- 
schem Einschlag. Die von ihm organisierten 
Vereinigungen (Asociaciön Regionalista Gal- 
lega 1891 und Liga Gallega 1897) blieben klei-
ne, sozial eng begrenzte Gebilde.
Hingegen versuchte die 1907 nach dem Vor-
bild der katalanischen Solidaridad Catalana 
gegründete Solidaridad Gallega, zum Sammel-
becken aller regionalistischen Tendenzen zu 
werden. Zwar gelang eine Annäherung von 
Agrarbewegung und regionalistischen Kräf-
ten, doch blieb die Mehrheit der größten sozia-
len Schicht Galiziens (Kleinbauern und Päch-
ter) auch in der Phase der von ihnen getrage-
nen größten Massenmobilisierung der Ge-
schichte Galiziens (1906—1916) regionalisti- 

sehen Forderungen gegenüber mißtrauisch, 
wenn nicht gar feindlich gesonnen25).

24) Alfonso Bozzo, Los partidos pollticos y la autono- 
mia en Galicia 1931—1936, Madrid 1976, S. 17.

25) Alfonso Bozzo, Proceso histörico del naciona-
lismo gallego, in: Historia 16, Extra V, April 1978. 
S. 115 ff., hier S. 117.
26) Siehe A Magarinos, Los Gallegos, Barcelona 
1979, S. 39.
27) Zur andalusischen Frage und zu den sozialen 
Kämpfen der Campesinos gibt es eine inzwischen

Ab 1916 kam es im Zusammenhang mit der 
Gründung der sogenannten Irmandades da 
Fala zu einer erneuten Intensivierung der 
regionalistischen Bestrebungen, die von einer 
kulturellen Offensive begleitet wurden. Es er-
schienen eine Reihe theoretischer Schriften 
(z. B. „Teoria do nacionalismo galego“Non Vi-
cente Risco, 1920), die zu einem neuen Selbst-
verständnis als nationalistischer Bewegu

26
ng 

beitrugen ).  Organisatorisch mündeten diese 
Bemühungen — nach einer erzwungenen Ru-
hepause unter der Diktatur Primo de Riveras 
— 1929 in der Gründung der Organizaciön Re- 
publicana Gallega Autonoma (ORGA), die sich 
als Zusammenschluß der galizischen Republi-
kaner 1930 zur Federaciön Republicana Gal-
lega erweiterte, und in der Gründung des Par- 
tido Galeguista (PG) 1931, einem Zusammen-
schluß nationalistischer Kräfte unterschiedli-
cher ideologischer Richtungen. Die PG, die 
sich 1936 der Frente Populär anschloß, war 
während der II. Republik die treibende Kraft 
der Errichtung eines Autonomiestatuts, das 
aber erst im Juni 1936 zum Referendum vorge-
legt wurde und infolge des Militärputschs, der 
in Galizien unmittelbar erfolgreich war, nicht 
mehr in Kraft treten konnte.
Andalusien
Andalusien hat historisch kein auf die 
regionale Einheit und Autonomie gerichtetes 
Bewußtsein und kaum eine über die Folklore 
hinausgehende andalusische Identität entwik- 
kelt Wenn auch bereits im vorigen Jahrhun-
dert unter dem starken Einfluß Kataloniens 
stehende regionalistische Strömungen auftra-
ten (Föderative Versammlung von Antequera 
1883), so ist der Regionalismus als konsistente, 
auf Autonomie gerichtete Bewegung jüngsten 
Datums. Die Diskussion regionaler Probleme 
unter dem geläufigen Titel „die andalusische 
Frage", die scharfen sozialen Auseinanderset-
zungen, dürfen nicht mit politischem Regiona-
lismus gl 27eichgesetzt werden ).



Zunächst einmal war die geographische und 
politische Identität Andalusiens umstritten. Es 
schien möglich, daß Teile Andalusiens für sich 
die regionale oder lokale Autonomie forder-
ten oder Gebiete außerhalb Andalusiens wie 
die Provinzen Badajoz und Almeria sich einem 
andalusischen Regionalismus anschlossen28 ). 
Als sich 1933 alle regionalen Parteien Andalu-
siens für ein Autonomiestatut nach katalani-
schem Vorbild aussprachen (Asamblea de Cor-
doba), verhinderten tatsächlich politische Di-
vergenzen zwischen den Provinzregierungen 
Andalusiens die Verfolgung eines auf die Ein-
heit der Region gerichteten Projekts.
Sodann waren sowohl Landadel als auch 
Agrarbourgeoisie — letztere hatte sich erst in 
der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts als 
Folge der Auflösung des kirchlichen Landbe-
sitzes herausgebildet — gegen jeglichen 
Regionalismus eingestellt, da die herrschende 
Klasse Andalusiens weitgehend mit der zen-
tralistischen Oligarchie identisch war. Ein Bil-
dungsbürgertum, daß wie in Katalonien — und 
hier auf der Basis linguistisch-kultureller 
Identität — gegen das Zentrum hätte angehen 
können, gab es in Andalusien als Folge des 
Fehlschlags verschiedener Industrialisie-
rungsversuche nicht Aber auch dem Campesi- 
nado, in der anarchistischen CNT und der so-
zialistischen UGT organisiert, blieben regiona- 
istische Forderungen fremd.
Was unter der regionalen Frage Andalusiens 
im wesentlichen diskutiert wurde, waren Pro- 
bleme der Agrarstruktur. In den Besitzverhält-
nissen auf dem Lande lag die entscheidende 
Ursache der Rückständigkeit Andalusiens, der 
Arbeitslosigkeit, des Massenelends und der 
Emigration. Die antizentralistische Begrün-

echt breite Literatur; u. a.: Juan Diaz del Moral, soria. de las agitaciones campesinas andaluzas, 
•ladrid 1973: Antonio Miguel Bernal. La proiedad 
e la tierra y las luchas agrarias andaluzas, Barce- ana 1974; Jos Aumente, La'cuestiön national' an- 4uza 
OM. Calero, Movimientos sociales en Andaluda

, ,620—1936), Madrid 1976.
28) Antonio Miguel Bernal, Andalucia: en busca de 
| ina conciencia histörica, in: Historia 16, Extra V, 

April 1978, S. 133 ff. 

dung eines andalusischen Regionalismus 
stand somit auf tönernen Füßen. Es nimmt 
deshalb auch nicht wunder, daß die intensiven 
Klassenkämpfe in Andalusien während der 
II. Republik die Frage regionaler Autonomie 
auf ein Nebengleis der Geschichte gestellt ha-
ben.

4. Zusammenfassung
Hinsichtlich der historischen Grundlagen der 
heutigen Regionalismen in Spanien ergibt sich 
demzufolge ein höchst kompliziertes und teil-
weise kontroverses Bild. Unzweifelhaft hat die 
linguistisch-kulturelle Differenz den Regio-
nen zur Identitätsfindung gedient. Doch die 
sozialen Trägerschaften wechselten von Re-
gion zu Region — auch wenn eine bürgerliche 
Vorherrschaft nicht zu übersehen ist — und 
im historischen Prozeß einzelner Regionalis-
men. Politisch linksorientierte Ideologien 
schlossen sich regionalistischen Bewegungen 
hauptsächlich erst in unserem Jahrhundert an; 
erst unter der II. Republik übernahmen sie 
vereinzelt deren Führung.
Aber welche Unterschiede in der politischen 
Stoßrichtung der Regionalismen! Hier gegen 
die Rückständigkeit der agrarischen Gesell-
schaft, dort gegen die Moderne der Industrie-
gesellschaft gerichtet; hier als nur lingui-
stisch-kulturelle Bewegung an der kulturellen 
Renaissance der eigenen Mundart interes-
siert, dort als primär politische Bewegung ver-
standen, die die linguistisch-kulturelle Diffe-
renz zum Zentrum für politische Zielsetzun-
gen der regionalen Eliten instrumentalisiert; 
hier eine Bewegung gegen das Zentrum (und 
damit allgemeinen Vorstellungen von Regio-
nalismus entsprechend), dort eine Kraft, die 
die Integration in den Zentralstaat unter er-
neuerten Bedingungen verstärken oder gar 
die politische Macht im Zentrum übernehmen 
will. Aber nicht allein politische Gegeneliten 
regionaler Rekrutierungsbasis, auch im Zen-
trum mitbestimmende, privilegierte soziale 
Gruppen aus den Regionen haben sich regio-
nalistischen Forderungen nach politischer 
Autonomie nicht verschlossen.



III. Subjektives regionales Bewußtsein (Conciencia Regional)
Wir stellten bereits fest, daß das subjektive Be-
wußtsein der Bevölkerung regionaler oder na-
tionaler Identität ein wichtiger Faktor des 
Regionalismusphänomens darstellt. Umfragen 
können aber nicht nur den Grad des regio-
nalen Bewußtseins, sondern auch die Motive 
regionaler Differenzierung ergründen.
Zwei Forschungsgruppen haben in geringem 
zeitlichen Abstand voneinander Umfragen 
durchführen lassen und ausgewertet, wobei 
freilich ein markantes Datum zwischen den 
beiden Erhebungen liegt: Francos Tod 1975. Es 
handelt sich zum einen um die bereits er-
wähnte Studie von Salustino del Campo, Ma-
nuel Navarro und J. Felix Tezanos, die auf 
1975 erhobenen Daten basiert, und zum ande-
ren um die von einer Forschungsgruppe unter 
Leitung von Jos6 Jimenez Blanco angefertigte 
Untersuchung29 ), der Umfragedaten aus dem 
Jahre 1976 zugrunde liegen. Wir referieren im 
folgenden im wesentlichen die Ergebnisse der 
zweiten Untersuchung, weniger aus Gründen 
eines offeneren politischen Klimas nach Fran-
cos Tod, welches die Antworten vertrauens-
würdiger erscheinen lassen könnte, sondern 
aus konzeptionellen Gründen. Die erste Un-
tersuchung erfragte vor allem politische Ver-
haltensmuster der Bevölkerung in den Regio-
nen auf einer Skala, die autoritär und demo-
kratisch mit politisch und unpolitisch kombi-
nierte und mit regionalistisch korrelierte. Als 
von den Autoren besonders hervorgehobenes 
Ergebnis förderte die Untersuchung eine Dis-
krepanz zwischen einer politisch-ideologi-
schen Orientierung zu regionaler Autonomie 
einerseits und politischer Apathie sowie auto-
ritären Verhaltensmustern andererseits zuta-
ge, ein Ergebnis, daß angesichts der damals 
noch fehlenden Realisierungschance regio-
naler Autonomien, ja selbst der Information 
über derartige Bewußtseinslagen und Forde-
rungen außerhalb der unmittelbaren Umwelt 
der Befragten kaum als derart bemerkenswert 
gelten kann. Aufschlußreich ist hingegen das 
Verhältnis von politischer Grundorientierung 
und regionalistischer Orientierung: Personen, 
die sich als politisch rechts definieren, sind 

29) Jos Jimenez Blanco, Manuel Garlca Ferrando, 
Eduardo Löpez Aranguren, Miguel Betrn Villalya, 
La conciencia regional en Espana, Madrid 1977. 30) Salustino del Campo u. a. a. a. O., S. 278.

überwiegend zentralistisch eingestellt. Die 
Befragten der politischen Mitte optieren auch 
noch mehrheitlich für Zentralismus, fassen 
aber bereits zu einem hohen Anteil, der bei 
der Christlichen Demokratie mehrheitlich ist, 
die politische Autonomie der Regionen ins 
Auge, wofür die politische Linke eintritt Je-
doch ist hier der Anteil derjenigen, die sich für 
eine föderalistische Lösung aussprechen, 
recht beachtlich309).
Vergleichen wir diese Ergebnisse mit den an-
fänglichen Positionen der politischen Parteien 
in der Zentralismus-Regionalismus-Debatte 
1975—76, so zeigt sich eine stärkere Berück-
sichtigung der regionalistischen Forderungen 
im Sinne der politischen Autonomie der Re-
gionen in der Mitte des Parteispektrums und 
auf der Linken im Sinne einer Föderalisierung 
Spaniens.
Die sich hier ausdrückende Diskrepanz zwi-
schen der Masse der Bevölkerung und den po-
litischen Eliten tritt besonders deutlich zuta-
ge, wenn wir danach fragen, welche Bedeu-
tung dem Regionalismusproblem beigemessen 
wird. Für die politischen Parteien rangiert es 
an vorderster Stelle der Prioritätenliste, 
gleichviel ob es sich um die Protagonisten 
regionaler Autonomie oder die Verteidiger 
der (zentralistisch verstandenen) Einheit 
Spaniens handelt. Die Umfragen von Jos6 Ji- 
menez Blanco u. a. förderten jedoch die er-
staunliche Feststellung zutage, daß das Regio-
nalismusproblem nur eine sekundäre Rolle 
spielt neben den als wichtiger eingeschätzten 
ökonomischen Problemen wie Inflation und 
Arbeitslosigkeit. 1976 nannten nur 5 Prozent 
der Befragten unter einer Reihe von Proble-
men, von denen die zwei wichtigsten zu be-
nennen waren, das Regionalismusproblem 
Angesichts des seither dramatisch angewach-
senen baskischen ETA-Terrorismus wird man 
jedoch nicht fehl gehen in der Annahme, daß 
1979 der politische Stellenwert des Regionalis 
musproblems trotz der inzwischen erfolgten 
Anerkennung regionaler Autonomierechte 
von Seiten der Verfassung (s. u.) eine bessere 
Entsprechung im Bewußtsein der breiten Öl- 
fentlichkeit findet.



Die regionale Verteilung des Problembewußt-
seins gibt erste Hinweise auf die politische Vi- 
rulenz regionalistischer Forderungen. Prozen-
tual am häufigsten wurde das Regionalismus- 
problem in Aragon, Katalonien/Balearen, Bas- 
kenland/Navarra, Galizien, Barcelona, Altka- 
stilien und Valencia genannt, also mit Aus-
nahme von Altkastilien in den Regionen, die 
zweisprachig sind und über eine regionalisti- 
sehe Tradition verfügen.
Die Frage nach der regionalen Selbsteinschät-
zung der Interviewten zeichnete jedoch ein 
verändertes Bild. Der Befragte besaß die Mög-
lichkeit, sich auf einer Skala von 1 bis 10 einzu-
ordnen, wobei der Grad der regionalen Orien- 
tiertheit des Befragten in hoch (1—3), mittel 
(4—6) und niedrig (7—10) unterschieden wur-
de. 39 % der Befragten schätzten sich als hoch-
gradig regionalistisch, 32 % als mittelmäßig 
und 22 % als schwach regionalistisch orien-
tiert ein. Nach Regionen verteilt, ergab sich 
für Asturien mit 63 % hoher Selbsteinschät-
zung der höchste Wert. Es folgten Galizien 
(62 %), Kanarische Inseln (50 %) und Andalu-
sien (50 %) vor Extremadura (47 %) und Bas- 
kenland/Navarra (46 %). Unter den Regionen, 
in denen höchste regionale Orientiertheit der 
Befragten zu verzeichnen war, rangierten vor 
allem die im Vergleich zu spanischen Mittel-
werten unterentwickelten Gebiete (Galizien, 
Andalusien, Extremadura), und die Frage der 
linguistisch-kulturellen Differenz und der hi-
storischen Regionalismustradition schien 
keine Bedeutung zu besitzen.
Die bisherigen Ergebnisse geben freilich so-
lange noch keine ausreichende Antwort auf 
die Frage nach dem regionalen Bewußtsein, 
wie offen ist, was von den Befragten unter 
Regionalismus, spezifiziert nach Regionen, 
verstanden wird. Dem Befragten wurden be-
stimmte Definitionen angeboten: Liebe zur 
Heimat, Verteidigung der Region, Verbunden-
heit mit den Sitten und der Folklore der Re-
gion, Stolz auf die Region, Separatismus, Fana-
tismus, das Bewußtsein, anders zu sein als der 
Rest Spaniens, schließlich Autonomie zur bes-
seren Lösung der regionalen Probleme.
Wie erwartet werden durfte, zeigten die Be-
fragten in hohem Grad ein relativ unpoliti-
sches Verständnis des Begriffs Regionalismus. 
Die Liebe zur Region (Heimat) und die (unkon- 
krete) Bereitschaft, sie zu verteidigen, rangier-

ten mit jeweils 29 % und damit zusammen mit 
über der Hälfte der Antworten an erster Stel-
le. Nur 7 % identifizierten Regionalismus mit 
politischer und wirtschaftlicher Autonomie 
zur Lösung der die Region betreffenden Pro-
bleme, 13 % hatten keine Meinung oder ant-
worteten nicht. Nach Regionen aufgeschlüs-
selt, war das Verständnis von Regionalismus 
als Autonomiestreben in Madrid, Navarra, Ga-
lizien, Barcelona und auf den Kanarischen In-
seln am höchsten, in Neukastilien, Leön, Ex-
tremadura, Asturien und Aragon am niedrig-
sten. Zu beachten ist auch, daß die Identitäts-
findung des Regionalismus mit Separatismus 
und Fanatismus in den Regionen des Zen-
trums (Madrid, Leön, Alt- und Neukastilien) 
im Sinne pejorativer Konzepte am stärksten 
ist und häufiger genannt wurde als im Basken-
land und Katalonien, wobei Separatismus hier 
wohl eher eine positive Konnotation haben 
dürfte.
Hohes regionales Bewußtsein als politische 
Kategorie kann für die Regionen ausgemacht 
werden, in denen eine der politischen Selbst-
einschätzung nach hohe regionale Orientiert-
heit mit einem politischen Begriffsverständnis 
von Regionalismus korreliert. Dies ist am ehe-
sten für die Mehrzahl der Regionen mit histo-
rischer Tradition (Baskenland/Navarra, Gali-
zien, Katalonien) und für die Kanarischen In-
seln der Fall.
Eine wesentliche Komponente des regionalen 
Bewußtseins ist der „hecho diferencial", das 
differenzierende Merkmal einer Region im in-
terregionalen Vergleich. In der Umfrage von 
Jos6 Jimenez Blanco u. a. sollten die Befragten 
drei aus einer Reihe von 15 Merkmalen ange-
ben, unter denen sich mit Klima, Mentalität 
etc. auch solche Merkmale befanden, die nur 
geringe Unterschiedlichkeit zulassen oder we-
nig griffig sind. Diese unspezifischen Merk-
male wurden jedoch am meisten genannt. Von 
den differenzierenden Merkmalen wurden 
Sprache und wirtschaftlicher Entwicklungs-
stand (in den beiden Versionen entwickelt/ 
unterentwickelt) am häufigsten angekreuzt.
Die Bevölkerung nimmt folglich nicht nur die 
sprachlichen Unterschiede zwischen den Re-
gionen wahr, sondern auch die Differenzen im 
wirtschaftlichen Entwicklungsstand, so daß 
sich nach den genannten Merkmalen drei 
Gruppen von Regionen im politischen Be-



wußtsein der Bevölkerung ergeben: für die 
erste Gruppe ist Sprache und Entwicklung 
kennzeichnend, für die zweite Gruppe Spra-
che und Unterentwicklung und für die dritte 
Gruppe allein die Unterentwicklung.
Die hier referierte Studie fügt schließlich zu 
den das regionale Bewußtsein konstituieren-
den Komponenten noch politisch-administra-
tive und politisch-ideologische Faktoren hin-
zu. Daß die Regionen teilweise unterschied-
lich politisch orientiert sind, hatten wir bereits 
im vorhergehenden Kapitel beiläufig darstel-
len können. Auf diesen Tatbestand kommen 
wir später zurück. Das differenzierende Be-
wußtsein einer Region kann sich sowohl daran 
festmachen als auch an Einstellungen gegen-
über der politischen Verwaltung, die vom Zen-
trum aus gesteuert wird.

Jos^ Jimenez Blanco u. a. haben die Komposi-
tion des regionalen Bewußtseins zu bestim-
men versucht und eine Untergliederung der 
Regionen nach den vier genannten Variablen 
vorgenommen, wobei für die Aufnahme in 
eine Gruppe eine signifikante Abweichung 
vom nationalen Mittelwert erforderlich war.

Abschließend wollen wir noch kurz eine sozio-
logische Aufschlüsselung des regionalen Be-
wußtseins vornehmen. Wir bedienen uns da-
bei einer Analyse nach dem semantischen Dif-
ferential und unterscheiden zwischen Zentra-
lismus und politischer Autonomie und fragen 
danach, welche soziostrukturellen Merkmale 
eher mit den beiden Positionen korrelieren. 
Jos Jimnez Blanco u. a. liefern uns die fol-
genden Daten:



Das regionale Bewußtsein ist stärker ausgebil-
det bei jungen Menschen und Angehörigen 
gehobeneren sozialen Status (gemessen an Bil-
dung, Einkommen und subjektiver Klassen-

einschätzung). Doch zeigt sich, daß sich in den 
Regionen mit hohem regionalen Bewußtsein 
breite Schichten der Bevölkerung regionalisti- 
sehe Forderungen teilen.

IV. Politischer Regionalismus und Demokratisierungsprozeß
Eine politische Geographie der Opposition 
zum Franco-Regime würde die Regionen mit 
traditionellen Autonomieforderungen hervor-
zuheben haben. Der Sieg der Nationalisti-
schen Rechten im Bürgerkrieg war für die Re-
gionen Baskenland und Katalonien gleichbe-
deutend mit der Besetzung durch Francos 
Truppen, denen sie in Verteidigung der Repu-
blik lange Zeit Widerstand geleistet hatten. 
Katalonien verlor sein Autonomiestatut 
ebenso wie das Baskenland. Der übersteigerte 
Zentralismus des Franco-Regimes verbrei-
terte die soziale und politische Basis des 
Regionalismus insbesondere in diesen beiden 
Regionen. Er verursachte aber auch die Ent-
wicklung des baskischen Nationalismus zum 
Separatismus und zum Terrorismus der seit 
1960 aktiven Untergrundorganisation ETA — 
eine Entwicklung, die zu den problematisch- 
sten Hinterlassenschaften des Franco-Regi-
mes zählt.
Seit Beginn der siebziger Jahre begann der 
Regionalismus eine bedeutende Rolle im 
Kampf um die Gestaltung Spaniens nach dem 
Ableben des Diktators zu spielen. Da waren ei-
nerseits die gewaltsamen Aktionen der baski-
schen Untergrundorganisation ETA Die Ak-
tionen forderten das Regime zu Gegenschlä-
gen heraus (Prozesse von Burgos), die es inter-
national isolierten und die Forderungen nach 
Demokratisierung verstärkten. Einem An-
schlag der ETA fiel im Dezember 1973 Mini-
sterpräsident Blanco zum Opfer, in dem allge-
mein der Nachfolger Francos gesehen wurde. 
Andererseits probten die regionalen Opposi-
tionsgruppen jene Bündnisse zwischen den 
Verschiedenen Parteien, die dem Kampf um 
die Reform des Staates eine geschlossene Ba-
sis verleihen konnten. Die katalanischen Op-
positionsgruppen besaßen „Schrittmacher- 
lunktion für die Opposition im nationalen 
Maßstab"31 ).

32) Als national bezeichnen wir im folgenden jene 
Parteien, die im gesamten Staatsgebiet auftreten — 
im Gegensatz zu den regionalen Parteien. Das als 
national bezeichnete Parteiensystem schließt aller-
dings dann regionale Parteien ein, wenn sie eine 
parlamentarische Vertretung in den Cortes erlan-
gen konnten. Das als regional bezeichnete Parteien-
system besteht somit — im Umkehrschluß — auch 
aus den nationalen Parteien, sofern diese in den Re-
gionen parlamentarische Vertretungen erreichen.
33) Siehe dazu Blas Guerrero, El problema nacional- 
regional espafiol en los programas del PSOE y PCE, 
in: Revista de Estudios Politicos, 4, Nueva 1978, 
S. 155 ff.31) Lothar Maier (Anm. 1), S. 139.

In diesem Prozeß verbanden sich regionalisti- 
sehe Forderungen aufs Engste mit Opposi-
tionspolitik in nationalem Maßstab und umge-
kehrt. Die Parteien der demokratischen Oppo-
sition machten sich voll die Forderungen der 
regionalen Autonomisten zu eigen, so daß in 
parteipolitischen Kategorien gedacht die In-
teressen der Regionen nicht mehr nur von den 
Regionalparteien vertreten, sondern auch von 
den nationalen Parteien32 ) aufgegriffen wur-
den. Die Oppositionspolitik der demokrati-
schen Parteien stützte sich ihrerseits auf das 
regionalistische Oppositionspotential. Als Be-
lege dafür können einerseits die programmati-
schen Äußerungen von PSOE (1974 und 1976) 
und PCE (1975) gelten; die beiden großen 
Linksparteien Spaniens forderten in ihren Er-
klärungen das Selbstbestimmungsrecht für die 
Regionen.
Andererseits bezeugen die Referendumsdaten 
von 1976 den großen Widerhall, den die demo-
kratische Opposition in den Regionen mit 
regionalistischer Tradition fand. Die Opposi-
tionsparteien hatten die Parole der Stimment-
haltung ausgegeben. Ihr entsprach das Bas-
kenland in Guipüzcoa mit 54,7 % Wahlenthal-
tung am stärksten, gefolgt von Galizien, den 
Kanarischen Inseln (Teneriffa 32,0 %), Katalo-
nien (Barcelona 27,7 %) und Asturien. Navarra 
und Leön (22,4 %) lagen noch über dem Mittel-
wert von 22,3 % Wahlenthaltung. Dabei war 
die Politische Reform, über die das Referen-
dum vom Dezember 1976 entschied, den regio-



nalen Minderheiten in einem wichtigen Punkt 
weit mehr entgegengekommen als den politi-
schen Minderheiten im nationalen Maßstab. 
Zur Wahl der ersten frei gewählten Cortes 
nach 40 Jahren wurde ein Wahlsystem einge-
führt, daß den regionalen Parteien den Sprung 
ins Parlament ermöglichte, während es die 
Vertretung der kleineren nationalen Parteien 
praktisch ausschloß. Die Wahl in verschieden 
großen, aber überwiegend kleinen bis mittel-
großen Wahlkreisen34 ), der die Regionalpar-
teien zustimmen konnten, bildete einen wich-
tigen Strukturierungsfaktor für das seinerzeit 
erst im Entstehen begriffene neue spanische 
Parteiensystem. Zunächst schien nämlich der 
seit Juni 1976 unter der Ministerpräsident-
schaft von Adolfo Suärez ernsthaft eröffnete 
Demokratisierungsprozeß in einen extremen 
parteipolitischen Pluralismus zu führen. Sämt-
liche politischen Grundströmungen waren in 
eine Vielzahl politischer Gruppen und Grüpp-
chen aufgespalten: Franquismus bzw. Neo- 
franquismus, Reformer, Christdemokraten, Li-
berale, Sozialdemokraten, Sozialisten, Kom-
munisten und Maoisten35 ). Neben den Regio-
nalparteien verstärkten noch regionale Schat-
tierungen der Parteien mit überregionalem 
Anspruch den unübersehbar scheinenden Plu-
ralismus.

34) Siehe hier Dieter Nohlen, Wahlsysteme der 
Welt. Daten und Analysen. Ein Handbuch, unter 
Mitarbeit von Rainer-Olaf Schultze, München 1978, 
S. 293 ff.
35) Hierzu Carlos Huneeus/Dieter Nohlen, Das spa-
nische Parteiensystem in der Dynamik des Demo-
kratisierungsprozesses, in: Der Bürger im Staat, 
Jg. 27, Heft 2, Juni 1977, S. 96 ff.; siehe auch Dieter 
Nohlen, Ein Zug zur Konzentration. Die Partei-
enentwicklung im Königreich, in: Das Parlament, 
Themenausgabe Spanien, 30 Jg., Nr. 3, S. 3 f.

36) Siehe etwa Dieter Nohlen, Una fuerza conserva- 
dora obtendra mayoria en las Cortes sin contar con 
la mayoria de votos, in: El Pais, 19. April 1977.
37) Josh Luis Prada Fernandez, El sistema de part
dos politicos en Galicia. Una aproximaciön descriP 
tiva, in: Pedro de Vega (Hrsg.), Teoria y präctica de 
los partidos politicos, Madrid 1977, S. 193.

Das Wahlsystem war der eine Faktor, der von 
vornherein annehmen ließ, daß die ersten 
Wahlen die Spreu vom Weizen trennen und 
damit begonnen würde, ein Parteiensystem ei-
nes gemäßigten Pluralismus zu strukturieren. 
Der andere war die Bildung einer Wahlkoali-
tion der Parteien der Mitte und der rechten 
Mitte in Form der „Union des Demokratischen 
Zentrums" (UCD) unter der Führung von 
Adolfo Suärez, womit Teile der verschiedenen 
Strömungen von den Reformern bis zu den So-
zialdemokraten den Erfolgsbedingungen des 
Wahlsystems voll entsprachen.
Fraglich war nach diesen Vorgängen auf der 
wähl- und parteipolitischen Ebene weniger 

der Wahlsieg der neuen Mitte-Rechts-Par-
tei36 ), als vielmehr, ob die großen spanischen 
Parteien in den Regionen mit virulentem 
Regionalismus würden Fuß fassen bzw. sich 
gegenüber den regionalen Parteien würden 
behaupten können.
Eines der bemerkenswertesten Ergebnisse der 
Wahlen vom 15. Juni 1977 war dann, daß UCD 
und PSOE, die sich als die Gravitationszentren 
des neuen Parteiensystems herausstellten, in 
den fraglichen Regionen zwar unterschiedli-
che, aber insgesamt erstaunlich gute Ergeb-
nisse erzielen konnten. Nirgends erzielte eine 
regionale Partei oder Parteienverbindung die 
absolute Mehrheit der Stimmen oder Manda-
te. Selbst im Baskenland erreichten die regio-
nalen Parteien, von denen sich PNV als stärk-
ste erwies, zusammengenommen nicht diese 
Mehrheit. In Katalonien entfielen auf PSOE 
mehr Mandate als auf alle Regionalparteien 
zusammen, und nur in Aragon und im Levante 
konnte sich jeweils ein Regionalist durchset-
zen. In Asturien, auf den Balearen, den Kanari-
schen Inseln, in Galizien und in Navarra blie-
ben die regionalistischen Parteien unter dem 
in den Wahlkreisen unterschiedlich hohen 
Repräsentationsquorum.
Damit ergaben sich für das nationale Parteien-
system weitaus günstigere Durchsetzungs-
werte, als aufgrund der im Demokratisierungs-
prozeß auftretenden regionalistischen Forde-
rungen und Aktivitäten vorausgesehen wor-
den war. Aber die verschiedenen Regionalis- 
men unterschieden sich seither zusätzlich da-
nach, ob sie parlamentarisch vertreten waren 
und wie sich diese Vertretungen parteipoli-
tisch zusammensetzten.
Beispielsweise erzielten die regionalen Par-
teien Galiziens trotz der Existenz eines 
„eigenen galizischen Parteiensystem, das nicht 
mit dem nationalen Parteiensystem überein-
stimmt"37 ), nicht ein Cortes-Mandat. Man wird 
sich fragen müssen, ob diese Ergebnisse nicht 
eine Folge der Übernahme regionalistischer 
Forderungen von Seiten aller Parteien mit 



Ausnahme der rechten lhAcciön Populär“ und 
der rechtsextremen „Fuerza Nueva“ Zu-
dem siedeln sich die verschiedenen galizi-
schen Parteien fast ausschließlich im linken 
und ultralinken Teil des Parteienspektrums 
an, was zwangsläufig die Wähler der politi-
schen Mitte die Alternative der nationalen 
Parteien ergreifen läßt Es ist schließlich be-
merkenswert, daß der politische Regionalis- 
mus des unterentwickelten Galiziens durch 
die alten sozioökonomischen und politischen 
Strukturen gebrochen wird, denn in Galizien 
erzielte die Acciön Popularvon Fraga Iribarne 
ihre höchsten Stimmenanteile.
Verfolgen wird das galizische Beispiel weiter, 
so zeigt sich hier eine für die politische Aus-
einandersetzung um die neue Verfassung, wel-
che die Cortes sich nach der Wahl zu beraten 
und zu verabschieden vorgenommen hatten, 
typische parteipolitische Konstellation. Wie- 

' wohl die nationalen Parteien der Linken,
PSOE und PCE, ursprünglich föderalisti-
sche Verfassungsvorstellungen vertraten, 
schwenkten sie in einer Politik der Konsens-
suche mit der UCD ein auf autonomistische 
Positionen. In Galizien schlossen sich die na-
tionalen Parteien PSOE, PCE, PSP, PTE, ORT 
etc. zur .Asamblea Nacional-Popular Gallega" 
zusammen und sahen sich konfrontiert mit 
den regionalen Parteien, die den „Consello de 
Forzas Politicas Calegas“ bildeten und das 
Selbstbestimmungsrecht für die Region for-
derten.
Die Alternative: Autonomie oder Selbstbe-
stimmung wurden damit in der Regionalis- 
musdebatte ebenso hochgespielt wie die Un-
terscheidung: Kontinuität und Bruch, „conti- 
nuismo“yxnd „ruptura“, von Seiten der Opposi-
tion zu Beginn des Demokratisierungsprozes- 

i Ses. Die regionalen Parteien wollten keine 
großherzige Konzession der Autonomie von 
Seiten des Staates", sondern „ein neues Kon- 
zePt pluralistischen Zusammenlebens“, das 
notwendigerweise von der eindeutigen Aner- 
Innung der historischen, kulturellen und po-
litischen Gemeinschaften durch diesen Staat 
auszugehen habe, der damit impliziert aner- 
kennen würde, das Ergebnis und die Summe 
dieser Gemeinschaften zu sein38 ). Die Nichter- 
~ 39) Zum Konflikt mit den baskischen Abgeordneten 

siehe u. a. den rasch vorgelegten Verfassungskom-
mentar von Oscar Alzaga, Comentario sistemtico a 
la Constitucin Espafiola de 1978, Madrid 1978.

) Evaristo Olcina, Autonomias, in: Javier Figuero,
casreformas urgentes, Madrid 1976, S. 153 ff„ hier
, 157.

füllung dieser Forderung hat die Stimmenthal-
tungen der regionalen Parteien, insbesondere 
des PNV, begründet, obwohl die Verfassung 
klare und die historischen Forderungen des 
politischen Regionalismus erfüllende Aussa-
gen macht.
Die neue Verfassung anerkennt und garan-
tiert in Artikel 2 „das Recht auf Autonomie der 
Nationalitäten und Regionen". In Artikel 3 Ab-
satz 2 wird die Zweisprachigkeit „eingerich-
tet", freilich auch festgestellt, daß Kastilisch 
von allen Spaniern beherrscht werden muß 
(Absatz 1); somit wird die Einsprachigkeit zu-
gunsten einer regionalen Sprache untersagt 
Die Artikel 143 bis 158 der Verfassung gelten 
der Konkretisierung der politischen Autono-
mie und insbesondere der Kompetenzvertei-
lung zwischen den autonomen Institutionen 
und dem Zentralstaat sowie der Verteilung 
des Finanzaufkommens. Es würde hier zu weit 
führen, eine Analyse der einzelnen Bestim-
mungen vorzunehmen39 ).
Die Stellungnahme der Parteien zur Verfas-
sung, insbesondere die Haltung, die sie hin-
sichtlich des Verfassungsreferendums einnah-
men, lassen erkennen, daß auch Regionalpar-
teien der Verfassung zustimmten. Aber die 
meisten von ihnen rieten ihren Wählern zur 
Stimmenthaltung; nur die katalanischen Par-
teien und die Sozialistische Partei Andalu-
siens (PSA) stimmten für die Verfassung; die 
linken Parteien des Baskenlandes und die 
marxistisch-lenistische „Uniön del Pueblo Gal-
lego" (Union des galizischen Volkes) lehnten 
sie ab. Eine einheitliche Ablehnungsfront bil-
deten überdies die nationalen Parteien der 
Rechten und der extremen Rechten.
Im Verfassungsreferendum vom 6. Dezember 
1978 zeigte sich eine hohe Wahlenthaltung im 
Baskenland, in Galizien und auf Teneriffa; die 
Nein-Stimmen sammelten sich vor allem im 
Baskenland/Navarra. Es darf jedoch nicht 
übersehen werden, daß die Wahlenthaltung 
schon bei dem Referendum von 1976 und den 
Cortes-Wahlen von 1977 im Baskenland wie in 
Galizien teilweise weit über dem nationalen 
Durchschnitt gelegen hatten.



Unter dem Gesichtspunkt institutioneller Me-
chanismen (Wahlsystem) betrachtet, könnte 
man die Wahlerfolge der regionalen Parteien 
als Versuche sehen, an den Rändern des natio-
nalen Parteiensystems der Dynamik eines sich 
rasch vollziehenden Konzentrationsprozesses 
der politischen Kräfte auszuweichen. Die Er-
gebnisse der Munizipalwahlen vom April 1979 
brachten allerdings eine weitere Verfestigung 
der Regionalparteien. Die Übernahme von et-
lichen Bürgermeisterämtern durch die Par-
teien der Linken, PSOE und PCE, wurden über 
Wahlabsprachen mit den regionalen Parteien 
ermöglicht, wobei sich in einigen Fällen, z. B. 
in der größten Stadt der Kanarischen Inseln, 
Las Palmas, die Amtsübernahme durch einen

Vertreter der Regionalpartei ergab, ganz abge-
sehen von den vielen baskischen Gemeinden, 
in denen sich der PNV, welcher seine traditio-
nelle Stärke in den Gemeindeparlamenten 
wiedergewann, durchsetzen konnte. Die Ent-
wicklung der Regionalparteien bleibt somit 
eine weitere Unbekannte in der spanischen 
Innenpolitik, auch wenn die Autonomiesta-
tute vorliegen, die in der jetzigen Legislaturpe-
riode der Cortes zu beraten und zu verabschie-
den sein werden40 ).

40) Zu den präautonomen Regelungen und zu den 
Autonomiestatuten siehe meinen Beitrag zu Spa-
nien in: Dirk Gerdes/Dieter Nohlen/Rainer-Olaf 
Schultze, Die regionalistische Herausforderung, Kö- 
nigstein/Ts. 1980.



Zusämmenfassung
Im Verlauf der Darstellung haben wir das 
komplexe Phänomen Regionalismus in seine 
verschiedenen Elemente zerlegt und für den 
spanischen Regionalismus auf die Vielfalt der 
Situationen der verschiedenen Regionen, d. h. 
auf die unterschiedliche Struktur der Regiona- 
lismen aufmerksam gemacht. Hinsichtlich der 
im Regionalismus zusammenfließenden Ele-
mente unterscheiden wir zwischen:
1. objektiven regionalen Differenzen, wie sie 
durch Bevölkerungs-, Wirtschafts- und Sozial-
statistik aufgeworfen werden. Sie umschließen 
Daten zur politischen Geschichte;
2. subjektiver Wahrnehmung der regionalen 
Unterschiede und ihrer Verbindung mit Fra-
gen der Staatsstruktur (Zentralismus — 
regionale Autonomie);
3. Identifizierung der Ursachen von Entwick-
lungsdifferenzen und politischer Bestimmung 
der Interessen der eigenen Region;
4. Erhebung regionalistischer Forderungen 
und Bildung regionaler Parteien zur besseren 
Durchsetzung dieser Interessen.
Objektive regionale Unterschiede, seien sie 
wirtschaftlicher und sozialer, sprachlich-kul-
tureller, ethnischer oder historischer Natur, 
reichen für sich genommen nicht aus, um poli-
tischen Regionalismus zu begründen bzw. zu 

erklären. Es bedarf der Wahrnehmung dieser 
regionalen Unterschiede, insbesondere in der 
Weise des interregionalen (bzw. Zentrum — 
Peripherie) Vergleichs und der Feststellung 
von Uber- und Unterordnung, von Entwick-
lung und Unterentwicklung sowie von Vor-
stellungen darüber, wie diese Entwicklungs-
differenzen zustande gekommen sind und was 
sie aufrechterhält. Schließlich ist die Umset-
zung eines solchen Bewußtseins in politische 
Forderungen notwendig, welche sich auf die 
Interessen der Region gründen.
Wir konnten für Spanien aufzeigen, daß die 
objektiven regionalen Differenzen unter-
schiedlicher Natur und unterschiedlichen 
Grades sind. Die sprachlich-kulturelle Diffe-
renzierung trifft nur für die Balearen, Euzkadi, 
Galizien, Katalonien, Levante und Navarra zu. 
Jedoch allein in Katalonien ist die Verwen-
dung der regionalen Sprache als Umgangs-
sprache dominant. Allerdings decken sich die 
sprachlich-kulturell differenzierenden Regio-
nen mit den Gebieten, die seit Jahrzehnten 
Autonomieforderungen erheben und sich 
während der II. Republik erhebliche Zuge-
ständnisse des Zentrums erkämpft bzw. von 
diesem eingeräumt bekommen hatten. Hin-
sichtlich der Variablen Entwicklungsstand ist 
das Bild sehr uneinheitlich. Unter den traditio-
nellen Regionalismen befinden sich mit Euz-
kadi und Katalonien die entwickeltsten Regio-



nen Spaniens, aber auch Galizien, das zu den 
unterentwickelten Gebieten der Halbinsel 
zählt. Das subjektive regionale Bewußtsein ist 
in der gleichen Gruppe von Regionen am 
stärksten, doch erzielen auch die Kanarischen 
Inseln einen gleich hohen Wert. Subjektives 
regionales Bewußtsein und politischer Regio- 
nalismus im Sinne artikulierter und organi-
sierter politischer Forderungen stimmen je-
doch nicht notwendigerweise überein: das 
subjektive regionale Bewußtsein kann nach-
hinken (wie im Falle Galiziens) oder auch die 
politische Organisation der regionalen Inter-
essen (wie im Falle von Kastilien-Leon oder 
bis jüngst auch auf den Kanarischen Inseln). 
Während sich die Regionen nach diesen bei-
den Variablen kaum unterscheiden, treten mit 

der Frage nach der parlamentarischen Reprä 
sentation in den spanischen Cortes markante 
Abweichaangen auf. Während Galizien und Va-
lencia (seit 1979) nicht mit regionalen Parteien 
in den Cortes vertreten sind, gelang dies in 
Andalusien, der Hochburg der PSOE, der So-
zialistischen Partei Andalusiens (PSA). 
Schließlich gilt es, die Unterschiede in der po-
litisch-ideologischen Orientierung der Regio- 
nalismen hervorzuheben und Grundzüge ihrer 
politischen Verhaltensmuster: hier Kompro-
mißdenken in der Auseinandersetzung mit 
dem Zentralstaat, dort Maximalismus der For-
derungen. Auch in der summarischen Zusam-
menfassung der Ergebnisse unserer Untersu-
chung bleibt das Bild des spanischen Regiona- 
lismus vielschichtig und komplex.



Dirk Gerdes: Frankreich — „Vielvölkerstaat“ vor dem Zerfall?

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/80, S. 3—17

Liest man deutschsprachige Publikationen zum Regionalismus-Problem in Frankreich, 
dann könnte man den Eindruck gewinnen, daß der Zerfall des habsburgischen Vielvölker-
staats nach 60 Jahren eine Parallele auch in der „einen und unteilbaren Republik" unseres 
Nachbarlandes findet. Ist hier — wie ehedem dort — ein „Freiheitskampf" unterdrückter 
Völkerschaften im Gange, der geradewegs in die Auflösung gesamtstaatlicher Einheit mün-
den könnte? Welche Realitätsbilder, welche ideologischen Traditionen verbergen sich hin-
ter dieser „ethnischen" Interpretation des französischen Regionalismus? Welchen Realitäts-
gehalt haben Erklärungen, die den Regionalismus nicht nur als „ethnische", sondern zudem 
noch als „antikolonialistische" Befreiungsbewegung sehen? Der Beitrag gibt eine ideolo-
giekritische Analyse dieser teils aus der Volksgruppenbewegung der Zwischenkriegs-
zeit, teils aus dem Nord-Süd-Konflikt übernommenen Konfliktinterpretationen. Als Ge- 
genthese wird abschließend auf die zentrale Rolle staatlicher Regionalentwicklungspoli-
tik als Ursache und Adressat regionalistischen Protests verwiesen: ein Protest im ethnona- 
tionalistischen Gewand, aber kein „nationaler Befreiungskampf" gegen ethnische und ko-
loniale Unterdrückung.

Rainer-Olaf Schultze: Neo-Nationalismus in Großbritannien. Erklärungs-
ansätze und Ursachenanalyse
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/80, S. 19—37

In den Referenden vom 1. März 1979 scheiterte mit der Devolution-Gesetzgebung die institu-
tionelle Reform der britischen Politik, in der insbesondere die Labour-Regierungen Wilson 
und Callaghan ihren Antwortversuch auf die regionalistische Herausforderung Großbri-
tanniens durch den wiedererwachten schottischen wie walisischen Nationalismus gesehen 
hatten. Bei der Unterhauswahl vom 3. Mai 1979 mußten die nationalistischen Parteien be-
trächtliche Stimmen- und Mandatseinbußen hinnehmen — und zugleich vollzog sich der 
Regierungswechsel vom Labour-Minderheitskabinett zur Tory-Mehrheitsregierung. Durch 
Referenden und Unterhauswahl verlor das Regionalismusproblem an tagespolitischer Ak-
tualität, durch den politischen Machtwechsel schienen zudem die zuvor von allen Seiten 
geäußerten Befürchtungen vor langfristigen Funktionsstörungen der britischen Politik und 
die Angst vor der Unregierbarkeit des Landes widerlegt.
Beide Ereignisse bedeuten indessen nur eine zeitweilige und vordergründig-aktuelle Rück-
kehr zur Normalität der — von Zentralismus und Zweiparteiensystem maßgeblich be-
stimmten — politischen Kultur Großbritanniens.
Der vorliegende Beitrag versucht dies im einzelnen zu begründen, indem er einige der ge-
sellschaftsstrukturellen Bedingungen erörtert, die die Multinationalität Großbritanniens 
ausmachen und — in Auseinandersetzung mit den vier wichtigsten Antwortversuchen — 
einige der strukturellen Gründe darlegt, die in den sechziger Jahren die „Renaissance" des 
politischen Nationalismus in Schottland und Wales gestatteten. Es geht folglich weniger 
um eine historisch-chronologische Deskription der nationalistischen Bewegungen. Darge-
stellt werden vielmehr die langfristig wirksamen Strukturen und die zugrunde liegenden 
„gesellschaftsgeschichtlichen" Bedingungen, zu denen die historische Sonderrolle Großbri-
tanniens als Vorreiter in den Prozessen der Industrialisierung und der kolonialen Expan-
sion ebenso zu zählen ist wie eine Reihe wichtiger Strukturveränderungen seit dem Ende 
des Zweiten Weltkrieges. Erst durch sie konnte der auch in der Vergangenheit stets latent 
Vorhandene Nationalismus Ende der sechziger Jahre aktualisiert werden und zu einer 
ernst zu nehmenden Kraft aufsteigen.



Dieter Nohlen: Regionalismen in Spanien

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 12/80, S. 39—60

Im Demokratisierungsprozeß Spaniens nach Francos Tod sind von den spanischen Regio-
nen entscheidende Impulse für die Neugestaltung des politischen Systems ausgegangen. 
Die spanischen Regionalismen sind jedoch keine homogene, in den verschiedenen Regio-
nen aus ähnlichen Gründen entstandene politische Kraft; sie beschränken sich auch nicht 
auf Katalonien oder das Baskenland. In diesem Beitrag wird der Versuch unternommen, 
verschiedenen Ursachen, Entwicklungen und Strukturen der Regionalismen in Spanien 
aufzuzeigen. Unterschieden wird zwischen
1. objektiven regionalen Differenzen, wie sie in Bevölkerungs-, Wirtschafts- und Sozialstati-
stiken ausgewiesen werden — dazu gehören auch die Daten der historisch-politischen Entwick-
lung der Regionalismen;
2. subjektiven Wahrnehmungen regionaler Unterschiede, d. h. regionalistischem Bewußt-
sein;
3. der Umsetzung regionaler Besonderheiten (objektiver und subjektiver Natur) in den poli-
tischen Regionalismus, insbesondere in Form regionalistischer Parteien zur Durchsetzung 
regionaler politischer Forderungen (z. B. hinsichtlich der Staatsstruktur, der Leistungen des 
Zentralstaats an die Regionen, der Einflußnahme der Regionen auf die zentralstaatliche 
Willensbildung).
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